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Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
9. April 1973 - 1/4 (IV/ 1) -680 70-E-Ag 1 1/73: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 23. März 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozial aus schusses nicht. 

Der Rat hatte bereits anläßlich seiner 236. Tagung am 26.127. März 1973 einen ersten Gedankenaustausch. 
Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Vorschläge 


A. Verordnungs Vorschläge für Preise 


Getreide: Festsetzung der Getreidepreise für das Wirtschafts- 
jahr 1973/1974 I 

Änderung der Verordnung Nr. 120/67/EWG hinsicht- 
lich der Regelung über die Festsetzung der Getreide- 
preise II 


Reis: Festsetzung des Richtpreises für geschälten Reis für 

das Wirtschaftsjahr 1973/1974 [II 

Festsetzung der Interventionspreise für Rohreis für 

das Wirtschaftsjahr 1973/1974 IV 


Zucker: Festsetzung der Preise im Sektor Zucker, der Stan- 

dardqualität für Zuckerrüben sowie des Berech- 
nungskoeffizienten für die Höchstquote für das Zuk- 
kerwirtschaftsjahr 1973/1974 V 


Olivenöl: Festsetzung des Erzeugerrichtpreises für Olivenöl 

für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 VI 


Ölsaaten: Festsetzung der Richtpreise und der Interventions- 

grundpreise für Ölsaaten für das Wirtschaftsjahr 
1973/1974 VII 


Baumwollsaat: Festsetzung des Beihilfebetrags für Baumwollsaat 


für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 VIII 

Flachs und Hanf: Festsetzung der Beihilfe für Flachs und Hanf für das 

Wirtschaftsjahr 1973/1974 IX 

Saatgut: Festsetzung der Beihilfe für Saatgut für das Wirt- 
schaftsjahr 1973/1974 X 

Wein: Festsetzung der Orientierungspreise für Wein für 

den Zeitraum vom 16. Dezember 1973 bis 15. Dezem- 
ber 1974 XI 

Rohtabak: Festsetzung der Zielpreise und Interventionspreise 

sowie der Bezugsqualitäten für Tabakblätter der 
Ernte 1973 XII 

Festsetzung der abgeleiteten Interventionspreise und 

der Bezugsqualitäten für Tabakballen der Ernte 1973 XIII 

Festsetzung der Prämien für Käufer von Tabakblät- 
tern der Ernte 1973 XIV 
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Obst und Gemüse: Festsetzung der Grundpreise und des Kaufpreises 

für Obst und Gemüse für das Wirtschaftsjahr 1973/ 

1974 XV 

Milch: Festsetzung des Richtpreises für Milch sowie der 

Interventionspreise für Butter, Magermilchpulver, 

Grana Padano und Parmagiano Reggiano für das 
Milchwirtschaftsjahr 1973/1974 XVI 

Festsetzung der im Milchwirtschaftsjahr 1973/1974 
gültigen Beihilfen für Magermilch und Magermilch- 
pulver, die für Futterzwecke verwendet werden XVII 

Festsetzung der Schwellenpreise für bestimmte 
Milcherzeugnisse für das Milchwirtschaftsjahr 1973/ 

1974 XVIII 

Rindfleisch: Festsetzung der Orientierungspreise für Kälber und 

ausgewachsene Rinder für das Wirtschaftsjahr 1973/ 

1974 XIX 

Schweinefleisch: Festsetzung des Grundpreises und der Standard- 

qualität für geschlachtete Schweine für die Zeit vom 
1, November 1973 bis 31. Oktober 1974 XX 

Seidenraupen: Festsetzung der Höhe der Beihilfe für Seidenraupen 

für das Zuchtjahr 1973/1974 XXI 

B. Andere Vorschläge ^ 

Geänderter Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung 
einer Prämienregelung zur Umstellung von Milchviehbeständen auf Bestän- 
de zur Erzeugung von Fleisch XXII 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates betreffend die Anwendung der Artikel 
8 und 14 der Richtlinie Nr. 72/159/EWG des Rates vom 17. April 1972 im 
Milchsektor XXIII 

Vorschlag einer Verordnung des Rates (EWG) zur Festlegung der Grund- 
regeln für die Gewährung einer Verbraucherbeihilfe für Butter XXIV 
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Vorbemerkungen 


Die Kommission unterbreitet nachstehend dem Rat ihre Vorschläge betreffend die 
Festsetzung der Preise für verschiedene landwirtschaftliche Erzeugnisse für das 
Wirtschaftsjahr 1973/1974 und bestimmte Folgemaßnahmen. 

Gleichzeitig schlägt die Kommission die gemeinsamen Preise vor, die für die 
neuen Mitgliedstaaten insoweit gelten, als die Akte über die Beitrittsbedingungen 
und die Anpassungen der Verträge Sondervorschriften vorsieht (Milch, Rind- 
fleisch, Flachs). 

Bei diesen Vorschlägen hat sich die Kommission von wirtschaftlichen Beurtei- 
lungsmaßstäben und gleichzeitig von der Notwendigkeit leiten lassen, die Ein- 
heitlichkeit des gemeinsamen Agrarmarktes unter Berücksichtigung der gegen- 
wärtigen Währungslage so weit wie möglich wiederherzustellen. 

Ausgearbeitet wurden die beigefügten Vorschläge in Kenntnis der in mehreren 
Berichten der Kommission enthaltenen Angaben, und zwar: 

— Bericht über die Lage der Landwirtschaft und der Agrarmärkte 1972 (KOM 
(72)900 endg. vom 12. September 1972); 

— Bericht über die Ergebnisse 1968/1969 und 1970 des Informationsnetzes land- 
wirtschaftlicher Buchführungen der EWG (SEK(72) 2800 endg. vom 26, Septem- 
ber 1972); 

— Bericht über die Einkommen in der Landwirtschaft der erweiterten Gemein- 
schaft (SEK(73)900 vom 7. Marz 1973). 
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Begründung 


A. Allgemeine wirtschaftliche Beurteilungsmaßstäbe 

a) Agrarpolitische Überlegungen 

1. Bei ihren Preisvorschlägen lur das Wirtschafts- 
jahr 1972/1973 hatte sich die Kommission zunächst 
von dem Grundsatz leiten lassen, daß eine enge Be- 
ziehung zwischen Preispolitik und Strukturpolitik 
hergestellt werden müßte, ohne daß dabei jedoch die 
Beurteilungsmaßstäbe außer Betracht blieben, denen 
die Kommission bei ihren früheren Preisvorschlä- 
gen Rechnung getragen hat, insbesondere Versor- 
gungslage, Finanzierungskosten der gemeinsamen 
Agrarpolitik und Belieferung der Verbraucher zu an- 
gemessenen Preisen. 

Mit Hilfe der Strukturpolitik in der vom Rat im März 
1972 vorgelegten Form sollen Betriebe geschaffen 
werden, die soweit entwicklungsfähig sind, daß sie 
den landwirtschaftlichen Arbeitnelimern ein Ein- 
kommen gewährleisten können, das demjenigen 
nichtlandwirtschaftlicher Arbeitnehmer vergleichbar 
ist. Es wäre also empfehlenswert, den Betrieben, wel- 
che bereits vergleichbare Arbeitseinkommen erreicht 
haben, die Beibehaltung dieser durch eine geeignete 
Preispolitik zu sichern. Daher sollten die Preisvor- 
schläge möglichst weitgehend die Einkommensent- 
wicklung im nichtlandwirtschaftlichen Bereich sowie 
die Entwicklung der Produktionskosten der landwirt- 
schaftlichen Betriebe berücksichtigen. Obgleich die 
Bedeutung dieser Beurteilungsmaßstäbe durchaus an- 
erkannt wird, muß jedoch auch einer Reihe anderer 
Faktoren, insbesondere der Entwicklung der wirt- 
schaftlichen Lage der Märkte dc‘r einzelnen Erzeug- 
nisse Rechnung getragen werden. 

2. Die wirtschaftliche Lage der landwirtschaftlichen 
Betriebe wird stark von der gesamtwirtschaftlichen 
Situation beeinflußt. Das besorgniserregende An- 
dauern der inflatorischen Tendenzen führt zu einer 
deutlichen Steigerung der Preise der landwirtschaft- 
lichen Produktionsmittel. Ferner ist damit zu rech- 
nen, daß sich der starke Lohnanstieg in der Gemein- 
schaft weiter fortsetzen wird. Schließlich muß der 
Einfluß der steigenden Produktivität innerhalb und 
außerhalb des landwirtschaftlichen Betriebs berück- 
sichtigt werden. 

3. Diese Feststellungen lassen die Kommission zu 
dem Schluß kommen, daß wegen der Steigerung der 
Produktivität eine Anhebung des allgemeinen Ni- 
veaus der gemeinsamen Preise der Agrargüter not- 
wendig ist, um die modernen Betriebe in die Lage 
zu versetzen, mit der Entwdckliing der Arbeitsein- 
kommen der übrigen Wirtschaft Schritt zu halten. 

4. Gleichzeitig sind noch andere Beurteilungsfakto- 
ren in Betracht zu ziehen, die die Möglichkeiten der 
Agrarpreiserhöhung einsdiränken. 


— Die Agrarpreisvorschläge müssen der Absichts- 
erklärung Rechnung tragen, die im Rahmen der 
Entschließung des Rates vom 31. Oktober 1972 
über Maßnahmen zur Inflationsbekämpfung abge- 
geben wurde. In dieser Entschließung wird er- 
klärt, daß Rat und Kommission versuchen wer- 
den, die Steigerung der Agrarpreise dadurch zu 
mäßigen, daß sie gegebenenfalls auf gezielte 
Maßnahmen zur Einkommensstützung der am 
meisten benachteiligten Landwirte zurückgreifen. 

— Es muß dafür gesorgt werden, daß die Preis- 
erhöhungen nicht zu Störungen des Marktgleich- 
gewichts führen. In diesem Zusammenhang er- 
regt der Markt für Mildierzeugnisse bei weitem 
die größte Besorgnis. 

— ■ Der erhebliche Unterschied zwischen dem Niveau 
der Agrarpreise in den neuen Mitgliedstaaten 
und dem der Gemeinschaftspreise führt dazu, daß 
das Agrarpreisniveau in den drei neuen Mitglied- 
staaten während der Übergangszeit erheblich an- 
steigen wird. Daher muß die Gefahr eines An- 
reizes zur Produktionssteigerung in den neuen 
Mitgliedstaaten und einer Schrumpfung des Ver- 
brauchs bestimmter Erzeugnisse durch zu starke 
Erhöhung der gemeinsamen Preise, die schließ- 
lich allen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft scha- 
den würde, eingedämmt werden. 

5. Aufgrund dieser Beurteilungsfaktoren ist die 
Kommission zu dem Schluß gelangt, daß es sich emp- 
fehlen würde, eine allgemeine mäßige Erhöhung der 
gemeinsamen Agrarpreise von nicht mehr als 3 v. H. 
vorzuschlagen. Für bestimmte Produktionsausrich- 
tungen rechtfertigt die Marktlage zusätzliche Preis- 
erhöhungen. 

6. Die Kommission hat festgestellt, daß in der Re- 
gel die Arbeitseinkommen der auf Großkulturen 
ausgerichteten landwirtschaftlichen Betriebe höher 
sind als die der Tierzuchtbetriebe und daß auch die in 
den Milchwirtschaftsbetrieben erzielten Einkommen 
höher liegen als die der Betriebe mit Rindfleisch- 
erzeugung. Von diesen Feststellungen aus ist es be- 
gründet, für Rindfleisch eine stärkere Preiserhöhung 
vorzusehen als für Milcherzeugnisse. Auch sollte 
die Preiserhöhung für Milcherzeugnisse stärker sein 
als die für pflanzliche Erzeugnisse. 

7. Beim Rindfleisch kommt zu dem Problem der nied- 
rigen Einkommen der Erzeuger die Angebotslücke 
hinzu, die für die erweiterte Gemeinschaft im Jahre 
1972 auf 560 000 t geschätzt werden kann. Darüber 
hinaus hat das starke Rindfleischdefizit auf dem 
Weltmarkt einen erheblichen Anstieg der Markt- 
preise bewirkt. Diese Preise liegen heute deutlich 
über den Orientierungspreisen für ausgewachsene 
Rinder. 
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8. Infolge einer Zunahme des Viehbestandes um 
1,6 V. H., der Erträge um 1,7 v. H. und der Beliefe- 
rungsquote der Molkereien um 2,5 v. H. haben die 
Milchlieferungen an die Molkereien von 1971 bis 
1972 in der erweiterten Gemeinschaft um 5,9 v. H, 
zugenommen. Da der Verbrauch nicht im gleichen 
Tempo anstieg, erreichten die Butterbestände der 
erweiterten Gemeinschaft Ende 1972 insgesamt 
400 000 t. Für die sechs ursprünglichen Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaft beliefen sich diese Bestände 
Ende 1971 auf 106 000 t und Ende 1972 auf mehr als 
300 000 t. Es ist damit zu rechnen, daß die Butterbe- 
stände in der erweiterten Gemeinschaft, sollten kei- 
ne Sondermaßnahmen ergriffen, im Laufe von 1973 
die 600 000 t-Grenze überschreiten werden. 

9. Angesichts der überschüssigen Milchproduktion 
einerseits und des Rindfleischdefizits andererseits 
hält es die Kommission für notwendig, besondere 
Maßnahmen zur Förderung der Rindfleischerzeugung 
sowie zur Umstellung der Milcherzeugung auf die 
Rindfleischerzeugung zu ergreifen. 

10. Daher schlägt die Kommission neben der in 
Absatz 5 vorgesehenen allgemeinen Preisanhebung 
eine achtprozentige Erhöhung des Orientierungs- 
preises für ausgewachsene Rinder für das Wirt- 
schaftsjahr 1973/1974 vor. Ferner wird sie eine eben- 
solche Erhöhung für das Wirtschaftsjahr 1974/1975 
Vorschlägen. 

11. Die Kommission verweist darauf, daß dem Rat 
bereits ein Bündel von Vorschlägen zur Förderung 
der Rindfleischerzeugung und zur Herabsetzung der 
Milchvermarktung vorliegt. Unter Berücksichti- 
gung der hierüber im Rat gepflogenen Beratungen 
unterbreitet die Kommission dem Rat eine geänder- 
te Fassung ihres Vorschlags einer Verordnung 
(EWG) des Rates zur Einführung einer Prämien- 
regelung zur Förderung der Rindfleischerzeugung 
sowie zur Umstellung von Milchviehbeständen auf 
Bestände zur Erzeugung von Fleisch. Die Kommis- 
sion schlägt vor, die Aktion der Prämien zur Umstel- 
lung auf die Fleischerzeugung auf Milchviehbestände 
zu konzentrieren, die mindestens 15 Kühe umfassen, 
und den Mitgliedstaaten freizustellen, aus dieser 
Regelung Gebiete auszuschließen, in denen der von 
den Erzeugern erzielte Milchpreis 25 v. H. über dem 
Milchrichtpreis liegt. 

12. Angesichts der durch den Überschuß an Butter- 
fetten verursachten ernsthaften Schwierigkeiten ist 
die Kommisison der Auffassung, daß es nunmehr an 
der Zeit ist, die Eiweißbestandteile der Milch höher 
zu bewerten als die Butterbestandteile. Zu diesem 
Zweck schlägt sie vor, den Interventionspreis für 
Butter um etwa 11 v. H. (d. h. 20 RE je 100 kg) zu 
senken und den Interventionspreis für Milchpulver 
um etwa 24 v. H. (d. h. 13,10 RE je 100 kg) zu erhö- 
hen. Diese Erhöhung gleicht die Senkung des Inter- 
ventionspreises für Butter aus und berücksichtigt die 
in Absatz 5 vorgesehene allgemeine Preiserhöhung. 
Gleichzeitig ist der Verbrauch an Milcherzeugnissen 


dadurch zu fördern, daß bestimmte Sondermaßnah- 
men für den Absatz der Butterbestände beibehalten 
und der Verbraucherpreis für Butter durch Einfüh- 
rung einer Verbrauchssubvention für Butter in Höhe 
von 10 RE je 100 kg gesenkt werden. Ein entspre- 
chender Vorschlag ist den nachstehenden Preisvor- 
schlägen beigefügt. 

13. Aufgrund der in Absatz 6 wiedergegebenen 
Überlegungen schlägt die Kommission ferner eine 
zusätzliche Erhöhung des Milchrichtpreises von 
2 V. H. ab 16. September 1973 vor, die vollständig 
auf den Interventionspreis für Milchpulver abge- 
wälzt würde. Somit w ürde von diesem Zeitpunkt an 
das Verhältnis zwischen „Fett" -Wert und Eiweiß- 
wert der Milch 55 : 45 betragen. 

14. Außerdem hält es die Kommission für notwen- 
dig, Investitionen im Milchsektor, die eine Produk- 
tionsausweitung hervorrufen könnten, zu bremsen. 
Sie wird dies bei der Anwendung von Artikel 93 des 
EWG-Vertrages und der Gewährung der Beteiligung 
des EAGFL, Abteilung Ausrichtung, berücksichtigen. 
Sie schlägt außerdem dem Rat vor, den Ankauf von 
Milchkühen aus der in Artikel 8 der Richtlinie Nr. 
72/159/EWG des Rates vorgesehenen Förderungs- 
regelung auszuschließen. 

15. Die Kommission ist weiter davon überzeugt, 
daß das Problem der niedrigen Einkommen in der 
Landwirtschaft zunächst durch wirksame Maßnahmen 
im Bereich der Strukturpolitik und dann durch ge- 
zielte Maßnahmen gelöst werden muß, mit denen die 
Einkommen in den am stärksten benachteiligten Ge- 
bieten gestützt werden können. Zu diesem Zweck 
hat die Kommission einen Entwurf eines Richtlinien- 
vorschlags über die Landwirtschaft in Berggebieten 
und in bestimmten anderen benachteiligten Gebie- 
ten ^) vorgelegt. Die in dieser Richtlinie vorgesehe- 
nen Maßnahmen werden der Entwicklung der Rind- 
fleischerzeugung in diesen Gebieten dienen. In be- 
zug auf die Förderung der Umstellung auf die Rind- 
fleischerzeugung im Rahmen der Modernisierungs- 
maßnahmen verweist die Kommission auf ihren Vor- 
schlag betreffend die in Artikel 10 der Richtlinie 72/ 
159/EWG ^) genannte Ausrichtungsprämie. 

16. Angesichts der ernsten Lage des Marktes für 
Milcherzeugnisse hält es die Kommission für not- 
wendig, daß all diese Vorschläge vom Rat sobald 
wie möglich, spätestens aber zusammen mit den ge- 
meinsamen Preisen genehmigt werden. 

17. Im Hinblick auf die besonderen Probleme, die 
in einigen anderen Bereichen auftreten, hält es die 
Kommission für zweckmäßig, zusätzliche Erhöhungen 
des Richtpreises für Roggen, des Orientierungsprei- 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 122 
vom 24. November 1972, S. 45 

2) KOM (73) 202 vom 21. Februar 1973 

3) KOM (72) 848 endg. vom 14. Juli 1972 
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ses für Tafelwein des Typs R II, des Grundpreises 
für geschlachtete Schweine und der Beihilfe für die 
Flachserzeugung vorzuschlagen. Die besondere Lage 
in diesen Bereichen ist unter den nach Erzeugnissen 
gegliederten Beurteilungsfaktoren der vorliegenden 
Begründung beschrieben. 

18. Für Hopfen wird die Kommission rechtzeitig 
den in Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 1696/ 
71 vorgesehenen Bericht vorlegen und bei ihren 
etwaigen Vorschlägen zur Gewährung von Beihilfen 
für die Hopfenerzeuger der Notwendigkeit Rech- 
nung tragen, ihnen eine angemessene Verbesserung 
ihrer Einkommen zu ermöglichen. 

19. Für Zucker wird die Kommission zusammen mit 
den in Italien anwendbaren abgeleiteten Preisen für 
Zucker und Zuckerrüben eine Verringerung der in 
Artikel 34 der Verordnung Nr. 1009/67/EWG vorge- 
sehenen Beihilfen zugunsten der Zuckerrübenerzeu- 
ger und der Zuckerrüben verarbeitenden Industrie 
vorgeschlagen, die so berechnet wird, daß die in 
Landeswährung ausgedrückten Preise im Zucker- 
sektor nicht stärker als die in Landeswährung aus- 
gedrückten Preise für die wichtigsten landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse steigen. 

b) Währungstechnische Überlegungen 

20. Ergänzend zu den obigen Beurteilungsfaktoren 
sollten nach Auffassung der Kommission bei den im 
Bereich der Preise zu fassenden Beschlüssen die Not- 
wendigkeit berücksichtigt werden, möglichst die 
durch die Währungsereignisse unterbrochene Ein- 
heitlichkeit des gemeinsamen Agrarmarktes wieder- 
herzustellen. 

Die am 11. März 1973 vom Rat gefaßten Beschlüsse 
im Währungsbereich können ein fruchtbarer Ansatz 
zur Erreichung dieses Zieles sein. 

Nach Auffassung der Kommission empfiehlt es sich, 
für die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik 
notwendigen Berechnungen Umrechnungssätze fest- 
zulegen, die die tatsächliche wirtschaftliche Lage der 
Währungen der Gemeinschaft berücksichtigen. Damit 
könnte ein erster Schritt getan werden, um wieder 
zur Einheitlichkeit des gemeinsamen Agrarmarktes 
zu gelangen. Die Anwendung dieser Umrechnungs- 
sätze würde in einigen Fällen die Senkung der in 
Landeswährung ausgedrückten gemeinsamen Agrar- 
preise nach sich ziehen, in anderen Fällen eine Stei- 
gerung. Zur Verhinderung ernsthafter wirtschaft- 
licher Auswirkungen, die sich daraus ergeben könn- 
ten, müssen besondere Maßnahmen getroffen wer- 
den. 

21. Aufgrund währungstechnischer Erwägungen 
sollte nach Auffassung der Kommisison die in Ziffer 
5 genannte allgemeine Anhebung der Preise 2,76 
v. H. betragen; dies entspricht dem Unterschied zwi- 
schen den für die Währungen der Beneluxländer 
festgesetzten Leitkursen und ihren amtlichen Paritä- 


ten. Diese Anhebung müßte dazu benutzt werden, 
den Einheitsmarkt in einem großen Teil der Gemein- 
schaft (Beneluxländer, Dänemark und Frankreich) 
wiederherzustellen, indem von den Währungsaus- 
gleichsbeträgen, die auf die Unterschiede zwischen 
amtlicher Parität und festgestelltem Wert der Wäh- 
rungen zurückzuführen sind, 2,76 v. H. abgezogen 
v/erden. 

Bei Vorlage dieses Vorschlags legt die Kommission 
Wert auf die Feststellung, daß sie nicht beabsichtigt, 
künftig neue Agrarpreisanhebungen vorzuschlagen, 
die für alle Mitgliedstaaten gelten und die sich auf 
Änderungen in den Relationen zwischen den Wäh- 
rungen der verschiedenen Mitgliedstaaten stützen 
würden. 

In den Beneluxländern ergäbe sich daraus, daß die 
2,76prozentige Erhöhung der in RE ausgedrückten ge- 
meinsamen Preise in der Landeswährung nicht aus- 
gedrückt wird. 

Tn Frankreich und Dänemark würden die in Landes- 
währung ausgedrückten Preise um 2,76 v. H. steigen. 
In der Bundesrepublik Deutschland dagegen könnte 
mit der gewählten Regelung eine zu starke Zunahme 
des Abstands der in Landeswährung ausgedrückten 
gemeinsamen Preise gegenüber den anderen Mit- 
gliedstaaten verhindert werden. Für Deutschland er- 
gäbe sich daraus eine Verringerung des Unterschieds 
gegenüber den gemeinsamen Preisen auf 4,85 v. H. 
(7,61 V. H. minus 2,76 v. H.). 

Für Benelux und die Bundesrepublik Deutschland 
sind die vorgelegten Vorschläge insofern gerecht- 
fertigt, als sich die Ende 1971 festgesetzten Leitkurse 
bereits auf die Gesamtwirtschaft dieser Mitglied- 
staaten ausgewirkt haben. 

Hinsichtlich Italiens könnte ein Schritt in Richtung 
auf die Wiederherstellung der Einheitlichkeit des 
gemeinsamen Agrarmarktes getan werden, indem 
der festgestellte Währungsabstand nicht voll ausge- 
glichen würde. Eine solche Entscheidung könnte zu 
einem Anstieg der in Landeswährung ausgedrückten 
gemeinsamen Preise von insgesamt 6,76 v. H. (4 v.H. 
plus 2,76 V. H.) für Erzeugnisse führen, für die es 
Währungsausgleichsbeträge gibt. Damit könnte man 
auch in diesem Mitgliedstaat verhindern, daß sich 
der Abstand zwischen den in Landeswährung ausge- 
drückten gemeinsamen Preisen und den in den ande- 
ren Mitgliedstaaten angewandten Preisen zu stark 
vergrößert. Für das Vereinigte Königreich und Irland 
schließlich könnten die Erhöhungen der in der Lan- 
deswährung ausgedrückten Preise, die notwendig 
sind, um den Stand der gemeinsamen Preise zu er- 
reichen, in mehreren Stufen erfolgen, deren erste 
mit der zweiten Preisangleichung zusammenfallen 
I würde. Hierbei verweist die Kommission darauf, daß 


4) Die Anhebung um 2,76 v. H. würde nicht für Hart- 
weizen, Reis und Olivenöl gelten. 
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für diese Länder die zehnprozentige Abwertung be- 
reits bei der Festsetzung der vom 1. Februar 1973 
an geltenden Preise berücksichtigt worden ist. 

22. Unter der Voraussetzung, daß die Leitkurse 
für die gesamten Erzeugnisse, bei denen gegenwärtig 
Ausgleichsbeträge angewandt werden, bestehen blei- 
ben, könnten diese Beträge im Handel zwischen fünf 
Ländern (Benelux, Dänemark, Frankreich) wegfal- 
len. Gleichzeitig könnten die im Handel mit Deutsch- 
land angewandten Währungsausgleichsbeträge un- 
verändert bleiben. 

Solange die Wechselkurse der Währungen Italiens, 
Irlands und des Vereinigten Königreichs weiter frei- 
gegeben sind, müssen die geltenden Ausgleichsbe- 
träge gegebenenfalls berichtigt werden. Hierzu hat 
die Kommission dem Rat geeignete Ratschläge vor- 
gelegt (KOM(73)453 vom 21. März 1973). 

23. Die Kommission vertritt die Ansicht, daß die 
empfohlenen Lösungen nur einen ersten Schritt auf 
dem Wege zur Wiederherstellung des einheitlichen 
Charakters des gemeinsamen Agrarmarktes dar- 
steilen und daß die Ausgleichsbeträge sobald wie 
möglich abgeschafft werden müssen. In jedem Fall 
müssen bis 1. Januar 1978 sämtliche Ausgleichsbe- 
träge (Währungs- und Beitrittsausgleichsbeträge) 
entfallen. 

24. Bei der Ausarbeitung ihrer Vorschläge für das 
Wirtschaftsjahr 1973/1974 hat die Kommission fest- 
gestellt, daß die Agrarpreispolitik in zunehmendem 
Maße durch Grenzen eingeengt ist, die durch Gebo- 
te der allgemeinen Wirtschaftspolitik gezogen sind, 
und daß die Agrarpreispolitik zwar zur allgemeinen 
Anhebung der landwirtschaftlichen Einkommen bei- 
trägt, aber nicht alle Schwierigkeiten beheben kann, 
die sich aus den Disparitäten innerhalb der Land- 
wirtschaft selbst ergeben. 

Die Kommission möchte dem Rat daher ihre Ab- 
sicht bekunden, die anstehenden Probleme und die 
Frage einer etwaigen Einführung ergänzender Maß- 
nahmen, die eine gerechte und angemessene Ver- 
besserung der landwirtschaftlichen Einkommen ohne 
Verschärfung der Marktlage erlauben würden, ein- 
gehend zu prüfen. 

Die Kommission ersucht den Rat, für Oktober eine 
Grundsatzdebatte über diesen Problemkreis vorzu- 
sehen, damit sie auf der Grundlage der Untersu- 
chungen, die sie ihrerseits voranzutreiben gedenkt, 
und im Lichte der Beratungen im Rat in der Lage ist, 
all diese Gesichtspunkte bei der Ausarbeitung der 
Gesamtvorschläge für das nächste Agrarwirtschafts- 
jahr, die sie dem Rat zum geeignetsten Zeitpunkt 
zu unterbreiten beabsichtigt, berücksichtigen kann. 


B. Beurteilungsfaktoren nach Erzeugnissen 

GETREIDE 

1. Hinweis auf die Grundverordnung 

Gemäß Artikel 2 der Verordnung Nr. 120/67/EWG 
des Rates ^) hat die Kommission folgende Preise 
vorzuschlagen: 

a) den Richtpreis für folgende Getreidearten: 

— Weichweizen 

— Hartweizen 

— Gerste 

— Mais 

— Roggen 

b) den Grundinterventionspreis für folgende Getrei- 
dearten: 

— Weichweizen 
- — Gerste 

— Roggen 

c) den garantierten Mindestpreis für Hartweizen. 

Diese Preise gelten für das Wirtschaftsjahr 1. August 
1973 bis 31. Juli 1974. 

Dieses Jahr schlägt die Kommission eine Änderung 
der obengenannten Grundverordnung in bezug auf 
Roggen vor, um die Festsetzung eines einzigen In- 
terventionspreises für diese Getreideart in der ge- 
samten Gemeinschaft zu ermöglichen und dabei noch 
die Prämie von 1,50 RE/t für zur Intervention ange- 
botenen Roggen zur Brotherstellung beizubehalten. 
Es ist daher nicht mehr notwendig, für diese Getrei- 
deart einen Grundinterventionspreis festzusetzen. 

Um über ihre künftigen Absichten Aufschluß zu ge- 
ben, läßt die Kommission in ihren Vorschlag als An- 
haltspunkt auch die einheitlichen Interventionsprei- 
se aufnehmen, die sie gemäß Artikel 4 Absatz 4 
Buchstabe c der Verordnung Nr. 120/67/EWG für 
Hartweizen und Mais sowie jetzt auch für Roggen 
Vorschlägen möchte. 


5) Verordnung Nr. 120/67 des Rates vom 19. Juni 1967 
über die gemeinsame Marktorganisation für Getreide 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67), zuletzt geändert durch 
die Akte über die Beitrittsbedingungen und die An- 
passungen der Verträge (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 73 vom 27. März 1972, S. 14) 
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2. Preisvorschläge für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 

(mit Hinweis auf die bisherigen Preise) 


Art des Preises 

Weichweizen 

Richtpreis 

Grundinterventionspreis 
Unterschied 

Hartweizen 

Richtpreis 

Grundinterventionspreis 
Einheitlicher Interventionspreis 
(Überschußgebiet) 

Garantierter Mindestpreis 
Produktionsbeihilfe 

Gerste 

Richtpreis 

Grimdinterventionspreis 
Unterschied 

Roggen 

Richtpreis 

Grundinterventionspreis 
Einheitlicher Interventionsprois '*) 
(Überschußgebiet) 

Unterschied 

Mais 

Richtpreis 

Einheitlicher Interventionspreis 
(Überschußgebiet) 

Unterschied 


Preis 1971/72 
RE/t 

Preis 1972/73 
RE/t 

109,44 

113,80 

100,72 

104,75 

8,72 

9,05 

127,50 

132,60 

119,85 

— 

112,44 

116,93 

147,90 

153,80 

36,46 

36,87 

100,21 

104,25 

92,02 

95,70 

8,19 

8,55 

100,42 

105,45 

92,82 

97,45 

7,60 

8,00 

96,90 

101,75 

79,31 

83,25 

17,59 

18,50 


Für 1973/74 vorgeschlagene 
Preise 

RE/t Erhöhung RE/t 


116,94 

+ 

3,14 

107,64 

+ 

2,89 

9,30 

+ 

0,25 

136,26 

+ 

3,66 

116,93 


— 

153,80 


— 

37,88 


— 

107,13 

+ 

2,88 

98,34 

4 - 

2,64 

8,79 

+ 

0,24 

112,58 

+ ( 

7,13) 

98,17 


— 

14,41 


— 

104,56 

+ 

2,81 

85,55 


2,30 

19,01 

+ 

0,51 


ß) Dieser Preis gilt lediglich als Anhaltspunkt, da er vom 
Rat erst nach den Grundinterventionspreisen, den 
Richtpreisen und dem garantierten Mindestpreis fest- 
gesetzt wird. 


3. Begründung der Vorschläge 

Diese Vorschläge werden wie folgt begründet: 

— In den letzten drei Wirtschaftsjahren (1970/1971, 
1971/1972, 1972/1973 hat sich die Produktion trotz 
gleichbleibender Anbaufläche infolge der Ertrags- 
steigerung bei allen Getreidearten erhöht; eine 
Ausnahme bildet lediglich Mais, bei dem sich die 
Anbauflächen and di,; Ejträge gleichzeitig er- 
höhen. 

Weichweizen: gleichbleibende Anbaufläche 

von rund 8 Mio ha 

Produktion: 26,4 - 30,3 - 32,2 
Mio t 


Hartweizen: 


Gerste: 


Roggen; 


gleichbleibende Anbaufläche 

von rund 1,7 Mio ha 

Produktion: 3,1 - 3,8 - 3,5 Mio t 
Ertrag: 17,9 - 21,3 - 20,4 dz/ha 

gleichbleibende Anbaufläche 

von rund 4,8 Mio ha 

Produktion: 14,- - 15,9 - 17,7 
Mio t 

Ertrag: 28,5 - 34,5 - 38,2 dz/ha 

gleichbleibende Anbaufläche 

von rund 1,1 Mio ha 

Produktion: 3,3 - 3,7 - 3,5 Mio t 


Ertrag: 33,1 - 37,5 - 39,9 dz/ha 


Ertrag: 29,3 - 33,2 - 32,9 dz/ha 
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Mais: zunehmende Anbaufläche: 2,6 - 

2,7 -2,9 Mio ha 

Produktion: 12,8 - 13,8 - 14,5 
Mio t 

Ertrag: 49,2 - 51 ,4 - 50 dz/ha 

— in den letzten drei Wirtschaftsjahren {1970/1971, 
1971/1972, 1972/1973) wies die Verwendung fol- 
gende Entwicklungstendenz auf: 

a) bei Weichweizen stabil bei 16 Mio t (ohne 
Denaturierung); 

b) bei Hartweizen auf einem Markt mit Zuschuß- 
bedarf aufsteigend: 3,7 - 3,8 - 3,9 Mio t; 

c) bei Gerste trotz des Zuschußbedarfs rückläu- 
fig: 8,2 - 6,9 - 7,9 Mio t; 

d) bei Mais infolge des Zuschußbedarfs auf dem 
Futtergetreidemarkt stark ansteigend: 14,5 - 
15,2-17,2 Mio t; 

— Die Marktpreise für Getreide waren 1972/73 ins- 
gesamt zufriedenstellend, ausgenommen für Rog- 
gen in den Anbaugebieten auf Grund einer be- 
sonderen Lage. 

— Die zur Intervention angebotenen Getreidenien- 
gen haben sich wie folgt entwickelt (Mio t): 



1969/70 

1970/71 

1971/72 

1972/73 

Weichweizen 

1,4 

0,1 

1,8 

0,35 

Hartweizen 

— 

— 

0,1 

— 

Gerste 

0,2 

0,2 

0,6 

0,22 

Roggen 

0,4 

0,1 

0,3 

0,23 

Mais 

— 

— 

— 

— 


— Die gegenwärtige internationale Lage auf dem 
Getreidemarkt steht im Zeichen eines allgemei- 
nen Rückgangs der Bestände und eines Preisan- 
stiegs; diese Entwicklung könnte auch im näch- 
sten Wirtschaftsjahr noch anhalten. 

— Im Rahmen einer allgemeinen Erhöhung der 
Agrarpreise dürfte eine mäßige Anhebung der 
Riebt- und Interventionspreise für Weiebweizen, 
Hartweizen^), Gerste und Mais, unter Berücksich- 
tigung der Ertragssteigerung, ausreichend und 
geeignet sein, die gestiegenen Gestehungskosten 
auszugleichen. 

Um den Roggenmarkt beweglicher zu gestalten, 
wird außerdem wie bei Hartweizen und Mais 
vorgescblagen, einen einzigen Interventionspreis 
für die gesamte Gemeinschaft festzusetzen. 

4. Einheitlicher Interventionspreis für Roggen 

Bei Roggen zielt der Vorschlag darauf ab, durch den 
vorgeschlagenen einheitlichen Preis im Rahmen 
einer Erhöhung des Richtpreises um 6,76 v. H, das 
Einkommensgleichgewicht zwischen den Überschuß- 
gebieten und den Gebieten mit Zuschußbedarf wie- 


derherzustellen und dabei gleichzeitig die gegen- 
wärtige regionale Preisstaffelung vollständig zu re- 
formieren. 

Damit diese Reform durchführbar ist, mußte zunächst 
die gegenwärtige regionale Staffelung berichtigt 
werden, indem das eigentliche Überschußgebiet der 
Gemeinschaft, nämlich Niedersachsen, zugrunde ge- 
legt wird. 

Dies ist der Pall, wenn man Fallersleben als Inter- 
ventionsort der Zone mit dem größten Überschuß 
mit dem Interventionspreis von 95,53 RE/t für das 
Wirtschaftsjahr 1972/73 wählt. 

Dieser Preis liegt ziemlich in der Mitte zwischen 
dem höchsten Preis (Richtpreis) und dem niedrigsten 
Interventionspreis im Rahmen der gegenwärtigen 
regionalen Preisstaffelung. Dieser Preis muß jedoch 
Vv^ie für die übrigen Getreidearten um 2,76 v. H. er- 
höht und folglich auf 98,17 RE/t festgesetzt werden. 

Auf diese Weise kann der Unterschied zwischen 
dem einheitlichen Interventionspreis und dem um 
6,76 v. H. erhöhten Richtpreis auf 14,41 RE/t fest- 
gesetzt werden; diese Spanne reicht aus, um einen 
normalen Handelsstrom bei Roggen aus den Anbau- 
gebieten nach den Verbrauchergebieten zu ermög- 
lichen. 

Die Festsetzung eines einzigen Interventionspreises 
für Roggen macht eine entsprechende Änderung der 
Verordnung Nr. 120/67/EWG erforderlich. 

Ein diesbezüglicher Anderungsentwurf ist als An- 
lage beigefügt. 

1. Gemäß Artikel 2 und 4 der Verordnung Nr. 359/ 
67/EWG des Rates vom 25, Juli 1967 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Reis^) hat die 
Kommission einen Richtpreis für geschälten Reis 
und einen Interventionspreis für Rohreis in den 
Reisanbaugebieten für das Wirtschaftsjahr 1. Sep- 
tember 1973 bis 31. August 1974 vorzuschlagen. 

2. Für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 war der Richt- 
preis für geschälten Reis um 4,7 v. H. erhöht und 
auf 21,15 RE/100 kg festgesetzt worden. Damit 
sollte der Interventionspreis für Rohreis um 
4 V. H. erhöht werden, um den Anstieg der 
Kosten im allgemeinen und der Kosten der Reis- 
erzeugung im besonderen Rechnung zu tragen. 
Der Interventionspreis wurde für dieses Wirt- 
schaftsjahr auf 13,000 RE/100 kg festgesetzt. 

Bei der Erhöhung des Richtpreises für 1972/1973 
wurde auch ein Teil der Erhöhung der Rohreis- 
Schälkosten berücksichtigt. 


7) zum 20. Februar 1973 

8) Bei Hartweizen betrifft die mäßige Anhebung nur den 
Richtpreis. 

9) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1, zuletzt geändert durch die Akte 
über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen 
der Verträge (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 73 vom 27. März 1973, S. 14) 
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Es wird vorgeschlagen, die Reispreise für das 

Wirtschaftsjahr 1973/1974 nicht zu ändern. 

3. — 1972/1973 fiel die Reisernte in der Gemein- 
schaft, trotz einer Ausweitung der Anbauflä- 
che um rund 4000 ha, niedriger aus als im 
vorhergehenden Wirtschaftsjahr (757 000 t im 
Jahre 1971/1972 gegenüber 620 000 im Jahre 
1972/1973, ausgedrückt in Mengen geschältem 
Reis). Der Grund für diesen starken Ernterück- 
gang waren die besonders ungünstigen Wit- 
terungsverhältnisse in der Zeit des Wachs- 
tums und bei der Reisernte. In Frankreich 
wurde eine leichte Verringerung der bebauten 
Flächen festgestellt ; in diesem Land waren 
die Hektarerträge noch geringer als die ohne- 
hin schon schwachen Erträge in Italien. 

— Die starke EWG-Nachfrage nach Reis aus der 
Gemeinschaftsproduktion bewirkte einen be- 
trächtlichen Anstieg der Binnenmarktpreise. 
Die für das jetzige Wirtschaftsjahr beschlos- 
sene Erhöhung des Interventionspreises 
kommt zu spät, um sich noch auf den Anbau 
für die Ernte 1972 auszuwirken, doch ist eine 
Auswirkung auf die Anbauflächen für die 
nächste Ernte zu erwarten, die zumindest in 
Italien vergrößert werden dürfte. Es ist daher 
mit einer umfangreicheren Ernte auf Grund 
der größeren Anbauflächen zu rechnen, was 
einen Druck auf die Preise ausüben dürfte. 


— Die Selbstversorgungsquote der erweiterten 
Gemeinschaft liegt bei etwa 95 v. H. und die 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu- 
sammensetzung bei rund 112 v. H. Da aber die 
Verbraucher in den Mitgliedstaaten ohne 
eigene Reiserzeugung Reisqualitäten wün- 
schen, die in der Gemeinschaft nur schwer an- 
gebaut werden können, sind recht umfang- 
reiche Einfuhren erforderlich, so daß ein gro- 
ßer Teil der Gemeinschaftsernte auf dem 
Weltmarkt abgesetzt werden muß. 

— Im Gegensatz zu den Vorjahren ist 1972/1973 
die Reisnachfrage auf dem Weltmarkt größer 
als das Angebot, so daß die Reispreise sehr 
stark gestiegen sind. Es ist damit zu rechnen, 
daß sich gegen Ende 1973 die Preissituation 
normalisiert, falls die Welternte normal aus- 
fällt. 

— Mit Rücksicht auf die gegenwärtige Konjunk- 
turlage wird vorgeschlagen, den Richtpreis für 
geschälten Reis gegenüber 1972/1973 unver- 
ändert bei 21,15 RE/100 kg zu belassen und 
auch die für die Festsetzung der Interventions- 
preise für Arles und Vercelli maßgebenden 
Bestandteile nicht zu verändern, so daß diese 
Preise bei 13,00 RE/100 kg belassen werden. 

In der folgenden Übersicht werden ausgehend 
vom Interventionspreis die verschiedenen Be- 
standteile dargestellt, aus denen sich der 
Richtpreis für geschälten Reis zusammensetzt. 
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Proposition de prix du riz pour la Campagne 1973/1974 

Preisvorsdilag für Reis für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 

UC/RE/100 kg 



1972/73 

(rappel) 

1973/74 

Prix indicatif du riz decortique ä Duisbourg 

Richtpreis für geschälten Reis in Duisburg 

21,150 

21,150 

Diminution d'une part de la preference EAMA/ 

PTOM 

Verminderung um einen Teil der Präferenz AASM/ 

ÜLG 

0,150 

0,150 

Prix indicatif du riz decortique ä Duisbourg, sans 
preference EAMA/PTOM 

Richtpreis für geschälten Reis in Duisburg, ohne 

Präferenz AASM/ULG 

21,000 

21,000 

Transport Vercelli-Duisburg 

1,402 

1,402 

Prix du ris decortique ä Vercelli 

Preis für geschälten Reis in Vercelli 

19,598 

19,598 

Conversion de riz decortique en paddy (125/100) 

Umrechnung von geschältem in Rohreis (125/100) 

19,678 

15,678 

Frais de decorticage par 100 kg de riz paddy 

Schälkosten je 100 kg Rohreis 

1,700 

1,700 

Valeur des sous-produits 

Wert der Nebenerzeugnisse 



Prix indicatif theorique du riz paddy ä Vercelli 

Theoretischer Richtpreis für Rohreis in Vercelli 

13,978 

13,978 

Marge de 7 u- 

Spanne von ‘ 

0,978 

0,978 

Prix d'intervention du riz paddy ä Vercelli 

Interventionspreis für Rohreis in Vercelli 

13,000 

13,000 


ZUCKER 


1. Gemäß der Verordnung Nr. 1009/67/EWG über 
die gemeinsame Marktorganisation für Zucker 
(Artikel 2, 3, 4 und 24) hat der Rat auf dem 
Zuckersektor für das Zuckerwirtschaftsjahr 1973/ 
1974 festzusetzen; 

— den Richtpreis für Weißzucker, 

— den Interventionspreis für das Hauptüber- 
schußgebiet der Gemeinschaft, 

— den Mindestpreis für Zuckerrüben, 


— die Höchstquote. 

2. Die folgende Tabelle enthält die obigen Angaben 
für die vorangegangenen Wirtschaftsjahre und 
für das Wirtschaftsjahr 1973/1974: 


10) Verordnung Nr. 1009/67/EWG, Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. 308 vom 18. Dezember 
1967, S. 1, zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 174/73, Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 25 vom 30. Januar 1973, S. 1 
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1. Richtpreis für Weißzucker (RE/ 100 kg) 

2. Interventionspreis für Weißzuckcr (RE/100 kg) 

3. Mindestpreis für Zuckerrüben (RE/ 100 kg) 

4. Höchstquote (v. H.) 

(im Verhältnis zur Grundquote) 


Wie die vorstehende Tabelle zeigt, sind vor allem 
wegen der hohen Überschüsse auf dem Zuckermarkt 
der EWG und der sehr niedrigen Weltmarktpreise 
in den ersten drei Zuckerwirtschaftsjahren (1968/ 
1969 bis 1970/1971) keine Preiserhöhungen beschlos- 
sen worden. 

Für das Wirtschaftsjahr 1971/1972 wurde die Ver- 
arbeitungsspanne angehoben (-r 8 v. H.) ; für 
1972/1973 erhöhte man den Mindestpreis für Zuk- 
kerrüben um 4 v. H. und die Verarbeitungsspan- 
ne um 2 V. H. 

Für das Zuckerwirtschaftsjahr 1973/74 wird eine 
mäßige Anhebung der Preise in diesem Bereich 
vorgeschlagen, 

3. Die Zuckerrübenanbaufldche, die seit Inkrafttre- 
ten der gemeinsamen Marktorganisation für Zuk- 
ker weitgehend gleichgeblieben war (rund 
1 160 000 ha), hat 1972/1973 in fast allen Regionen 
um etwa 5 v. H. zugenommen. Den ersten Anga- 
ben zufolge ist im Wirtschaftsjahr 1973/1974 mit 
einer weiteren Ausdehnung der Flächen zu rech- 
nen. In Anbetracht dieser Vergrößerung der 
Zuckerrübenanbaufläche sowie des Anstiegs der 
Hektarerträge und unter Berücksichtigung der 
voraussichtlichen Zunahme des Zuckerverbrauchs 
für die menschliche Ernährung weist die Gemein- 
schaftsbilanz schon jetzt einen leichten Über- 
schuß auf. Es wird daher notwendig sein, min- 
destens ebensoviel Zucker zu exportieren, wie 
aus dem Commonwealth eingeführt werden soll. 

Auf dem Weltmarkt ist seit einiger Zeit ein Defi- 
zit zu verzeichnen, weshalb die Weltmarktpreise, 
die 1968 nur etwa 5 RE/100 kg betrugen, im Juli 
1972 auf 14,00 RE stiegen und gegenwärtig rund 
20,00 RE erreichen. Für ihre über die Grundquoten 
hinausgehende Produktion haben die Zucker- 
lübenerzeuger und Zuckerhersteller folglich Ein- 
nahmen erzielt, die Vv-eit über dem garantierten 
Minimum lagen. 

Der Preis für Melasse ist schon seit langem viel 
höher als der bei der Festsetzung des Interven- 
tionspreises für Zucker zugrunde gelegte Preis. 
Diese Mehreinnahme allein bedeutet schon eine 
Erhöhung der Verarbeitungsspanne um etwa 
5 V. H. 


1968/69 

bis 

1970/71 

1971/72 

1972/73 

Vorschlag 

1973/74 

22,85 

23,80 

24,55 

25,23 

21,73 1 

22,61 

23,34 

23,98 

17,00 

17,00 

17,68 

18,17 

135 

135 

135 

135 


OLIVENÖL 

1. Laut Verordnung Nr. 136/66/EWG über die Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Fette ^^) hat der Rat den Erzeugerrichtpreis 
für Olivenöl festzusetzen. 

Dieser Preis wurde vom Rat für das Wirtschafts- 
jahr 1972/1973 auf 124,70 RE/100 kg festgelegt, 
was einer Erhöhung um 5 v. H. gegenüber dem 
Preis für das Wirtschaftsjahr 1971/1972 entspricht. 

2. Für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 wird vorge- 
schlagen, den für das vorhergehende Wirtschafts- 
jahr festgesetzten Erzeugerrichtpreis beizubehal- 
ten. 

3. Da der Ölbaum eine Dauerkultur ist, hat die vor- 
geschlagene Höhe des Erzeugerrichtpreises auf 
die Erzeugung von Oliven und folglich von Ol 
keinerlei Einfluß. 

Angesichts der Besonderheiten der gemeinsamen 
Marktorganisation für Olivenöl bleiben Angebot 
und Nachfrage und damit der Verbrauch bei die- 
sem Erzeugnis von der Höhe dieses Preises eben- 
falls unberührt. In Anbetracht der besonderen 
Lage, die für diesen Produktionszweig kennzeich- 
nend ist, erscheint es nicht notwendig, den Er- 
zeugerrichtpreis für Olivenöl zu ändern. 

ÖLSAATEN 

Raps- und Rübsensamen, Sonnenblumenkerne 
und Baumwollsaat 

1. Gemäß der Verordnung Nr. 136/66/EWG wer- 
den für Raps- und Rübsensamen sowie für Sonnen- 

’O Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66, zuletzt geändert 
durch die Akte über die Beitrittsbedingungen und die 
Anpassungen der Verträge (Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften Nr. L 73 vom 27. März 1972, 
S. 14) 

1-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66, zuletzt geändert 
durch die Akte über die Beitrittsbedingungen und die 
Anpassung der Verträge (Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften Nr. L 73 vom 27. März 1972, 
S. 14) 
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blumenkerne alljährlich ein Richtpreis und ein 
Interventionsgrundpreis festgelegt. Das Wirt- 
schaftsjahr, für das diese Preise gelten, dauert 
vom: 

— 1, Juli bis 30. Juni für Rabs- und Rübsensamen; 

— 1. September bis 31. August für Sonnenblu- 
menkerne. 

2. Im Wirtschaftsjahr 1972/1973 betragen für Raps- 
und Rübsensamen der Richtpreis 20,85 RE/100 kg 
und der Interventionsgrundpreis 20,25 RE/ 100 kg, 
was in beiden Fällen einer Erhöhung um 3 v. H. 
gegenüber dem Wirtschaftsjahr 1971/1972 ent- 
spricht. 

Für Sonnenblumenkerne belaufen sich der Richt- 
preis auf 21,05 RE/100 kg und der Interventions- 
grundpreis auf 20,45 RE/ 100 kg und liegen damit 
um 4 V. H. über dem Stand des vorangegangenen 
Wirtschaftsjahres. 

Für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 wird eine 
mäßige Anhebung der Richtpreise und der Inter- 
ventionsgrundpreise für Raps- und Rübsensamen 
sowie für Sonnenblumenkerne vorgeschlagen. 

Die Preise für diese Ölsaaten werden wie folgt 
festgesetzt: 

Rechnungseinheiten 
pro 100 kg 


a) Raps- und Rübsensamen: 

— Richtpreis 21,43 

— Interventionsgrundpreis 20,81 

b) Sonnenblumenkerne: 

— Richtpreis 21,63 

— Interventionsgrundpreis 21,01 


3. Die Gemeinschaftsproduktion von Rapssamen ist 
von 913 000 t im Wirtschaftsjahr 1971/1972 auf 
1 034 000 t im Wirtschaftsjahr 1972/1973 gestie- 
gen. Bisher hat der Absatz von Rapssamen keine 
Probleme aufgeworfen, da sich die Nachfrage im 
gleichen Umfang erhöht hat wie die Erzeugung. 
Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, daß im Wirt- 
schaftsjahr 1973/1974 gewisse Absatzschwierig- 
keiten auftreten werden. 

Die Erzeugung von Sonnenblumenkernen ist von 
65 000 t im Wirtschaftsjahr 1971/1972 auf 76 000 t 
im Wirtschaftsjahr 1972/1973 gestiegen. Da diese 
Produktion ein Defizit aufweist und die Verar- 
beitungserzeugnisse von hoher Qualität sind, be- 
stehen hier keine Absatzprobleme. 

Bei dieser Gelegenheit sei daran erinnert, daß 
der Rat bei der Festsetzung der Preise für Raps- 
samen für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 beschlos- 
sen hatte, in sein Protokoll folgenden Satz auf- 
zunehmen: 


„Rat und Kommission kommen überein, vor Be- 
ginn des nächsten Wirtschaftsjahres die notwen- 
digen Maßnahmen zu verabschieden, um auf 
nichtdiskriminierender Grundlage und unter Be- 
rücksichtigung der Besonderheiten der Ölsaaten 
den freien Verkehr dieser Saaten auf dem ge- 
samten Gebiet der Gemeinschaft zu gewährlei- 
sten". 

Die Kommission möchte, bevor sie dem Rat dies- 
bezügliche Vorschläge unterbreitet, die Unter- 
suchung darüber abschließen, wie sich der Beitritt 
dreier neuer Mitgliedstaaten auf den freien Ver- 
kehr mit Rapssamen auf dem Gebiet der erwei- 
terten Gemeinschaft auswirkt. 

4. Für BaumwoJlsaaten ist in Artikel 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1516/71 vorgesehen, daß 
jedes Jahr eine Beihilfe je Hektar Anbau- und 
Erntefläche gewährt wird. 

Der Betrag der Beihilfe wurde zum ersten Mal 
für das Wirtschaftsjahr 1971/1972 festgesetzt. 

Für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 wurde die Bei- 
hilfe von 70 RE auf 80 RE/Hektar erhöht, um das 
Einkommen der Erzeuger um 5 v. H. anzuheben. 

Die Beihilfe, die seit dem Wirtschaftsjahr 1971/ 
1972 von der Gemeinschaft für die Erzeugung von 
Baumwollsaat gewährt wird, hat offenbar dem 
vorher beobachteten ständigen Rückgang des 
Baumwollanbaus in der Gemeinschaft ein Ende 
gesetzt. 

Angesichts der besonderen Lage dieser Produk- 
tion erscheint es für das Wirtschaftsjahr 1973/ 
1974 (1. August 1973 bis 31. Juli 1974) nicht not- 
wendig, die für das vorhergehende Wirtschafts- 
jahr festgelegte Beihilfe pro Hektar zu ändern. 

FLACHS UND HANF 

1. Nach Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/ 
70’^) wird für Flachs und Hanf jedes Jahr eine 
Beihilfe je Hektar Anbau- und Erntefläche ge- 
währt. 

2. Für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 wurde der Bei- 
hilfebetrag für Flachs auf 135 RE/ha festgesetzt. 
Diese Anhebung um 25 RE/ha gegenüber dem 
Wirtschaftsjahr 1971/1972 sollte eine Erhöhung 
des Einkommens der Erzeuger um 5 v. H. ermög- 
lichen. 


13) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 160 
vom 17. Juli 1971, S. 1 

14) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 146 
vom 4. Juli 1970, S. 1, zuletzt geändert durch die Akte 
über die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen 
der Verträge (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 73 vom 27. März 1972, S. 14) 
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Für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 (1. August 1973 
bis 31. Juli 1974) wird eine Anhebung des Ein- 
kommens der Erzeuger von Faserlein um 4 v. H. 
vorgeschlagen. 

In Anbetracht der voraussichtlichen Entwicklung 
der Preise für Flachsfasern und Leinsaat ließe 
sich diese Einkommenserhöhung durch eine An- 
hebung der Hektarbeihilfe um 25 RE erzielen. 

3. Angesichts der allgemeinen Tendenz bei den 
Agrarpreisvorschlägen dürfte diese Steigerung 
ausreichen, um den 1972 gegenüber dem Vor- 
jahr festgestellten Rückgang der Anbauflächen 
aufzuhalten (52 500 ha gegenüber 65 000 ha). 

Auf diese Weise wäre mit einem besseren Gleich- 
gewicht zwischen der Erzeugung und den - bei 
diesem Produkt gleichbleibenden - Absatzmög- 
lichkeiten zu rechnen. 

Was die Preise betrifft, so ist bei Stroh in den 
letzten beiden Wirtschaftsjahren kaum eine Ver- 
änderung eingetreten; bei Fasern ist ein leichter 
Anstieg zu verzeichnen, der sich vor allem aus 
der Erhöhung der Verarbeitungskosten erklärt. 
Die Situation auf dem Weltmarkt für Leinsaat 
hat die Preise für Leinsaat in der Gemeinschaft 
in die Höhe getrieben. 

Die Gemeinschaftsproduktion reicht übrigens 
nicht aus, um die innergemeinschaftliche Nach- 
frage zu decken. 

Die Erhöhung der Beihilfe, die auch für Öllein 
gilt, und die voraussichtliche Entwicklung des 
Preises für Leinsaat dürften das Interesse an die- 
ser Kultur wieder etwas beleben. 

4. Nach Artikel 95 der Akte über die Beitrittsbedin- 
gungen und die Anpassungen der Verträge wird 
die Höhe der Beihilfe für Flachs für die neuen 
Mitgliedstaaten auf der Grundlage der von den 
Flachserzeugern zu erzielenden Einkünfte fest- 
gesetzt, wobei die Preise der Erzeugnisse und das 
in der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu- 
sammensetzung zwischen den Einkünften aus der 
Flachserzeugung und den Einkünften aus der Er- 
zeugung konkurrierender Produkte bestehende 
Verhältnis zu berücksichtigen sind. Bei der Be- 
rechnung der Beihilfe, die in den neuen Mitglied- 
staaten für die 1973 bebauten Flächen zu gewäh- 
ren ist, wurden als wichtigste konkurrierende 
Produkte in der Fruchtfolge vor allem Weizen 
und Rüben betrachtet. 

Der Beihilfebetrag für Hanf wurde für das Wirt- 
schaftsjahr 1972/1973 auf 115 RE/ha festgesetzt, 
was einer Erhöhung um 35 RE entspricht. 

Angesichts der günstigen Entwicklung der mit 
Papierhanf bebauten Flächen, die den Rückgang 
der mit Textilhanf bebauten Flächen ausgleicht, 
wird vorgeschlagen, für das Wirtschaftsjahr 1973/ 
1974 die für das vorhergehende Wirtschaftsjahr 
festgesetzte Beihilfe beizubehalten. 


SAATGUT 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 des Rates 
vom 26. Oktober 1971 zur Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für Saatgut ^^) ist 
am 1. Juli 1972 in Kraft getreten. Für die im An- 
hang zu dieser Verordnung aufgeführten Saat- 
gutarten muß jedes Jahr vor dem 1. August für 
das am 1. Juli des darauffolgenden Jahres begin- 
nende Vermarktungsjahr eine Erzeugerbeihilfe 
festgesetzt werden. 

2. Für das erste Vermarktungsjahr (1972/1973) wur- 
den die Beträge der Beihilfe durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 1675/72 des Rates i®) festgelegt. 

Ferner erschien eine Ergänzung des Anhangs 
zur Grundverordnung notwendig, um eine Bei- 
hilfe zur Erzeugung von Faserlein und Glatthafer 
gewähren zu können. Diese Änderung war Ge- 
genstand der Verordnung (EWG) Nr. 597/73 des 
Rates 17). 

Es ist noch zu früh, um die Auswirkungen der 
für das Vermarktungsjahr 1972/1973 festgesetz- 
ten Beihilfe beurteilen zu können, zumal die 
meisten der davon betroffenen Arten Mehrjahres- 
pflanzen sind. Die in diesem Bereich eingeführte 
Beihilfenregelung wird sich erst nach ein bis zwei 
Jahren auswirken, und dann können die Beihil- 
fenbeträge gegebenenfalls geändert werden, um 
die Erzeugung im gewünschten Sinne zu beein- 
flussen. 

Im Augenblick ist die Kommission der Ansicht, 
daß die für das Vermarktungsjahr 1972/1973 
festgesetzten Beihilfenbeträge angesichts der 
Preisvorschläge für das Vermarktungsjahr 1973/ 
1974 für das nächste Vermarktungsjahr leicht an- 
gehoben werden müssen. 

3. Bei Saatgut, für das eine Erzeugerbeihilfe ge- 
währt wird, sieht die Lage in der Gemeinschaft 
folgendermaßen aus: 

— Seit dem Beitritt der drei neuen Mitgliedstaa- 
ten und wegen der hohen dänischen Erzeu- 
gung ergibt sich in der Produktion der Ge- 
meinschaft, die im allgemeinen ein Defizit 
auswies, nunmehr bei einigen Arten ein Über- 
schuß. 

— Die Nachfrage ist zufriedenstellend, wenn 
auch in je nach Art sehr unterschiedlichem 
Umfang, sowohl für die Gemeinschaftserzeu- 
gung als auch für die Einfuhr aus Drittländern 
(oft auf Grund von Vermehrungs Verträgen). 


15) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 246 
vom 5. November 1971, S. 1 

16) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 177 
vom 4. August 1972, S. 3 

17) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 57 
vom 2. März 1973, S. 3 
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— Der Selbstversorgungsgrad schwankt je nach 
Art zwischen 40 und 200 v. H. Der Verbrauch 
der Gemeinschaft an Qualitäts-Futtersaatgut 
dürfte jedoch in Zukunft steigen. 

! 

— Die mit dieser Marktorganisation eingeführte 
Beihilfenregelung scheint in dieser Hinsicht 
zufriedenstellende Ergebnisse zu erbringen 
und den Saatgutvermehrern ein angemesse- 
nes Einkommen zu ermöglichen. 

WEIN 

1. Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 

816/70 des Rates vom 28. April 1970 zur Fest- 


legung ergänzender Vorschriften für die gemein- 
same Marktorganisation für Wein bestimmt, 
daß jährlich vor dem 1. August ein Orientierungs- 
preis für jede repräsentative Tafelweinart der 
Gemeinschaftserzeugung festgesetzt wird. 

Artikel 2 Absatz 2 der genannten Verordnung 
sieht vor, daß der Orientierungspreis auf der 
Grundlage des Mittels der Preise festgesetzt 
wird, die in den beiden Weinwirtschaftsjahren 
vor dem Zeitpunkt der Festsetzung für die betref- 
fende Weinart festgestellt worden sind, und daß 
dabei auch die Preisentwicklung während des 
laufenden Weinwirtschaftsjahres zugrunde ge- 
legt wird. 


Entwicklung der Weinpreise in der EWG (Grundlage: Mitteilungen 
der Mitgliedstaaten gemäß Verordnung (EWG) Nr. 1020/70 



R I in RE 
je Grad hl 

R II in RE 
je Grad 
und hl 

R III in RE 
; je hl 

A I in RE 
je Grad 
und hl 

A II in RE 
je hl 

i 

A III in RE 
je hl 

Wirtschaftsjahr 

1970/1971 

i 1 

1 

1,229 

1,242 

i 

15,51 

1,136 

i 

, 28,93 

i 

31,24 

Wirtschaftsjahr 

1971/1972 

1,242 1 

1,224 

22,37 

1,241 

34,69 

40,96 

Wirtschaftsjahr 

1972/1973 

1,479 

1,672 

— 

1,458 


1 

i 


Die im Wirtschaftsjahr 1971/1972 und insbeson- 
dere im laufenden Wirtschaftsjahr festgestellten 
Preise lagen in der Regel über den Preisen im 
Wirtschaftsjahr 1970/1971. Der bedeutende Preis- 
auftrieb in den letzten Monaten ist eine Folge 
der sowohl in quantitativer als auch in qualita- 
tiver Hinsicht schlechten Ernte, die 1972 in ver- 
schiedenen Gebieten zu verzeichnen war. Wegen 
dieser Situation werden derzeit keine Markt- 
stützungsmaßnahmen angewandt. 

2. Aus diesem Grunde sowie wegen der allgemei- 
nen wirtschaftlichen Entwicklung seit der ersten 
Festsetzung der Orientierungspreise, der gestie- 
genen Produktionskosten und der Bedeutung, die 
der Weinpreis für die Einkommen eines großen 
Teils der Landwirte in bestimmten Gebieten der 
Gemeinschaft hat, schlägt die Kommission eine 
leichte allgemeine Erhöhung der Orientierungs- 
preise für Tafelweine vor. 

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß die Lage 
bei Tafelweinen der Art R II durch einen derar- 
tigen Preisauftrieb gekennzeichnet ist, daß sich 
diese Preise stark an die für Weine der Art R I 
annähern. 

Das in diesem Wirtschaftsjahr zwischen dem 
Orientierungspreis für R I und für R II bestehende 


Verhältnis stellt somit eine ungewöhnliche Situa- 
tion dar, der aus wirtschaftlichen Gründen so weit 
wie möglich entgegengewirkt werden sollte. 

Es wird daher vorgeschlagen, den Orientierungs- 
preis für R II wesentlich stärker zu erhöhen als 
die Preise für die anderen Weinarten, wie dies 
auch schon bei der Festsetzung der Auslösungs- 
preise für den Zeitraum vom 16. Dezember 1972 
bis 15. Dezember 1973 geschehen ist. 

ROHTABAK 

1. Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 ^‘^) hat 
die Kommission für alle in der Gemeinschaft er- 


18) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1, zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2680/72, Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften Nr. L 289 vom 27. Dezember 
1972, S. 1 

19) Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des Rates vom 21. April 
1970 über die Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Rohtabak (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 94 vom 28. April 1970), geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1574/71 (Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 167 vom 
26. Juli 1971) 


17 



Drucksache 7/453 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


zeugten Tabaksorten einen Ziel- und einen Inter- 
ventionspreis für Tabakblätter der Ernte 1973 
vorzuschlagen. 

2. Wie bei früheren Vorschlägen bereits bemerkt, 
stand die Durchführung der Gemeinschaftsrege- 
lung für Rohtabak im Jahre 1970 für alle Pflan- 
zer im Zeichen einer Preisverbesserung, die je 
nach Sorte unterschiedlich war und gegenüber 
den für die Ernte 1969 erzielten Preisen im Durch- 
schnitt schätzungsweise 15 v.H. betrug. Die glei- 
chen Preise galten auch für die Ernte 1971, wohin- 
gegen für die Ernte 1972 eine durchschnittliche 
Erhöhung von 5 v. H. angewandt wurde, die sich 
je nach Sorte zwischen 2 und 8 v.H, bewegte. 
Insgesamt sind die für Tabakblätter erzielten 
Preise zwischen 1969 und 1972 im Durchschnitt 
um etwa 20 v. H. gestiegen. 

3. Während dieses Zeitraums ist bei den Tabakan- 
bauflächen im großen und ganzen keine nennens- 
werte Änderung eingetreten; sie bleiben unter 
dem früheren Umfang im Rahmen nationaler 
Marktordnungen. Jedoch sind Schwierigkeiten 
beim Absatz bestimmter Sorten aulgetreten, bei 
denen nicht unbeträchtliche Mengen von den In- 
terventionsstellen übernommen werden mußten. 
Diese Probleme wurden gemäß Artikel 13 der 
Grundverordnung (Bestimmungen über die 
„Marktbeherrschung") in einem Bericht der Kom- 
mission an den Rat -^) behandelt. 

Bezüglich der Zielpreise und der liiterventions- 
preise für Tabakblätter der Ernte' 1973 schlägt die 
Kommission vor: 

a) eine leichte lineare Erluihung für die Sorten, 
deren Absatz mit keinerlei Problemen verbun- 
den ist (14 Sorten, die 53 v. H. der Produktion 
ausmachen) ; 

b) keine Erhöhung, d. h. Beibehaltung der Preise 
für die Sorten, bei denen wegen Absatz- 
schwierigkeiten Interventionskäufe vorge- 
nommen werden mußten (6 Sorten, die 47 
V. H. der Produktion ausmachen) ; 

hierbei wird das besondere Problem im Zu- 
sammenhang mit dem angestrebten besseren 
Marktgleichgewicht für diese Sorten berück- 
sichtigt. 

4. Die sonstigen Bestandteile der Preisregelung - 
abgeleitete Interventionspreiso für Tabakballen 
sowie Prämien - hätten entsprechend der Grund- 
verordnung bis zum 1. yVugust bzw. bis zum 
1. November 1972 festgesetzt werden müssen. 
Bei der Erörterung dieser beiden Preisregelungs- 
bestandteile für die Ernte 1971 und 1972 im Rat 
hatten außerdem alle Delegationen darauf ge- 
drungen, daß die Kommission die betreffenden 
Vorschläge gleichzeitig mit den Vorschlägen für 
die Ziel- und Interventionspreise für Tabakblät- 


ter vorlegt. Aus diesem Grunde übermittelt die 
Kommission dem Rat außerdem zwei Vorschläge 
zur Festsetzung der abgeleiteten Interventions- 
preise und der Prämien für die Ernte 1973. 

Es ist daran zu erinnern, daß der Prämienbetrag 
von den folgenden drei Faktoren abhängt: 

a) Höhe der Zielpreise 

b) Kosten der ersten Bearbeitung und Aufberei- 
tungskosten 

c) Niveau des Marktpreises für Tabakballen 
(einschließlich Prämie), bei dem der Absatz 
des in der Gemeinschaft erzeugten Tabaks 
bei der Verarbeitungsindustrie gewährleistet 
werden kann. 

Die Höhe der abgeleiteten Interventionspreise 
für Tabakballen richtet sich nach der Höhe des 
Interventionspreises (90 v. H. des Zielpreises) 
und nach den für die Festsetzung der Prämie maß- 
gebenden Bearbeitungskosten. 

Die Prämie und die abgeleiteten Interventions- 
preise für die Ernte 1972 sind erst Ende Novem- 
ber 1972 vom Rat festgesetzt worden “^). In der 
kurzen Zeit, die seither vergangen ist, haben die 
internationalen Preise keine nennenswerte Ent- 
wicklung durchgemacht, die eine Änderung der 
unter c) genannten Marktpreise rechtfertigen 
würde. Bei den Bearbeitungskosten ist unter Be- 
rücksichtigung der Anpassung von durchschnitt- 
lich 5 V. H., die im vergangenen November bei 
der Festsetzung der Prämien und abgeleiteten 
Interventionspreise für die Ernte 1972 vom Rat 
beschlossen worden ist, kein neuer Faktor einge- 
treten, der eine Änderung rechtfertigen würde. 
Daher schlägt die Kommission für die Ernte 1973 
vor, sich darauf zu beschränken, die vorgeschla- 
gene Erhöhung des Zielpreises auf den Prämien- 
betrag und auf die Höhe der abgeleiteten Inter- 
ventionspreise fortzuwälzen; die anderen Fak- 
toren bleiben gegenüber 1972 unverändert. 

5. In der Festsetzung der Bezugsqualitäten schließ- 
lich werden gegenüber 1972 keine Änderungen 
vorgeschlagen. Da die technische Frage des Feuch- 
tigkeitsgrades noch geprüft wird, behält sich die 
Kommission vor, geänderte Vorschläge hinsicht- 
lich dieses Faktors zu unterbreiten, wenn ihr die 
Ergebnisse dieser Arbeiten rechtzeitig zur Ver- 
fügung stehen. 


“^) Bericht der Kommission an den Rat über die von den 
Interventionsstellen übernommenen Mengen Rohtabak 
der Ernte 1970 (Dok SEK (73) 184 endgültig vom 
5. Februar 1973) 

Verordnungen (EWG) Nr. 2483/72 und 2484/72 vom 
29. November 1972, Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 269 vom 30. November 1972 
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TABAC BRUT = Elements de calcul des prix proposes pour le tabac en leuilles de la recolte 1973 

ROHTABAK = Berechnungselemente der für die Tabakblätter der Ernte 1973 vorgeschlagenen Preise 

UC/kg 

RE/kg 





Production 

Prix 

Prix 

augment. 

Prix 

Prix 

No 

Nr. 

Varietes 

Sorten 


Erzeugung 

1000 t 71 V. H. 1 

d'obj.72 

Zielpreis 

d'int. 72 

Inter’7. 

preis 

Erhöhg. 

UC/kg 

73/72 

d'obj. 73 
Zielpreis ' 

d'int. 73 

Interv. 

preis 




1 

! 2 

1 ^ 

3 

4 

5 

6 

7 





Dark Air Cured 





1 

Badischer 

Goudertheimer 

(D) 

5,138 

3,98 1 

1,895 

1,706 

0,052 

1,947 

1,752 

4 

Paraguay, 
Dragon vert 

(F) 

40,430 

j 

i 31,34 : 

1,482 

1,334 

0,041 

1,523 

1,371 

5 

Nijkerk 

(F) 

312 

0,24 ■ 

1,566 

1,409 

0,043 

1,609 

1,448 

7 

Misionero 

(F) 

70 

0,05 ' 

1,357 

1,221 

0,037 

1,394 

1,255 

8 

Philippin, 
petit Grammont 

(B) 

2,256 

1,75 

1,101 

0,991 

0,030 

1,131 

1,018 

9 

Semois, 

Appelterre 

(B) 

188 

0,15 

1,318 

1,186 

0,036 

1,354 

1,219 

13 

Nostrano del 
Brenta 

(I) 

3,925 

3,04 

1,468 

1,321 



1,468 

1,321 

14 

Beneventano 

(I) 

4,016 

3,12 

1,166 

1,049 

— 

1,166 

1,049 

19 

Brasile 

Selvaggio 

(I) 

13 

0,01 

0,898 

0,808 

0,025 

0,923 

0,831 


1 Total 


56,348 

43,68 

— 









Fired Cured 





12 

Kentucky 

(I) 

7,928 

6,15 

1,490 

1,341 

0,041 

1,531 

1,377 





Light Air Cured 





2 

Bad. Burley E ' 

(D) 

3,716 

2,88 ^ 

i 

2,289 

2,060 

0,063 

2,352 

2,116 

6 

1 Burley (BB) 

(F) 

904 

0,70 

1,772 

1,595 

0,049 

1,821 

1,639 

11a 

! Burley I 

(I) 

34,964 

i 27,10 

1,454 

1,309 

— 

1,454 

1,309 

11b 

Maryland 

(I) 

142 

^ 0,11 

i 1,539 

1,386 

0,042 

1,581 

1,423 

1 


Total 


; 39,726 

30,79 

“ ■ 










Flue Cured 





3 

1 Virgin SCR 

(D) 

579 

, 0,45 

2,155 ; 

1,940 

0,059 

2,214 

1,993 

10 

! Bright 

(I) 

7,203 

^ 5,58 

_!_ 

1,795 

1,616 

0,050 

1,845 

1,660 


1 Total 


7,782 

6,03 

— 










Sun Cured 





15 

Xanti-Yakä i 

(I) i 

6,181 

1 4,79 

2,168 

1 

1,951 

— 

2,168 

1,951 

16 

Perustitza 

(I) 1 

4,161 

3,22 

2,031 

j 

1,828 

— 

2,031 

1,828 

17 

Erzegovina 1 

(I) 

6,651 

1 5,16 

1,819 i 

1,637 

1 — 

1 1,819 I 

1,637 


Total 


16,993 

■ 

; 13,17 

— 1 



1 

i 






Tabacs speciaux pour cigares 








Spezialtabak für Zigarren 




18 

Round Tip 

(I) 

235 

0,18 

9,610 ' 

8,649 

0,265 

9,875 

8,887 
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OBST UND GEMÜSE 

Artikel 16 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 des 
Rates vom 18. Mai 1972 über eine gemeinsame 
Marktorganisation für Obst und Gemüse ist durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 2454/72 des Rates vom 
21. November 1972 geändert worden. Mit dieser 
Änderung wird insbesondere das Ziel verfolgt, bei 
der Festsetzung der Preise die Starrheit zu beseiti- 
gen, die sich aus der Anwendung rein mathema- 
tischer Kriterien ergibt, ferner solchen Kriterien 
Rechnung zu tragen, durch die diese Preise so fest- 
gesetzt werden können, daß die Stabilisierung der 
Notierungen auf einem für die Erzeuger angemesse- 
nen Niveau bei gleichzeitiger Berücksichtigung des 
Interesses der Verbraucher gewährleistet wird, und 
schließlich diese Preise für jedes Wirtschaftsjahr 
gleichzeitig mit den entsprechenden Preisen für die 
anderen Agrarerzeugnisse festzulegen. 

Für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 schlägt die Kom- 
mission eine leichte Erhöhung der im Falle der Inter- 
vention tatsächlich an die Erzeuger gezahlten Preise 
vor. 

Bei einer derartigen Lage wird bei Marktstörungen 
ein zu großer Einkommensverlust vermieden; auch 
können sich keine Strukturüberschüsse in der Ge- 
meinschaft bilden, da die Interventionspreise erheb- 
lich - je nach Erzeugnis zwischen 40 und 60 v. H. - 
unter den normalen Marktpreisen liegen. 

Die vorgesehene Erhöhung würde für alle in An- 
hang II der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 aufge- 
führten Erzeugnisse, ausgenommen Birnen, gelten. 

Bei Birnen müßte die Erhöhung der dem Erzeuger 
gezahlten Preise prozentual geringer sein als bei 
den anderen Erzeugnissen, da bei diesem Erzeugnis 
in der Gemeinschaft bedeutende strukturbedingte 
Überschüsse bestehen. 

MILCH 

1. Für das Milch Wirtschaftsjahr 1972/1973 hatte der 
Rat den Richtpreis für Milch um 8 v. H. von 10,90 
auf 11,77 RE/100 kg erhöht. Gleichzeitig sind 
auch die Rinder- und Kälberpreise kräftig ange- 
hoben worden, so daß die Erlöse aus der Rinder- 
haltung insgesamt stärker gestiegen sind als die 
der übrigen landwirtschaftlichen Erzeugnisse. Da 
die Milchproduktion in der erweiterten Gemein- 
schaft den Verbrauch zu Marktpreisen gegen- 
wärtig um 7 bis 8 Mio t überschreitet und ange- 
sichts der Produktionsreserven in großen Teilen 
der Gemeinschaft ist die Kommission der Mei- 
nung, daß die Möglichkeiten für eine erneute 
Erhöhung des Milchpreises sehr begrenzt sind. 
Sie schlägt deshalb vor, den Richtpreis für Milch 
nur stufenweise anzuheben, und zwar von 11,77 
RE auf 12,09 RE je 100 Kilogramm am 1. Mai 1973 
und von 12,09 RE auf 12,33 RE je 100 Kilogramm 
am 16. September 1973. 


2. Die gegenläufige Entwicklung von Milcherzeu- 
gung einerseits und Verbrauch und Ausfuhr an- 
dererseits hat in kurzer Zeit erneut zum Aufbau 
großer Überschüsse und Vorräte, insbesondere 
bei Butter, geführt. 

In der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zu- 
sammensetzung enthielt die 1972 an Molkereien 
gelieferte Milch rd. 2.10 Mio t Milchfett, von 
denen jedoch nur rd. 1,75 Mio t in Form der ver- 
schiedenen Milcherzeugnisse innerhalb der Ge- 
meinschaft zu Marktpreisen abgesetzt wurden. 
Der Überschuß an Milchfett aus der laufenden 
Produktion betrug also rd. 350 000 t. Davon wur- 
den zwar knapp 200 000 t in Form der verschie- 
denen Milcherzeugnisse ausgeführt bzw. als 
verbilligte Butter innerhalb der Gemeinschaft 
verbraucht; rd. 160 000 t (gleich 197 000 t Butter) 
konnten jedoch weder innerhalb noch außerhalb 
der Gemeinschaft untergebracht werden. Sie 
mußten den Vorräten zugefügt werden. 

Diese Entwicklung ist deshalb so schwerwiegend, 
weil es sich in den letzten Jahren gezeigt hat, 
daß es innerhalb der Gemeinschaft bei den ge- 
genwärtigen Preisen kaum möglich erscheint, 
wesentlich mehr als 1,75 Mio t Milchfett in Form 
der verschiedenen Milcherzeugnisse abzusetzen. 
Größere Mengen Milchfett lassen sich innerhalb 
wie außerhalb der Gemeinschaft nur zusätzlich 
verkaufen, wenn man den Preis drastisch senkt. 
Jede Steigerung der Milcherzeugung und jede 
Zunahme der Anlieferung bei Molkereien bedeu- 
tet deshalb eine Vergrößerung der Überschüsse 
an Milchfett und der Vorräte an Butter. 

3. Aus diesen Gründen erscheint es der Kommis- 
sion nicht möglich, den Interventionspreis für 
Butter und damit deren Marktpreise erneut an- 
zuheben, Es ist vielmehr notwendig, die Erhöhung 
des Richtpreises allein auf den Interventions- 
preis für Magermilchpulver zu übertragen und 
außerdem das Verhältnis zwischen dem Wert 
der Magermilch und dem des Milchfettes von 
gegenwärtig 35 : 65 auf 45 : 55 zu verändern. Das 
führt zu einer entsprechenden Senkung des Inter- 
ventionspreises für Butter. Von dieser Maß- 
nahme erwartet die Kommission, daß sie den 
Rückgang des Verbrauchs von Butter zu Markt- 
preisen aufhält; in Verbindung mit einem Fort- 
fall der Mehrwertsteuerbelastung beim Verkauf 
von Butter an den Verbraucher kann diese Maß- 
nahme sogar eine Verbrauchszunahme einleiten. 
Aus diesem Grunde schlägt die Kommission vor, 
eine Verbraucherbeihilfe für Butter zu gewähren, 
die den Einnahmen der Mitgliedstaaten aus der 
Mehrwertsteuerbelastung beim Verkauf von 
Butter durch den Einzelhandel entspricht. 

Es wird vorgeschlagen, daß diese Maßnahme bis 
zum 31. März 1975 angewandt wird und daß der 
EAGFL 50 V. H. der gewährten Beihilfen finan- 
ziert. 
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4. Nach Auffassung der Kommission sollte die 
Preisänderung so wenig wie möglich zu einer 
Erhöhung der Aufwendung an öffentlichen Mit- 
teln führen. Die Kommission schlägt deshalb vor, 
die Beihilfen für Magermilch und Magermilch- 
pulver nur um die Hälfte der Auswirkung der 
jeweiligen Erhöhung des Interventionspreises 
für Magermilchpulver zu erhöhen. 

5. In den neuen Mitgliedstaaten galt für Mager- 
milchpulver bereits im Milchwirtschaftsjahr 1972/ 
1973 der gemeinsame Interventionspreis. Auf 
Grund der für das Milch Wirtschaftsjahr 1972/1973 
geltenden Interventionspreise für Butter würden 
sich aus der Anwendung des Artikels 52 Absatz 
2 Buchstabe a der Beitrittsakte und unter Berück- 
sichtigung des vorgeschlagenen gemeinsamen In- 
terventionspreises für das Milchwirtschaftsjahr 
1973/1974 folgende Preise ergeben: 

(RE/100 kg) 

Dänemark 168,11 

Irland 156,92 

Vereinigtes Königreich 91,05 


Der für Dänemark festzusetzende Preis kann nicht 
über den für die Gemeinschaft vorgeschlagenen 
Preis hinausgehen. Es wird deshalb vorgeschla- 
gen, in Dänemark ab 1. Mai 1973 den gemein- 
samen Preis anzuwenden. 

Für Irland und das Vereinigte Königreich sind 
in Anwendung von Artikel 52 Absatz 2 Buch- 
stabe a der Beitrittsakte die Interventionspreise 
für Butter festzusetzen. 

Dieser Vorschlag hat zur Folge, daß Ausgleichs- 
beträge für Milcherzeugnisse gemäß der Beitritts- 
akte im Warenverkehr zwischen Dänemark und 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusam- 
mensetzung nicht mehr angewendet werden müs- 
sen. 

6. Zusammenfassend wird vorgeschlagen, den 
Richtpreis, die Interventionspreise und die Bei- 
hilfen für Magermilch und Magermilchpulver für 
das Milchwirtschaftsjahr 1973/1974 in zwei Etap- 
pen wie folgt festzusetzen: 


a) 

b) 


c) 


Rechnungseinheiten 
je 100 kg 



vom 1. Mai 
bis 15. September 

ab 16. September 

Richtpreis für Milch 

12,09 

12,33 

Interventionspreise: 



Butter 



— im Vereinigten Königreich 

91,05 

91,05 

— in Irland 

156,92 

156,92 

- — in den übrigen Mitgliedstaaten 

166,— 

166,— 

Magermilchpulver 

67,10 

69,75 

Grana Padano 



— mit einem Alter von 30 bis 60 Tagen 

155,25 

158,70 

— in Warenpartien mit einem Alter von durch- 
schnittlich 6 Monaten 

181,15 

184,80 

— Parmigiano Reggiano in Warenpartien mit 
einem Alter von durchschnittlich 6 Monaten 

195,55 

199,20 

Beihilfen für Futterzwecke: 



— Magermilch 

2,20 

2,32 

— Magermilchpulver 

24,17 

i 25,50 


7. Die Kommission schlägt dem Rat weiterhin vor, 
die Schwellenpreise entsprechend der Änderung 
des Richtpreises und des Wertverhältnisses Ma- 
germilch und Milchfett ebenfalls stufenweise an- 
zupassen. 

8. Angesichts der steigenden Überschüsse auf dem 
Milchmarkt hält es die Kommisison für zweck- 
mäßig. 


a) die Förderungsregelung nach Artikel 8 der 
Richtlinie Nr. 72/159/EWG des Rates vom 
17. April 1972 über die Modernisierung der 
landwirtschaftlichen Betriebe bezüglich der 
Ausgaben für den Kauf von Milchkühen aus- 
zusetzen und 

b) aus demselben Grund die Gewährung von 
Beihilfen für den Kauf von Milchkühen im 
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Rahmen von Artikel 14 der genannten Richt- 
linie zu untersagen. 

Die Kommission schlägt daher dem Rat vor, zur 
Verwirklichung der Produktionsziele der Gemein- 
schaft auf die in Artikel 22 Absatz 2 der genann- 
ten Richtlinie vorgesehene Möglichkeit zurück- 
zugreifen und die Gewährung der Beihilfen für 
den Kauf von Milchkühen auszusetzen. 

RINDFLEISCH 

1. Gemäß Verordnung Nr. 805/68 des Rates --) hat 
die Kommission einen Orientierungspreis für 
Kälber und einen Orientierungspreis für ausge- 
wachsene Rinder für das am Montag, den 30. 
April 1973, beginnende und am Sonntag, den 31. 
März 1974, endende Wirtschaftsjahr vorzuschla- 
gen. 

Ferner sind im Zuge der Erweiterung der Gemein- 
schaft die Orientierungspreise festzusetzen, die in 
den neuen Mitgliedstaaten gemäß den Bestim- 
mungen der Akte im Anhang zum Beitrittsvertrag 
vorgesehen sind. 

2. Der derzeit geltende Orientierungspreis für aus- 
gewachsene Rinder beträgt 78 RE 100 kg Lebend- 
gewicht. Er ergibt sich aus der 5,9prozentigen An- 
hebung für 1971/1972 und der anschließenden 
8,3prozentigen Anhebung für 1972/1973. Der der- 
zeit geltende Orientierungspreis für Kälber be- 
trägt 96,50 RE/100 kg Lebendgewicht. Er ergibt 
sich aus der 3prozentigen Anhebung für 1971/1972 
und der anschließenden 2,4prozentigen Anhe- 
bung für 1972/1973. 

Für das Wirtschaftsjahr 1973 1974 wird für aus- 
gewachsene Rinder ein Orientierungspreis von 
86,40 RE/100 kg Lebendgewicht, d. h. eine Preis- 
erhöhung um 10,76 V. H. und für Kälber ein Orien- 
tierungspreis von 102,00 RE/100 kg Lebendge- 
wicht, d. h. eine 5,76prüzentige Preiserhöhung 
vorgeschlagen. 

Hinsichtlich der Festsetzung der in den neuen 
Mitgliedstaaten geltenden Orientierungspreise 
sei vermerkt, daß die vom Rat für die Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung beschlossenen Gemeinsamen 
Preise in Dänemark gemäß den bereits in Kraft 
befindlichen Beschlüssen angewendet wmrden. Für 
das Vereinigte Königreich und für Irland schlägt 
die Kommission gemäß Artikel 52 der Akte vor, 
den Orientierungspreis auf 83,00 RE/ 100 kg Le- 
bendgewicht für Kälber und auf 70,20 RE/ 100 kg 
Lebendgewicht für ausgewachsene Rinder festzu- 
setzen. 

3. Diese Vorschläge werden folgendermaßen be- 
gründet: 

— - 1972 hat das knappe Angebot eine kräftige 
Aufwärtsbewegung der Marktpreise verur- 
sacht. 


Eine Anhebung der Orientierungspreise in 
dem von der Kommission vorgeschlagenen 
Umfang dürfte den Erzeugern ausreichende 
Garantien bieten, damit sie die Produktion 
ausweiten und damit die Nachfrage der Ver- 
braucher der Gemeinschaft decken können. 

— Der Selbstversorgungssatz der erweiterten 
Gemeinschaft betrug 1970 93,30 v. H., 1971 
94,26 V. H. und 1972 88,36 v. H. Die von der 
Kommission vorgeschlagenen Preise würden 
diesen letzten Satz auf eine normale Höhe, 
d. h. auf 93 v. H. steigen lassen. Dies würde 
eine geringere Rindfleisch-Nettoeinfuhr als 
1972 zur Folge haben. 

— Kennzeichnend für die Situation des Welt- 
marktes war 1972 ein knappes Rindfleisch- 
angebot, durch das die Preise kräftig anzogen. 
Es ist zu hoffen, daß sich dieser Zustand 1973 
und 1974 leicht bessert und daß die Gemein- 
schaft weniger Schwierigkeiten bei ihrer Ver- 
sorgung auf dem Weltmarkt haben wird. 

— Die von der Kommission vorgeschlagenen 
Preise dürften eine befriedigende Anhebung 
der Erzeugereinkommen zulassen. An dieser 
Stelle sei daran erinnert, daß die Kommission 
außerdem vorschlägt, eine Prämienregelung 
für die Umstellung der Milchviehbestände auf 
Bestände zur Erzeugung von Fleisch einzu- 
führen. Diese Maßnahme hätte auch zur Folge, 
daß den in der Hauptsache auf die Rindfleisch- 
erzeugung ausgerichteten Landwirten ein be- 
achtliches zusätzliches Einkommen gesichert 
ist. 

4. Trotz der verschiedenen Vorschläge und Kom- 
promißbemühungen der Kommission seit Februar 
1972 konnte der Rat zu keiner Einigung über die 
im Vorschlag XXII genannte Verordnung gelan- 
gen. 

Die mittlerweile erkennbaren konstruktiven Ele- 
mente in der Arbeit des Rates veranlassen die 
Kommission jedoch zu der Annahme, daß die 
Prämienregelung für die Umstellung der Milch- 
viehbestände auf Bestände zur Erzeugung von 
Fleisch nunmehr eingeführt werden dürfte, da 
das Prinzip einer solchen Maßnahme für den Rat 
angesichts der dringenden Aufgabe der Gemein- 
schaft, die rasch zunehmenden Bestände an Milch- 
erzGugnissen abzubauen, ohne weiteres akzep- 
tiert worden sein. So schätzt die Kommission 
die Butterbestände in der Gemeinschaft am 1. 
April 1973 auf 450 000 Tonnen. 

■--) Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des Rates vom 27. Juni 
1968 über die gemeinsame Marktorganisation für Rind- 
fleisch (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 148 vom 28. Juni 1968), zuletzt geändert durch 
Verordnung (EWG) Nr. 187/73 (Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften Nr. L 25 vom 30. Januar 
1973). 
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5. Nach Auffassung der Kommission ist die sehr 
günstige Entwicklung der Marktpreise für Rind- 
fleisch im Jahre 1972 (Steigerung um mehr als 
20 V. H. gegenüber dem Vorjahr für ausgewach- 
sene Rinder und Kälber) für sich allein bereits 
ein hinreichender Anreiz für bestimmte Katego- 
rien von Landwirten, die über die notwendigen 
Strukturen und Produktionsmittel verfügen, um 
das Produktionskapital ihrer Rinderhaltung spür- 
bar zu steigern. 

Die Kommission rechnet damit, daß die günstige 
Preissituation bereits in diesem Jahr zu einer 
Verringerung des Rindfleischdefizits der Neuner- 
gemeinschaft führen wird. 

Deshalb schlägt die Kommisison vor, Förderungs- 
maßnahmen zugunsten der Rindfleischerzeugung 
zwei Kategorien von Landwirten vorzubehalten: 

— einmal den Landwirten, die ihren Betrieb mo- 
dernisieren wollen und sich auf die Rind- 
fleischerzeugung ausrichten, und 

— zum anderen den Landwirten in Berggebie- 
ten und bestimmten anderen benachteiligten 
Gebieten. 

Die Kommission hält also ihren Richtlinienvor- 
schlag über die Orientierungsprämie gemäß Arti- 
kel 10 der Richtlinie des Rates vom 17. April 1972 
über die Modernisierung der landwirtschaftlichen 
Betriebe aufrecht. Dieser Vorschlag ist dem Rat 
am 17. Juli 1972 vorgelegt worden. 

Ferner erinnert die Kommission daran, daß sie 
dem Rat am 27. Februar 1973 einen Richtlinien- 
vorschlag über die Landwirtschaft in Berggebie- 
ten und bestimmten anderen benachteiligten Ge- 
bieten unterbreitet hat. Die darin vorgeschlage- 
nen Maßnahmen sollen den Erzeugern dieser 
Regien einen Anreiz bieten, ihre Rindfleischpro- 
duktionskapazität trotz der wirtschaftlichen und 
strukturellen Nachteile, die sie zu meistern ha- 
ben, beizubehalten oder auszuweiten. 

6. Aufgrund dieser Erwägungen hat die Kommission 
beschlossen, ihren geänderten Vorschlag einer 
Verordnung erneut zu ändern. Gegenüber dem 
Vorschlag, den sie dem Rat am 30. Oktober 1972 
vorgelegt hat, wurde der Titel über die Prämien 
zur Förderung der Rindfleischerzeugung gestri- 
chen. 

Ferner wurde der frühere Titel II (der nunmehr 
Titel I wird) über die Prämien zur Umstellung 
von Milchviehbeständen auf Bestände zur Erzeu- 
gung von Fleisch folgendermaßen geändert: 

a) Für den nicht einer Vereinigung angeschlosse- 
nen Erzeuger wird der untere Schwellenwert 
der Prämiengewährung auf 15 Milchkühe und 
trächtige Färsen statt 20 festgesetzt. 


Für Erzeugervereinigungen wurde die Min- 
destgrenze vom Fünfzehnfachen der Zahl der 
Erzeuger auf das Zehnfache gesenkt. 

b) Für Erzeuger, die Kühe während der Zeit be- 
halten wollen, für die sie sich verpflichtet ha- 
ben, keine Milch zu verkaufen, wurde eine 
weitere Verpflichtung vorgesehen, die darin 
besteht, daß sie zumindest allmählich den 
Milchviehbestand auf einen Fleischviehbe- 
stand umstellen. Der Grund für diese Maß- 
nahme ist eine Einschränkung des Betrugsrisi- 
kos und die Überlegung, daß die Umstellungs- 
aktion damit praktisch nicht mehr rückgängig 
gemacht werden kann. So muß spätestens drei 
Jahre nach der Genehmigung des Antrags der 
Rinderbestand der betreffenden Erzeuger zu 
mindestens 80 v. H. aus vorwiegend fleisch- 
erzeugenden Rassen oder aus mit einer dieser 
Rassen vorgenommenen Kreuzung bestehen. 

ln einer Durchführungsverordnung werden später 
die Kriterien für die Bestimmung der Rassen, die 
Anrecht auf die Prämie verleihen, festgelegt. 

7. Die voraussichtlichen Gesamtkosten der Aktion 
werden auf 120 Millionen RE geschätzt, wovon 
60 Millionen RE auf den EAGFL und 60 Millio- 
nen RE auf die neun Mitgliedstaaten entfallen. 

Die Kommission geht nämlich davon aus, daß in 
der Zeit vom 1. Juli 1973 bis 31. Dezember 1974, 
in der die Anträge gestellt werden können, die 
Prämie für 500 000 Milchkühe zur Auszahlung 
kommt. Gegenüber dem früheren Vorschlag bleibt 
die Berechnungsgrundlage für die Prämie unver- 
ändert; die Staffelung der Prämienzahlung kann 
in den Durchführungsbestimmungen vorgesehen 
werden. 

8. Nach Auffassung der Kommission wirkt sich diese 
Maßnahme erst auf längere Sicht auf die Rind- 
fleischproduktion aus. Dagegen können schon 
vom zweiten Durchführungsjahr an Auswirkun- 
gen auf den Abbau der Milchüberschüsse er- 
wartet werden; so dürften sich die Bruttobestän- 
de jährlich um 50 000 t und die Magermilchpul- 
verbestände um jährlich 100 000 t verringern. 

9. Trotz der allgemeinen Überschußsituation in der 
Gemeinschaft wird in bestimmten Regionen, in 
denen die Nachfrage nur schwer durch die Heran- 
schaffung von Milch aus anderen Regionen ge- 
deckt werden kann, die Unterversorgung mit 
Milcherzeugnissen fortbestehen. Diese wirtschaft- 
liche Situation ist an der Entwicklung der Pro- 
duktionspreise abzulesen, die tendenziell weit 
über dem Richtpreis liegen. In bestimmten Fällen 
besteht zwisdien dem Richtpreis und dem Pro- 
duktionspreis ein Unterschied bis zu 25 v. H. 

Nach Ansicht der Kommission könnte es unter 
diesen Umständen angezeigt sein, den betreffen- 
den Mitgliedstaat zu ermächtigen, in diesen Re- 
gionen die Prämienregelung, die Gegenstand die- 
ses Verordnungs Vorschlags ist, nicht anzuwenden. 
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SCHWEINEFLEISCH 

1. Gemäß der Grundverordnung hat die Kom- 
mission einen Grundpreis für geschlachtete 
Schweine für das Wirtschaftsjahr 1. November 
1973 bis 31. Oktober 1974 vorzuschlagen. 

2. Der derzeit geltende Grundpreis für geschlachtete 
Schweine beträgt 82,50 RE/100 kg. Für das Wirt- 
schaftsjahr 1973/1974 wird ein Grundpreis von 
88,00 RE/100 kg, d. h. eine Erhöhung um 6,76 v. H. 
vorgeschlagen. 

3. Obwohl der Schweinefleischmarkt auf lange so- 
wohl im innergemeinschaftlichen Handel zwischen 
Angebot und Nachfrage als auch im Handel mit 
den Drittländern ausgeglichen ist, weist er jah- 
reszeitlich bedingte und namentlich zyklische 
Preisfluktuationen auf. 

Der Vorschlag, den Grundpreis auf 88,00 RE/100 
kg festzusetzen, wird folgendermaßen begründet: 

a) Die zum 1. August 1973 vorgesehene Anhe- 
bung der Futtergetreidepreise in der Gemein- 
schaft bewirkt eine fast proportioneile Steige- 
rung der Fütterungskosten der Schweine bei 
der Zucht (0,62 RE/ 100 kg) wie auch bei der 
Mast (1,55 RE/100 kg). 

b) Die Erhöhung der Weltmarktpreise für pro- 
teinhaltige Futtermittel und die Steigerung 
der allgemeinen Produktionskosten, die am 1. 
November 1972 in den Einschleusungspreis 
einbezogen wurden, sind zum Teil dafür ver- 
antwortlich, daß die Summe aus Einschleu- 
sungspreis und Abschöpfung ab 1. Mai 1973 
bei 86 RE/100 kg liegt, und es ist damit zu 
rechnen, daß dieser Betrag ab 1. August 1973 
88 RE/ 100 kg erreichen wird. Ferner ist einer 
gewissen Kostensteigerung bei diesen Pro- 
duktionsfaktoren in der Gemeinschaft Rech- 
nung zu tragen. 

c) Um die Auswirkungen der gestiegenen Ko- 
sten der verschiedenen Produktionsfaktoren 
auf den Preis für geschlachtete Schweine zu 
berücksichtigen, muß mithin der Grundpreis 
auf einen Stand angehoben werden, der der 
Summe aus Einschleusungspreis und Abschöp- 
fung in den am 1. August beginnenden Quar- 
tal vergleichbar ist. 


d) Die Anhebung des Grundpreises als Folge 
einer tatsächlichen Erhöhung der Produktions- 
kosten im Schweinesektor (Futtergetreide und 
allgemeine Unkosten bei der Erzeugung) dürf- 
te nicht zur Bildung von Strukturüberschüs- 
sen in der Gemeinschaft führen, da die Aus- 
sichten für die zyklische Zunahme der Pro- 
duktion ab Mitte Mai 1973 die Aussage zu- 
lassen, daß der voraussichtliche Satz der Pro- 
duktionszunahme nicht wesentlich über dem 
Durchschnittssatz des in den letzten Jahren 
verzeichneten Nachfragezuwachses liegen 
wird. 


SEIDENRAUPEN 

1. Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 845/72^^) 
bestimmt, daß mit Beginn des Zuchtjahres 1972/ 
1973 für die in der Gemeinschaft gezüchteten 
Seidenraupen eine Beihilfe gewährt wird, deren 
Höhe je in Betrieb genommene Samenschachtel 
in jedem Jahr festgesetzt wird. 

2. Die Beihilfe für das Zuchtjahr 1972/1973 wurden 
auf 30 RE je Samenschachtel festgesetzt. Es wird 
vorgeschlagen, für das Zuchtjahr 1973/1974 die 
für das Vorjahr festgesetzte Beihilfe beizubehal- 
ten. 

3. Da der Betrag der Beihilfe erst nach Beginn des 
Zuchtjahres festgesetzt worden ist, ist es noch 
zu früh, ihre Auswirkung auf das Produktions- 
niveau zu beurteilen. 

Unter diesen Umständen und unter Berücksich- 
tigung der besonderen *Lage dieser Erzeugung 
dürfte für das Zuchtjahr 1973/1974, das am 1. 
April 1973 beginnt und am 31. März 1974 endet, 
keine Änderung der Beihilfe notwendig werden. 


23) Verordnung Nr. 121/67/EWG des Rates vom 13. Juni 
1967 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Schweinefleisch (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. 117 vom 19. Juni 1967), geändert durch 
die Akte über die Beitrittsbedingungen und die An- 
passungen der Verträge (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 73 vom 27. März 1972, S. 14) 

24) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 100 
vom 27. April 1972, S. 1 
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C. Vorgeschlagene Preise und Beträge 

Aufgrund der vorstehenden Erwägungen schlägt die Kommission dem Rat vor, die Preise und gegebenenfalls die Beträge für die in Frage kom- 
menden Erzeugnisse wie folgt festzusetzen: 


1 

Erzeugnisse j 

i 

Art der Preise oder Beträge 

Festgelegte i 

Beträge 1972/1973 

Vorschläge 1973/1974 1 

Anwendungszeitraum 
für die vorgeschlage* 




RE/Tonne 

1 

RE/Tonne 

nen Preise 

(1) 

(2) 

( 3 ) 

( 4 ) 

( 5 ) 

Hartweizen 

Richtpreis 

132,60 1 

136,26 

1.8. 1973 bis 31 7. 1974 


Einheitlicher Interventionspreis 

116,93 1 

- ' 


i 

i 

(Überschußgebiet) 

Garantierter Erzeugermindestpreis auf der j 

153,80 

153,80 



Großhandelsstufe 




Weichweizen 

Richtpreis 1 

113,80 

116,94 

1. 8. 1973 bis 31. 7. 1974 


Grundinterventionspreis 

104,75 

107,64 1 


Gerste 

Richtpreis 

104,25 

107,13 

1. 8. 1973 bis 31. 7. 1974 


Grundinterventionspreis 

95,70 

98,34 


Roggen 

Richtpreis ! 

105,45 

112,58 

1. 8. 1973 bis 31. 7. 1974 


1 Einheitlicher Interventionspreis 

1 (Überschußgebiet) 

' 97,45 ') 

1 

- 


Mais 

Richtpreis 

1 101,75 

104,56 

1. 8. 1973 bis 31. 7. 1974 


1 Einheitlicher Interventionspreis 

j 83,25 1 

- 



(Überschußgebiet) 




Reis 

* Richtpreis für geschälten Reis 

211,50 

211,50 

1. 9. 1973 bis 31. 8. 1974 


Interventionspreis für Rohreis 

130,00 

130,00 


Zucker 

Mindestpreis für Zuckerrüben 

17,68 

18,17 

1. 7. 1973 bis 30. 6. 1974 


1 „Halbfetter" Preis für Zuckerrüben 

1 10,40 

- 



Richtpreis für Weißzucker 

245,50 

252,30 



Interventionspreis für Weißzucker 

' 233,40 

239,80 


Olivenöl 

Erzeugerrichtpreis 

' 1247,00 

1247,00 

1 1. 11. 1973 


1 Marktrichtpreis 

796,00 

- 

j bis 31. 10. 1974 


' Interventionspreis 

723,50 

! - 
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Erzeugnisse 

Art der Preise oder 

Beträge 


Festgelegte 

Beträge 

1972/1973 

RE/Tonne 

Vorschläge 

1973/1974 

- - - - 

RE/Tonne 

Anwendungs- 
i Zeitraum für die 

vorgeschlagenen 

Preise 

(1) 

(2) 


(3) 

i (4) 

(5) 

Ölsaaten 

Richtpreis 

• Raps- und Rübensamen 


208,50 

214,30 

1. 7. 73 bis 30. 6. 74 


• Sonnenblumenkerne 


210,50 

216,30 

U9. 73 bis 31. 8. 74 


Grundinterventionspreis 
• Raps- und Rübensamen 


202,50 

208,10 

1. 7. 73 bis 30. 6. 74 


• Sonnenbltimenkerne 


204,50 

210,10 

1. 9. 73 bis 31, 8. 74 

Baumwollsamen 

! 

Pauschale Beihilfe (je ha) 


80,00 

80,00 

1.8. 73 bis 31. 7. 74 

Flachs und Hanf 

Pauschale Beihilfe (je ha) 

1 • Flachs 


135,00 

160,00 4) 

1. 8. 73 bis 31. 7. 74 


. Hanf 


115,00 

115,00 


Saatgut 

Beihilfe (je 100 kg) 






! Faserlein 


— 

8 

1. 7. 73 bis 30. 6. 74 


• Gräser 


8 bis 30 

8 bis 31 

1 


• Hülsengewächse 

1 


5 bis 20 

5 bis 21 


Tischwein 

, Orientierungspreis ^) 


1 

1 



Art R I 



1,45 i 

1,49 

16. 12. 73 bis 15. 12. 74 

Art R II 



1,34 

1,40 


Art R III 



22,60 

23,22 


Art A I 



1.36 

1,40 


Art A II 



30,10 

30,93 

i 

Art A III 

__ ! 


34,40 

35,35 


Rohtabak 

Zielpreis 

^ Interventionspreis 


i 

«) 

Ernte 1973 

Obst und 

Gemüse 

Grundpreis 

1 Ankaufspreis 


1 


i 
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Erzeugnisse 

1 

j 

^ Art der Preise oder 

Beträge 

1 

Festgelegte 

Beträge 

1972/1973 

RE/Tonne 

Vorschläge 

1973/1974 

RE/Tonne 

Anwendungs- 
zeitraum für die 
vorgeschlagenen 
Preise 

(1) 

(2) 

(3) 

1 

(4) 

(5) 

Milch «) 

^ Richtpreis für Milch 
! Interventionspreis für 

117,70 

(a) 

’ 120,90 

(b) 

123,30 

(a): 1.5. 1973 bis 
15. 9. 1973 


• Butter 

1 1860,00 

1660,00 ‘“j 

1660,00 »») 

(b): 16. 9. 1973 bis 


• Magermilchpulver 
i • Käse 

^ 540,00 

■ 671,00 

697,50 

31. 3. 1974 


- Grana-Padano 30 bis 60 Tage 

1456,50 

1552,50 

1587,00 



1 - Grana-Padano 6 Monate 

1710,00 

11811,50 

1848,00 



! - Parmigiano-Reggiano 

1854,00 

4955,50 

1992,00 



6 Monate 


Direkte Beihilfen für Mager- 
milch 



' • Pulver 

176,20 

1 241,70 

255,00 



i • flüssig 

16,50 

22,00 

23,20 

1 

Rindfleisch ®) 

1 Orientierungspreis für ausge- 
' wachsene Rinder (Lebendge- 
wicht) 

■ 1 ■ 1 

780,00 

, 864,60 11) 

' 2. 4. 1973 bis 

31. 3.1974 


1 Orientierungspreis für Kälber 

1 (Lebendgewicht) 

965,00 

j 

, i 

1020,00 11) 


Schweinefleisch 

! Grundpreis für geschlachtete 

Schweine 

825,00 

880,00 

1. 11. 1973 bis 
31. 10. 1974 

Seidenraupen 

' Beihilfe je Samenschachtel 

30 

30 

1. 4. 1973 bis 
31. 3.1974 


bO 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode DrUCksache 7/453 



Drucksache 7/453 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


1) Grundlage: 1972/73 = Duisburg, 1973/74 == Fallers- j 
leben 

2) Später festzusetzen 

3) Preis je Grad/hl oder je hl je nach Art 

4) Für das Vereinigte Königreich: 80 RE/ha 

Für Dänemark: 135 RE/ha 

3) Erzeugnisse des Anhangs II der Verordnung 1035/72 
des Rates: Blumenkohl, Tomaten, Apfelsinen, Manda- 
rinen, Zitronen, Tafeltrauben, Apfel (außer Mostäp- 
feln), Birnen (außer Mostbirnen), Pfirsiche (außer Brug- 
nolen und Nektarinen) 

Siehe Verordnungsvorschläge - XII - XIV 

7) Siehe Verordnungsvorschlag XV 

8) Zeiträume je nach Erzeugnis: 

Blumenkohl: 1. Mai 1973 bis 30. April 1974 
Tomaten; 1. Juni 1973 bis 30. November 1973 


Pfirsiche: 1. Juni 1973 bis 30. September 1973 
Zitronen: 1. Juni 1973 bis 31. Mai 1974 
Birnen: 1. Juli 1973 bis 30. April 1974 
Tafeltrauben: l.August 1973 bis 31. Oktober 1973 
Apfel: 1. August 1973 bis 31. Mai 1974 
Mandarinen: 16. November 1973 bis 28. Februar 1974 
Apfelsinen: 1. Dezember 1973 bis 30. April 1974 

ö) Für das Wirtschaftsjahr 1972/73 hat der Rat die Preise 
in zwei Phasen erhöht, und zwar vom Beginn des Wirt- 
schaftsjahres bis zum 14. September 1972 bzw. vom 
15. September 1972 bis zum Ende des Wirtschaftsjah- 
res. Die genannten Preise sind die Preise, die zur Zeit 
gelten. 

10) Für das Vereinigte Königreich: 910,50 RE/Tonne 

Für Irland 1569,20 RE/Tonne 

11) Für das Vereinigte Königreich und Irland: 

Ausgewachsene Rinder: 702,00 RE/Tonne 

Kälber; 330,00 RE/Tonne 


Aufgrund der unterbreiteten Vorschläge erhöhen 
sich die gemeinsamen Preise im Verhältnis zu den 
für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 festgesetzten Prei- 
sen wie folgt: 

Hartweizen (garantierter Erzeugermindestpreis), 
Reis und Olivenöl: O Hartweizen (Richtpreis), 
Weichweizen, Gerste, Mais, Zucker, Ölsaaten, Wein 
mit Ausnahme der Art R II, Rohtabak (die meisten 
Sorten), Obst und Gemüse: 2,76 v. H. 

Roggen: 6,8 v. H. 

Wein Art R II: 4,8 v. H. 

Milch: ab 1. Mai 1973: 2,8 v. H. und ab 16. Septem- 
ber 1973:2 V. H. 

Ausgewachsene Rinder: 10,8 v. H. 

Kälber: 5,8 v. H. 

Schweine: 6,8 v. H. 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

a) Abteilung Garantie 

Die finanziellen Auswirkungen des Vorschlagspa- 
kets sind die Resultate aus Preisvorschlägen und 
Währungsvorschlägen. 

Die nachstehende Tabelle verdeutlicht die auf die 
eine und auf die andere Vorschlagsgruppe zurück- 
zuführenden Ausgabenveränderungen sowie deren 
Resultate; 


Vorschlag 

a 

Preisvorschläge 


in Mio RE für einen Zwölfmonatszeitraum 


Veränderung der Ausgaben Veränderung der Einnahmen 

der Abteilung Garantie im Rahmen der Agrarpolitik 


c 


A 100 


+ 60 


Währungsvorschläge — 

Insgesamt + 

Zu dieser Übersicht sind einige Bemerkungen anzu- 
bringen: 

1. Die Schätzbeträge entsprechen den Veränderun- 
gen in den Ausgaben und Einnahmen im Rah- 
men der gemeinsamen Agrarpolitik gegenüber 
den Beträgen, die sich in der Hypothese der Bei- 
behaltung der derzeitigen Preisbestimmungen 
und Währungsregelungen ergeben würden. 

2. Die Glübalveränderungen in der vorstehenden 
Übersicht sind den Jahresausgaben der Abtei- 
lung Garantie und den Jahreseinnahmen im Rah- 
men der gemeinsamen Agrarpolitik gegenüber- 
zustellen. Gegenüber diesen Ausgaben - rund 
3 Milliarden RE für die Neunergeineinschaft - 
macht die Ausgabenveränderung in Höhe von 
42 Mio RE somit eine Zunahme um 1,4 v. H. aus. 
Die Erhöhung der Agrareinnahmen beläuft sich 
bei einem Jahresbetrag von rund 900 Mio RE 
auf rund 6 v. H. 

3. Die Veränderung in den Abschöpfungseinnah- 
men um 60 Mio RE umfaßt etwa 15 Mio RE Ab- 
schöpfungseinnahmen für Großbritannien, die 
praktisch nicht zu den Eigeneinnahmen hinzu- 
kommen, die von diesem Mitgliedstaat auf Grund 
der Finanzbeitragsbestimmungen der Beitritts- 
akte abgeführt werden. 

4. Bei der Berechnung der Ausgabenveränderungen 
(100 Mio RE) V. urden die Auswirkungen der vor- 
geschlagenen Beihilfe in Höhe von 100 RE je 
Tonne Butter für den privaten Verbrauch wegen 
der partiellen und zeitlich begrenzten Beteiligung 
des EAGFL nicht einbezogen. Diese Zahlen müs- 
sen daher mit Rücksicht auf die finanziellen Aus- 
wirkungen dieser Maßnahme nuanciert werden; 
diese lassen sich wie folgt veranschlagen: 


72 — 4 

28 + 56 

— einmal Einsparungen bei den Kosten der Son- 
dermaßnahmien für den Absatz der Butter- 
überschüsse; bei einer jährlichen Verbrauchs- 
zunahme um 40 000 t wären dies rund 70 Mio 
RE; 

— zum anderen eine jährliche Belastung in Flöhe 
von rund 150 Mio RE, von denen 75 Mio RE 
zu Lasten des EAGFL gehen würden. 

b) Abteilung Ausrichtung 

1. Schätzung der Ausgaben, die im Rahmen der 
Prämienregelung zur Umstellung von Milchvieh- 
beständen auf Bestände zur Fleischerzeugung an- 
fallen 

a) EINHEITSBETRAG 

7,5 RE je 100 1 Milch, die in dem Jahr geliefert 
werden, das dem Bezugszeitraum vorangeht: 
für das Wirtschaftsjahr 1972/1973 kann der 
durchschnittliche Milchanfall je beteiligte 
Milchkuh auf 3200 1 geschätzt werden. 

Der Durchschnittsbetrag der PrämJe beläuft 

sich mithin auf: x 7,5 ^ 240 RE ie Kuh. 

100 

b) ANNAHMEN 

Im Verlauf des Zeitraumes, der für die Ein- 
reichung der Prämienanträge in Betracht ge- 
zogen wird, also vom 1. Juli 1973 bis 31. De- 
zember 1974, wird für 500 000 Milchkühe eine 
Prämie gezahlt. 

c) ÜBERSICHT ÜBER DIE AUSGABEN 

500 000 X 240 RE 120 Millionen RE, 
davon (50 prozentige) Beteiligung des EAGFL 
in Hohe von 60 Millionen RE. 
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d) FINANZIERUNG 

— • Arbeitshypothesen für den Zahlungsplan 
Drei Zahlungen: 

• Anzahlung von 120 RE/Kuh in den drei 
Monaten nach der Bewilligung des An- 
trags; 

• der Restbetrag in zwei gleichen Teilen 
ein Jahr und zwei Jahre nach der An- 
zahlung. 

— Übersicht über die aus der Verordnung 
erwachsenen Gesamtausgaben 




Zu Lasten der 

Jahr 

Gesamtausgaben 
(in Millionen RE) 

Abteilung 
Ausrichtung 
der EAGFL 



(in Millionen RE) 

1973 

15,00 

7,50 

1974 

46,50 

23,25 

1975 

33,00 

16,50 

1976 

22,50 

11,25 

1977 

3,00 

1,50 

Total 

120,00 

60,00 


2. Ausschluß des Kaufs von Milchkühen bei An- 
wendung der in Artikel 8 der Richtlinie 72/159/ 
EWG vorgesehenen Förderungsregelung 

a) Annahmen 

— Es kann damit gerechnet werden, daß wäh- 
rend des Zeitraumes 1973 bis 1977 5 v. H. 


der Betriebe, die einen Entwicklungsplan 
durchführen, außerhalb des Betriebes 
Milchkühe ankaufen, also etwa 20 000 Be- 
triebe. In zahlreichen Fällen kann ja der 
Milchviehbestand dadurch erhöht werden, 
daß die auf dem Betrieb geborenen Kälber 
dort verbleiben. 

— Geht man davon aus, daß je Betrieb zehn 
Kühe zu Einheitskosten von 400 RE ange- 
kauft werden, so würde sich der Gesamt- 
betrag der betreffenden Investitionen in 
fünf Jahren auf 10 x 400 x 20 000 = 80 Mio 
RE oder pro Jahr auf durchschnittlich 16 
Mio RE belaufen. 

— Die erwogene Zinsvergütung beträgt bei 
einer Laufzeit von zehn Jahren durch- 
schnittlich 4 V. H. 

b) Berechnung des Rückganges der vom EAGFL, 
Abteilung Ausrichtung zu tragenden Ausga- 
ben 


Jahr 


1973 

1974 

1975 

1976 

1977 


Rückgang der Ausgaben des 
EAGFL, Abteilung Ausrichtung 
(in Mio RE) 

0,6 

1,2 

1,8 

2,2 

2,6 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung der Getreidepreise für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr, 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide^), zuletzt geändert durch 

die Verordnung (EWG) Nr /73^), insbesondere 

auf Artikel 2 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Getreidepreise ist den 
Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik wie auch dem 
Beitrag Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft 
zur harmonischen Entwicklung des Welthandels lei- 
sten will; die gemeinsame Agrarpolitik zielt insbe- 
sondere darauf ab, der landwirtschaftlichen Bevöl- 
kerung eine angemessene Lebenshaltung zu gewähr- 
leisten, die Versorgung zu sichern und die Beliefe- 
rung der Verbraucher zu angemessenen Preisen zu 
gewährleisten. 

Daneben sind die Bedeutung des Getreidebaus für 
die Agrarwirtschaft der Gemeinschaft und der Ein- 
fluß der Getreidepreise auf die Preise zahlreicher 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse und damit auf das 
Einkommen der in der Landwirtschaft tätigen Per- 
sonen zu berücksichtigen. 

Die Richtpreise für die wichtigsten Getreidearten 
müssen in einem Verhältnis zueinander festgesetzt 
werden, das dem Produktionsniveau, der erforder- 
lichen Ausrichtung der Erzeugung, ihrer Verwen- 
dung sowie der Verbesserung der landwirtschaft- 
lichen Einkommen Rechnung trägt. 

In den letzten Jahren wurden die Rieht- und Inter- 
ventionspreise sowie der garantierte Mindestpreis 
in der Regel angepaßt, aber in einem Umfang, der 


sich angesichts der wirtschaftlichen Entwicklung als 
unzureichend erweist; daher empfiehlt es sich, die 
betreffenden Preise anzuheben, wobei dieser wirt- 
schaftlichen Entwicklung im Rahmen des möglichen 
Rechnung zu tragen ist - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 werden die Richt- 
preise und die Grundinterventionspreise für Getreide 
sowie der garantierte Mindestpreis für Hartweizen 
wie folgt festgesetzt: 

Rechnungseinhei ten 
je 1000 kg 


a) Richtpreis: 

Weichweizen 116,94 

Roggen 112,58 

Gerste 107,13 

Mais 104,56 

Hartweizen 136,26 

b) Grund- 
interventionspreise : 

Weichweizen 107,64 

Gerste 98,34 

c) Garantierter Mindestpreis 

für Hartweizen: 153,80 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom . . . 1973, S. . . . 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . 1973, S. . . . 
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II. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Änderung der Verordnung Nr. 120/67/EWG hinsichtlich der Regelung 
über die Festsetzung der Getreidepreise 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN iiiterventionspreis jeweils abgeleitete Intervent 


GEMEINSCHAFTEN — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- i 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Getreide -), zulezt geändert durch die Akte 
über die Beitritssbedingungen und die Anpassungen 
der Verträge^), sieht für Roggen die Festsetzung 
eines Grundinterventionspreises vor. Nach den bis- 
herigen Erfahrungen ist es angebracht, diese Rege- 
lung aufzuheben und statt dessen einen einzigen In- 
terventionspreis festzusetzen, um den Handel mit 
Roggen beweglicher zu gestalten - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 2 zweiter Gedankenstrich der Verordnung 
Nr. 120/67/CEE erhält die folgende Fassung: 

je ein Grundinterventionspreis für Weichweizen 
und Gerste" ; 

Artikel 2 

In Artikel 4 der Verordnung Nr. 120/67/EWG erhält 

1. Absatz 1 erster Unterabsatz folgende Fassung: 

„Um den Erzeugern zu gewährleisten, daß der 
Marktpreis nicht unter ein Mindestniveau sinkt, 
werden für die Gemeinschaft neben dem Grund- 


lionspreise für Weichweizen und Gerste festge- 
setzt." 

2. Absatz 2 folgende Fassung: 

„Für die Getreidearten Roggen, Hartweizen und 
Mais, für die kein Grundinterventionspreis vor- 
gesehen ist, wird für die Gemeinschaft jeweils 
ein einziger Interventionspreis für alle Handels- 
plätze festgesetzt, die für diese Getreidearten 
bestimmt wurden. Diese Preise entsprechen den 
niedrigsten abgeleiteten Interventionspreisen, die 
im Falle der Anwendung des vorstehenden Ab- 
satzes auf diese Getreidearten in der Gemein- 
schaft festgesetzt worden wären." 

3. Absatz 4 Buchstabe a folgende Fassung: 

„Für jeden Mitgliedstaat und für jecje Getreide- 
art, die in dem betreffenden Mitgliedstaat in nen- 
nenswertem Umfang erzeugt wird - ausgenom- 
men Roggen, Hartweizen und Mais - den Han- 
delsplatz, für den der niedrigste abgeleitete Inter- 
ventionspreis gilt, und diesen Interventions- 
preis." 

4. Absatz 4 Buchstabe c folgende Fassung: 

„jeweils einen einzigen Interventionspreis für 
Roggen, Hartweizen und Mais". 


A r t i.k e 1 3 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom . . . 1973, S. . . . 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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lii. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung des Richtpreises für geschälten Reis 
für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis^), zuletzt geändert durch die 
Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpas- 
sungen der Verträge 2), insbesondere auf Artikel 2 
Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Richtpreises für Reis ist 
den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik wie auch 
dem Beitrag Rechnung zu tragen, den die Gemein- 
schaft zur harmonischen Entwicklung des Welthan- 
dels leisten will; die gemeinsame Agrarpolitik zielt 
insbesondere darauf ab, der landwirtschaftlichen Be- 
völkerung eine angemessene Lebenshaltung zu ge- 
währleisten, die Versorgung zu sichern und die Be- 
lieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen 
zu gewährleisten. 


Der Richtpreis für Reis muß in einem Verhältnis 
festgesetzt werden, das dem Produktionsniveau, der 
erforderlichen Ausrichtung der Erzeugung, ihrer Ver- 
wendung und der Verbesserung der landwirtschaft- 
lichen Einkommen Rechnung trägt. 

Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, den 
Richtpreis in gleicher Höhe für das vergangene Wirt- 
schaftsjahr festzusetzen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Für das Reiswirtschaftsjahr 1973/1974 wird der 
Richtpreis für geschälten Reis auf 21,15 Rechnungs- 
einheiten je 100 kg festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom . . . 
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IV. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung der Interventionspreise für Rohreis für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG vom 
25. Juli 1967 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Reis ^), zuletzt geändert durch die Akte über 
die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der 
Verträge insbesondere auf Artikel 4 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Interventionspreise für Rohreis für Arles und 
Vercelli müssen nach den Regeln des Artikels 4 
Absatz 3 der Verordnung Nr. 359/67/EWG von dem 
Richtpreis für geschälten Reis abgeleitet werden, der 
durch die Verordnung (EWG) Nr. . . ./73 des Rates 
vom . . . 1973 zur Festsetzung des Richtpreises für 
geschälten Reis für das Wirtschaftsjahr 1973/1974=^) 
festgesetzt worden ist. 


Die Anwendung dieser Regeln führt dazu, die In- 
terventionspreise auf einen einheitlichen Betrag für 
Arles und Vercelli höher als für das vorhergehende 
Wirtschaftsjahr festzusetzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN : 
Einziger Artikel 

Die Interventionspreise für Rohreis für Aries und 
Vercelli werden für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 
auf 13,359 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm 
festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in alein ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. 3. 1972, S. 14 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom . . . 1973, S. . . . 
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V. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung der Preise im Sektor Zucker, der Standardqualität für Zuckerrüben 
sowie des Berechnungskoeffizienten für die Höchstquote für das 
Zuckerwirtschaftsjahr 1 973/1 974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG des 
Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 174/73“), insbe- 
sondere auf Artikel 2 Absatz 2, Artikel 3 Absatz 5, 
Artikel 4 Absatz 3 und Artikel 24 Absatz 2 zweiter 
Unterabsatz, 

auf Vorschlag der Kommisison, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 3), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Preise für Zucker ist den 
Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik wie auch dem 
Beitrag Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft 
zur harmonischen Entwicklung des Welthandels lei- 
sten will; die gemeinsame Agrarpolitik zielt insbe- 
sondere darauf ab, der landwirtschaftlichen Bevöl- 
kerung eine angemessene Lebenshaltung zu gewähr- 
leisten, die Versorgung zu sichern und die Beliefe- 
rung der Verbraucher zu angemessenen Preisen zu 
gewährleisten. 

Damit diese Ziele erreicht werden, ist es notwen- 
dig, den Richtpreis für Zucker auf eine Höhe festzu- 
setzen, die insbesondere unter Berücksichtigung der 
sich daraus für den Interventionspreis ergebenden 
Höhe den Erzeugern von Zuckerrüben oder Zucker- 
rohr einen angemessenen Erlös sichert, ohne indes 
die Verbraucherinteressen zu vernachlässigen, und 
die geeignet ist, ein ausgeglichenes Verhältnis zwi- 
schen den Preisen für die wichtigsten landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse zu wahren. 

Da die Vermarktung des Zuckers wegen der Be- 
sonderheiten des Zuckerniarktes nur mit relativ be- 
grenzten Risiken verbunden ist, kann bei der Fest- 
setzung des Interventionspreises für Zucker der Un- 
terschied zwischen Richtpreis und Interventionspreis 
verhältnismäßig niedrig festgesetzt werden. 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben muß festgesetzt 
werden, indem der Interventionspreis sowie Pausch- 
beträge für die Kosten der Verarbeitung und der 
[jeferung der Zuckerrüben an die Fabrik berücksich- 


tigt werden und in dem von einem Ausbeutesatz 
ausgegangen wird, der für die Gemeinschaft auf 
130 kg Weißzucker je Tonne Zuckerrüben mit 16 
V. H. Zuckergehalt veranschlagt werden kann. 

Die vorstehend genannten Kosten können pau- 
schal für 100 kg Weißzucker auf 10 Rechnungsein- 
heiten veranschlagt werden; dieser Pauschalbetrag 
ergibt sich aus der Summe der auf 9,10 Rechnungs- 
einheiten veranschlagten Verarbeitungsspanne und 
der auf 1,73 Rechnungseinheiten geschätzten Kosten 
der Lieferung der Zuckerrüben an die Fabrik, wobei 
für Erlöse der Fabriken aus Melasseverkäufen diese 
Summe um einen pauschalen Abschlag von 0,83 
Rechnungseinheiten vermindert wird, der auf der 
Grundlage eines Rendements von 38,5 Kilogramm 
je Tonne verarbeiteter Zuckerrüben und eines Ab- 
Fabrik-Preises für Melasse von 2,80 Rechnungsein- 
heiten je 100 kg berechnet ist. 

Es ist zweckmäßig, als Standardqualität für Zucker- 
rüben eine Qualität zu wählen, die den Eigenheiten 
der Erzeugung in den wichtigsten Zuckerrübenan- 
baugebieten der Gemeinschaft Rechnung trägt. 

Mit Rücksicht auf die Produktionsentwicklung un- 
ter dem Gesichtspunkt der Spezialisierung einer- 
seits und auf die Absatzmöglichkeiten andererseits 
ist es angebracht, die in Artikel 24 der Verordnung 
Nr. 1009/67/EWG genannten Höchstquoten auf 135 
V. H. der Grundquoten festzusetzen — ■ 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für das Zuckerwirtschaftsjahr 
1973/1974. 

Artikel 2 

1. Der Richtpreis für 100 Kilogramm Weißzucker 
wird auf 25,23 Rechnungseinheiten festgesetzt. 

2. Der Interventionspreis für 100 Kilogramm Weiß- 
zucker wird auf 23,98 Rechnungseinheiten fest- 
gesetzt. 

3. Das Hauptüberschußgebiet umfaßt die folgenden 
französischen Departements: 

Aisne, Somme und Oise. 
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Artikel 3 

Der Mindestpreis für Zuckerrüben, der für das in 
Artikel 2 Absatz 3 genannte Gebiet gilt, wird auf 
18,17 Rechnungseinheiten je Tonne bei Lieferung frei 
Sammelstelle festgesetzt. 


Artikel 4 

Zuckerrüben der Standardqualität sind von folgender 
Beschaffenheit: 

a) gesund und handelsüblich, 

b) 16 V. H, Zuckergehalt bei der Annahme. 


Artikel 5 

Der in Artikel 24 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1009/ 
67/EWG genannte Koeffizient wird auf 1,35 festge- 
setzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 25 
vom 30. Januar 1973, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom . . . 1973, S. . . . 
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VI. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung des Erzeugerrichtpreises für Olivenöl für das 
Wirtschaftsjahr 1973/1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassungen der Verträge“), 
insbesondere auf Artikel 4 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommisison, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ®), 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Bei der Festsetzung des Erzeugerrichtpreises für 
Olivenöl ist sowohl den Zielen der gemeinsamen 
Agrarpolitik als auch dem Beitrag Rechnung zu tra- 
gen, den die Gemeinschaft zur harmonischen Ent- 
wicklung des Welthandels leisten will; die gemein- 
same Agrarpolitik zielt insbesondere darauf ab, der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung eine angemessene 
Lebenshaltung zu gewährleisten, die Versorgung 
sicherzustellen und die Belieferung der Verbraucher 
zu angemessenen Preisen zu gewährleisten. 

Der erwähnte Richtpreis ist nach den Kriterien der 
Artikel 4 und 5 der Verordnung Nr. 136/66/EWG für 
eine bestimmte Standardqualität festzusetzen. 


Die Gründe, die im vergangenen Wirtschaftsjahr 
zur Festsetzung der Standardqualität geführt haben, 
bestehen weiterhin; es ist daher angebracht, diese 
Standardqualität unverändert beizubehalten. 

Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, den 
Erzeugerrichtpreis in gleicher Höhe wie für das ver- 
gangene Wirtschaftsjahr festzusetzen — 


Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 wird der Erzeuger- 
richtpreis für Olivenöl auf 124,70 Rechnungseinhei- 
ten je 100 Kilogramm festgesetzt. 


Artikel 2 

Der in Artikel 1 genannte Preis bezieht sich auf han- 
delsübliches („mittelfeines'') Olivenöl, dessen Gehalt 
an freien Fettsäuren, berechnet als Ölsäure, 
3 Gramm je 100 Gramm beträgt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom . . . 1973, S 
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VII. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung der Richtpreise und der Interventionsgrundpreise für disaaten 
für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassungen der Verträge^), 
insbesondere auf Artikel 22 Absatz 1 Unterabsatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Richtpreise und der Inter- 
ventionsgrundpreise für Ölsaaten ist sowohl den 
Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik als auch dem 
Beitrag Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft 
zur harmonischen Entwicklung des Welthandels lei- 
sten will. Die gemeinsame Agrarpolitik zielt insbe- 
sondere darauf ab, der landwirtschaftlichen Bevölke- 
rung eine angemessene Lebenshaltung zu gewähr- 
leisten, die Versorgung sicherzustellen und für die 
Belieferung der Verbraucher zu angemessenen Prei- 
sen Sorge zu tragen. 

Die Anwendung dieser Regeln führt dazu, die 
Richtpreise und die Interventionsgrundpreise bei 
Raps- und Rübsensamen und bei Sonnenblumenker- 
nen höher festzusetzen als für das vorhergehende 
Wirtschaftsjahr. 

Die Preise der Ölsaaten müssen für bestimmte 
Standardqualitäten festgesetzt werden; bei der Be- 
stimmung der Standardqualitäten ist von den Durch- 
schnittsqualitäten der in der Gemeinschaft geern- 
teten Ölsaaten auszugehen. Die für das Wirtschafts- 
jahr 1972/1973 festgesetzten Qualitäten entsprechen 
diesen Erfordernissen. Es ist daher angebracht, sie 
im folgenden Wirtschaftsjahr beizubehalten — 


HAT FÖLGENDE VERÖRDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 werden die Richt- 
preise und die Interventionsgrundpreise für Ölsaa- 
ten wie folgt festgesetzt: 

Rechnungseinheiten 
je 100 kg 

a) Raps- und Rübsensamen: 


— Richtpreis 21,43 

— Interventions- 
grundpreis 20,81 

b) Sonnenblumenkerne: 

— Richtpreis 21,63 

— Interventions- 
grundpreis 21,01 


Die Interventionsgrundpreise gelten für Genua. 

j 

I A r t i k e 1 2 

Die in Artikel 1 genannten Preise gelten für lose 
Ware von gesunder und handelsüblicher Beschaffen- 
heit, und zwar 

a) für Raps- und Rübsensamen mit 2 v. H. Fremd- 
bestandteilen und in dieser unveränderten Saat 
mit 10 V. H. Feuchtigkeitsgehalt und 42 v. H. Öl- 
gehalt; 

b) für Sonnenblumenkerne mit 2 v. H. Fremdbe- 
standteilen und in dieser unveränderten Saat mit 
10 V. H. Feuchtigkeitsgehalt und 40 v. H. Ölgehalt. 

I Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 

I lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


I 1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
I vom 30. September 1966, S. 3025/66 

' -) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
i vom 27. März 1972, S. 14 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom . . . 1973, S. . . . 
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VIII. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung des Beihilfebetrags für Baumwollsaat für das 
Wirtschaftsjahr 1973/1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1516/71 
des Rates vom 12. Juli 1971 zur Einführung einer 
Beihilferegelung für Baumwollsaat^), insbesondere 
auf Artikel 1 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in der Erwägung, daß nach Artikel 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1516/71 der Beihilfebetrag für in der 
Gemeinschaft erzeugte Baumwollsaat jedes Jahr un- 
ter Berücksichtigung der Marktlage und ihrer vor- 
aussichtlichen Entwicklung so festzusetzen ist, daß 


ein Beitrag zur Gewährleistung eines angemessenen 
Einkommens der Erzeuger erbracht wird - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 wird der in Arti- 
kel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1516/71 vorgese- 
hene Beihilfebetrag auf 80 Rechnungseinheiten je 
Hektar festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 160 
vom 17. Juli 1971, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C . . . 
vom . . . 1973, S. . . . 
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IX. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung der Beihilfe für Flachs und Hanf für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 
vom 29. Juni 1970 über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Flachs und Hanf^), geändert durch die 
Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpas- 
sungen der Verträge 2), nachstehend „Akte'' genannt, 
insbesondere auf Artikel 4 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 sieht 
die jährliche Festsetzung der Beihilfe für in der Ge- 
meinschaft erzeugten Flachs und Hanf vor. 

Nach Artikel 4 Absatz 2 der genannten Verord- 
nung wird die Beihilfe je Hektar Anbau- und Ernte- 
fläche so festgesetzt, daß das Gleichgewicht zwischen 
dem für die Gemeinschaft erforderlichen Produk- 
tionsumfang und den Absatzmöglichkeiten für diese 
Erzeugung sichergestellt wird; bei der Festsetzung 
der Beihilfe müssen auch der Weltmarktpreis für 
Fasern und Saaten von Flachs und Hanf sowie der 
Preis der anderen natürlichen konkurrierenden Er- 
zeugnisse berücksichtigt werden. 

Artikel 95 der Akte bestimmt die Kriterien für die 
Festlegung der Höhe der Beihilfe für Flachs in den 
neuen Mitgliedstaaten. Die Anwendung dieser Kri- 
terien führt dazu, daß der in Rede stehende Betrag 


für das Vereinigte Königreich und Dänemark niedri- 
ger als der in der Gemeinschaft in ihrer ursprüng- 
lichen Zusammensetzung geltende Beihilfenbedarf 
und in Irland in gleicher Höhe wie dieser festgesetzt 
wird - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Einziger Artikel 

Für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 wird die in Arti- 
kel 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 vorgesehe- 
ne Beihilfe wie folgt festgesetzt: 

a) für Flachs 

— auf 80 Rechnungseinheiten/Hektar für das 
Vereinigte Königreich 

— auf 135 Rechnungseinheiten/Hektar für Däne- 
mark 

— auf 160 Rechnungseinheiten/Hektar für die 
übrigen Mitgliedstaaten 

b) für Hanf auf 115 Rechnungseinheiten/Hektar für 
sämtliche Mitgliedstaaten. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 146 

vom 4. Juli 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . . 1973, S. . . . 
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X. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung der Beihilfe für Saatgut für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 
des Rates vom 26, Oktober 1971 zur Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Saatgut i), zu- 
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 597/ 
73 ^), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei bestimmten im Anhang zur Verordnung (EWG) 
Nr. 2358/71 aufgeführten Saatgutarten, die im Ver- 
marktungsjahr 1973/1974 vermarktet werden, ist dem 
Erzeuger auf Grund der Marktlage in der Gemein- 
schaft und ihrer voraussichtlichen Entwicklung kein 
angemessener Erlös gewährleistet. Es ist daher an- 
gebracht, einen Teil der Produktionskosten des Er- 
zeugers durch eine Beihilfe auszugleichen. 

Gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2358/71 ist bei der Festsetzung dieser Beihilfe 


einerseits zu berücksichtigen, daß das Gleichgewicht 
zwischen dem für die Gemeinschaft erforderlichen 
Produktionsumfang und den Absatzmöglichkeiten 
für diese Produktion sichergestellt werden muß; an- 
dererseits ist hierbei den Preisen der betreffenden 
Erzeugnisse auf den Auslandsmärkten Rechnung zu 
tragen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 wird die in Arti- 
kel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71 vorgesehe- 
ne Beihilfe wie im Anhang angegeben festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinsdiaften Nr. L 246 
vom 5. November 1971, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 57 
vom 2. März 1973, S. 3 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom . . . 1973, S. . . . 
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Anhang 

Nummer des 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 

ex 12.01 
ex 12.03 C 


Warenbezeichnung 

Höhe der 
Beihilfe 
(RE/100 kg) 

Linum usitatissimum L. partim (Faserlein) 

8 

1. GRAMINEAE 


Arrhenatherum elatius (L.) J. und C. Presl 

30 

Dactylis glomerata L. 

25,7 

Festuca arundinacea Schreb. 

25,7 

Festuca ovina L. 

18,5 

Festuca pratensis Huds. 

20,6 

Festuca rubra L. 

18,5 

Lolium multiflorum Lam. 

8,3 

Lolium perenne L. (spät) 

18,5 

Lolium perenne L. (andere) 

14,4 

Lolium X hybridum Hausskn. 

8,3 

Phleum pratense L. 

31 

Poa nemoralis L. 

18,5 

Poa pratensis L. 

18,5 

Poa trivialis L. 

18,5 

2, LEGUMINOSAE 


Medicago sativa L. (Ökotypen) 

5,2 

Medicago sativa L. (Sorten) 

6,2 

Trifolium pratense L. 

10,3 

Trifolium repens L. 

20,6 

Vicia sativa L. ' 

8,3 
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XI. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung der Orientierungspreise für Wein für den Zeitraum 
vom 16. Dezember 1973 bis 15. Dezember 1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr, 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzender 
Vorschriften für die gemeinsame Marktorganisation 
für Wein^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2680/72 -), insbesondere auf Artikel 2 , 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Bei der Festsetzung der Orientierungspreise für 
die einzelnen Tafelweinarten ist den Zielen der ge- 
meinsamen Agrarpolitik wie auch dem Beitrag Rech- 
nung zu tragen, den die Gemeinschaft zur harmoni- 
schen Entwicklung des Welthandels leisten will; die 
gemeinsame Agrarpolitik zielt insbesondere darauf 
ab, der landwirtschaftlichen Bevölkerung eine ange- 
messene Lebenshaltung zu gewährleisten, die Ver- 
sorgung zu sichern und die Belieferung der Verbrau- 
cher zu angemessenen Preisen zu gewährleisten. 

Diese Ziele führen dazu, insbesondere unter Be- 
rücksichtigung der jüngsten Preisentwicklung für 
den Zeitraum vom 16. Dezember 1973 bis 15. Dezem- 
ber 1974 höhere Preise als für den vorhergegange- 
nen Zeitraum festzusetzen. Zudem rechtfertigt die 
Marktlage eine stärkere Erhöhung für die Weine der 
Art R II. 


Die Orientierungspreise müssen für jede gemäß 
der Verordnung (EWG) Nr. 945/70^) bestimmte Ta- 
felweinart, die für die Gemeinschaftserzeugung re- 
präsentativ ist, festgesetzt werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Für den Zeitraum vom 16. Dezember 1973 bis 15. De- 
zember 1974 wird der Orientierungspreis wie folgt 
festgesetzt: 

1. 1,49 RE je Grad/hl für die Tafelweinart R I, 

2. 1 ,40 RE je Grad/hl für die Tafelweinart R II, 

3. 23,22 RE je hl für die Tafelweinart R II, 

4. 1,40 RE je Grad/hl für die Tafelweinart A I, 

5. 30,93 RE je hl für die Tafelweinart A II, 

6. 35,35 RE je hl für die Tafelweinart A III. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 289 
vom 27. Dezember 1972, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom . . . 1973, S. . . . 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 114 
vom 27. Mai 1970, S. 1 
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XII. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung der Zielpreise und Interventionspreise sowie der Bezugsqualitäten 
für Tabakblätter der Ernte 1973 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN [ satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 genannten 

GEMEINSCHAFTEN — 1 Regeln festgesetzt werden. 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Rohtabak ‘), in 
der Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 1574/71 ^), 
insbesondere auf Artikel 2 Absatz 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ®), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Ziel- und Interventions- 
preise für Tabakblätter, die noch nicht eine erste 
Bearbeitung und Aufbereitung erfahren haben, ist 
sowohl den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik 
als auch dem Beitrag Rechnung zu tragen, den die 
Gemeinschaft zur harmonischen Entwicklung des 
Welthandels leisten will; die gemeinsame Agrarpo- 
litik zielt insbesondere darauf ab, der landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung eine angemessene Lebenshaltung 
zu gewährleisten, die Versorgung sicherzustellen 
und die Belieferung der Verbraucher zu angemesse- 
nen Preisen zu gewährleisten. 

Die Ziel- und Interventionspreise müssen für jede 
Sorte der Gemeinschaftserzeugung und für eine Be- 
zugsqualität jeder Sorte nach den in Artikel 2 Ab- 


Die Anwendung dieser Regeln führt dazu, die Ziel- 
und Interventionspreise für Tabakblätter bestimmter 
Sorten höher festzusetzen als für die vorhergehende 
Ernte — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die in Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe c der Verord- 
nung (EWG) Nr. 727/70 genannten Bezugsqualitäten 
für jede Tabaksorte der Gemeinschaftserzeugung 
werden für die Ernte 1973 im Anhang I festgelegt. 

A r t i k e 1 2 

^ Die in Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 
genannten Ziel- und Interventionspreise für Tabak- 
blätter werden für die Ernte 1973 im Anhang II fest- 
gelegt. 

I Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
I lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

j _ 

I 0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
I vom 28. April 1970, S. 1 

I 2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom . . . 1973, S. . . . 
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Anhang I 


Tabakblätter; Sorten und deren Bezugsqualitäten 

Bezugsqualität 

„Hauptgut" (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1 ; Reife, gesunde, unbeschädigte Blätter von dun- 

kelbrauner bis dunkelmelierter Farbe, ausge- 
glichene Blattgröße 

Aufmachung: Sortierter und mit fremder Bindung gebüschei- 

ter Tabak 

Feuchtigkeit: 21 v. H. 

2 Badischer Burley E „Hauptgut" (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1 : Reife, gesunde, unbeschädigte, schnittfeste 

Blätter von rötlichbrauner bis hellbrauner 
Farbe, ausgeglichene Blattgröße 

Aufmachung: Sortierter und mit fremder Bindung gebüschel- 

ter Tabak 

Feuchtigkeit: 21 v. H. 

j ...... 

3 Virgin SCR | Blätter der Klasse 1 

Klasse 1 : Reife, gesunde, unbeschädigte Blätter von gel- 

ber bis gelbroter Farbe. Abweichungen als 
bräunliche bis grünlich-gelbe Verfärbungen 
sind bis zu einem Drittel der Blattfläche zuläs- 
sig 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter Tabak 

Feuchtigkeit: 18 v. H. 


Lfd. Nr. Sorte 

i 

1 i a) Badischer 

Geudertheimer 

; b) Fordiheimer 
Havanna II c 


4 


Mittlere Blätter (Leaves) der Klasse 2 

Klasse 2: Blätter mit nicht zu auffälligen Fehlern sowohl 

hinsichtlich der Brennfähigkeit als auch der 
Färbung, des Blattgewebes oder der Reife 
(Überreife oder Unreife) 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen ge- 

legter (capse) Tabak 

Feuchtigkeit: 27 v. H. 

Nijkerk Obere Blätter (Tips) der Klasse 2 

Klasse 2: — Entweder Blätter zweiter Länge 45 cm oder 

weniger), sehr zugfest, fleisdiig, unbeschä- 
digt, widerstandsfähig und elastisch, mit 
nicht herausragender Äderung, von guter 
Reife, die sich durch braune bis dunkelbrau- 
ne Farbe lebhaften Tons ausgedrückt 
— oder Blätter erster Länge (über 45 cm), noch 
zugfest, fleischig, noch unbeschädigt, wider- 
standsfähig, mit mehr oder weniger auffal- 
lender Äderung, mit Farbabweichungen 
außer flaschengrün 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen ge- 

legter (capse) Tabak 

■ i 

j Feuchtigkeit: 27 v. H. 


a) Paraguay und 
Hybriden 

b) Dragon vert und 
Hybriden 
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Lfd. Nr. 


Sorte 


6 Burley (Burley X 

Bel) 


i 


7 


a) 


Misionero und 
Hybriden 


b) Rio Grande und 
Hybriden 


8 



a) Philippin 

b) Petit Grammont 
(Flobecq) 

c) Burley (Ergo X 
6410 und Ergo 
X Bursana) 

a) Semois 

b) Appelterre 


Bright 


Burley I 


Bezugsqualität 

Mittlere obere Blätter (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1 : Gut ausgereifte Blätter von rötlichbrauner leb- 

hafter oder ziemlich lebhafter Farbe, sehr we- 
nig meliert, mit einem Blattgewebe mittlerer 
bis feiner Textur und nicht zu fester Körnung, 
von mittlerer Blattigkeit 

Aufmachung: Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen ge- 

legter (capse) Tabak 

Feuchtigkeit: 26 v. H. 


Blätter der 2. Qualität 


2. Qualität: 

Voll entwickelte Blätter von mehr als 45 cm 
Länge, kein grobes Blattgewebe, helle, etwas 
gelbliche Farbe, lebhafte oder ziemlich lebhafte 
Tönung, ausreichend fest und ziemlich unbe- 
schädigt, von einigermaßen guter Brennfähig- 
keit 

Aufmachung: 

Sortierter und gebüscheiter oder in Lagen ge- 
legter (capse) Tabak 

Feuchtigkeit: 

27. V, H. 


Blätter der Klasse MG 
Klasse MG: 
Aufmachung: 
Feuchtigkeit: 


Mittlere Blätter, große (Leaves) 
Sortierter und gebüscheiter Tabak 
25 v.H. 


Blätter der Klasse G 
Klasse G: 
Aufmachung: 
Feuchtigkeit: 


Große gesunde Blätter 
Sortierter und gebüscheiter Tabak 
25 V. H. 


Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, sorgfältig getrock- 

net, mit offener Textur und nicht zu auffälli- 
gen Rippen und Adern, gesund, von gelber 
Farbe in verschiedenen Tönen 

Aufmachung: In vorläufigen Ballen zu 30 bis 40 kg 

Feuchtigkeit: 16 v. H. 


Blätter der Klasse A 

Klasse A: Blätter genügender Reife, sorgfältig getrock- 

net, mit offener Textur, auch fest, mit nicht zu 
auffälligen Rippen und Adern, gesund, von 
mehr oder weniger lebhafter nußbrauner 
Farbe 

Aufmachung: In vorläufigen Ballen von 30 bis 40 kg oder 

in Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 
von 25 bis 30 Blättern 

Feuchtigkeit: 16 v.H. 
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Lfd. 

Nr. 

Sorte 

Bezugsqualität 

11 b) 

Maryland 

Blätter der Klasse A 




Klasse A: 

Blätter genügender Reife, mit einigen leichten 
Trocknungsfehlern, sehr wenig meliert, mit 
einem Blattgewebe mittlerer Textur, mit nicht 
zu auffälligen Rippen und Adern von rötlich- 
brauner, eher lebhafter Farbe. 



Aufmachung: 

In vorläufigen Ballen von 30 bis 40 kg oder 
in Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 
von 25 bis 30 Blättern 



Feuchtigkeit: 

16 V. H. 

12 

a) Kentucky und 

Blätter der Klasse B 



Hybriden 

b) Moro di Cori 

c) Saleifto 

Klasse B: 

Vollreife Blätter mit festem Blattgewebe, sorg- 
fältig getrocknet und erhalten, von brauner 
Farbe, mit einigen Beschädigungen 


Aufmachung: 

In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 
von 25 bis 30 Blättern 




Feuchtigkeit: 

19 V. H. 

13 

a) Nostrano del 

Blätter der Klasse B 



Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 

Klasse B: 

Blätter mit festem oder leichtem Blattgewebe, 
gesund, ohne Trocknungsfehler oder in her- 
kömmlicher Weise teilfermentiert, von brau- 
ner oder auch dunkelbrauner Farbe, mit unbe- 
deutenden Beschädigungen 




Aufmachung : 

In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 
von 25 bis 30 Blättern 



Feuchtigkeit: 

19 V. H. 

14 

Beneventano 

Blätter der Klasse B 




Klasse B: 

Blätter genügender Reife, mit festem Blatt- 
gewebe oder auch grob oder mager, mit un- 
wesentlichen Fehlern infolge von Trocknung 
und Teilfermentierung und Beschädigungen 



Aufmachung: 

In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 
von 25 bis 30 Blättern 



Feuchtigkeit: 

19 v. H. 

15 

Xanti-Yakä 

Blätter der Klasse B 


16 

17 

Perustitza 

Erzegovina und 
Hybriden 

Klasse B: 

Genügend gesunde und reife Blätter mit eini- 
gen leichten Trocknungsfehlern, mit meist 
leichtem Blattgewebe, von gelber bis brauner 
Farbe, mit auffallenden Beschädigungen, aber 
gut erhalten, auch von unteren Blättern 



Aufmachung: 

In vorläufigen Ballen von 15 bis 20 kg oder 
in Kisten mit „Girlanden“ von Blättern zu 
30 bis 40 kg 



Feuchtigkeit: 

15 V. H. 
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zweite Länge 

(32 bis unter 38 cm) 35 v. H. 

dritte Länge 

(25 bis unter 32 cm) 5 v. H. 


Blätter guter Formung, vollreif und einheit- 
lich gefärbt, gesund, unbeschädigt und von 
feinem Blattgewebe, elastisch und widerstands- 
fähig, ohne herausragende Rippen oder Adern, 
gut teilfermentiert und gut erhalten, von guter 
Brennbarkeit, typischem Geschmack und Aro- 
ma, als Zigarrendeckblatt geeignet. Mit etwa 
25 V. H. beschädigten Blättern. 

Aufmachung: In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 


I j Feuchtigkeit: 18 v. H. 

19 ja) Brasile Selvaggio Blätter der Klasse B 

I b) andere Sorten Klasse B: Feste, gut entwickelte Blätter von grüner 

Farbe, mit scharfem alkoholischem Aroma 


Aufmachung; In Büscheln mit fremder Bindung (fascicoli) 

Feuchtigkeit; 20 v. H. 
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Anhang II 

Ziel- und Interventionspreise für Tabakblätter 


Lfd. 

Nr. 

Sorte 

1 

Zielpreis 

RE/kg 

Interventions- 
preis RE/kg 

1 

a) Badischer Geudertheimer 

b) Forchheimer Havanna II c 

1,947 

1,752 

2 

Badischer Burley E * 

2,352 

2,116 

3 

Virgin SCR i 

2,214 

1,993 

4 

a) Paraguay und Hybriden 

b) Dragon vert und Hybriden | 

1,523 

1,371 

5 

Nijkerk 

1,609 

1,448 

6 

Burley (Burley x Bel) 

1,821 

1,639 

7 

a) Misionero und Hybriden 

b) Rio Grande und Hybriden 

1,394 

1,255 

8 

a) Philippin 

b) Petit Grammont (Flobecq) 

c) Burley (Ergo x 6410 und Ergo x Bursana) 

1,131 

1,018 

i 

1 

9 

i 

j 

a) Semois 

b) Appelterre 

1,354 

1,219 

10 

Bright 



1,845 

1,660 

11 a) 

Burley I 

1,454 

1,309 

11 b) 

Maryland 

1,581 

1,423 

12 

■ 

a) Kentucky und Hybriden 

b) Moro di Cori 

c) Salento 

1,531 

1 

1 

1 

1,377 

13 

a) Nostrano del Brenta 

i b) Resistente 142 

, c) Gojano 

i 

1,468 

1,321 

1 

14 

Beneventano 

! 

1,166 

1,049 

15 

Xanti-Yakä 

2,168 

1 

1,951 


49 



Drucksache 7/453 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


Lfd. 

Nr. 

Sorte 

Zielpreis 

RE/kg 

Interventions- 
preis RE/kg 

16 

Perustitza 

2,031 

1,828 

17 

Erzegovina und Hybriden 

1,819 

1,637 

18 

a) Round Tip 

9,875 

8,887 


b) Scafati 




c) Sumatra 



19 

a) Brasile Selvaggio 

0,923 

0,831 


b) übrige Sorten 
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XIII. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung der abgeleiteten Interventionspreise und der Bezugsquaiitäten 
für Tabakballen der Ernte 1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 
des Rates vom 21. April 1970 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Rohta- 
bak ^), zuletzt geändert durch die Akte über die Bei- 
trittsbedingungen und die Anpassungen der Ver- 
träge 2), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für Tabakballen aus in der Gemeinschaft geern- 
teten Tabakblättern, die eine erste Bearbeitung und 
eine Aufbereitung erfahren haben, können für die 
Gemeinschaft jährlich für die Ernte des folgenden 
Kalenderjahres abgeleitete Interventionspreise fest- 
gesetzt werden. 

Es empfiehlt sich, auch für die Ernte 1973 abgelei- 
tete Interventionspreise für Sorten festzusetzen, für 
welche vor Inkrafttreten der gemeinsamen Markt- 
organisation eine Preisgarantie für Tabakballen ge- 
währt wurde; das gleiche gilt für die hauptsächlich 
in Deutschland angebauten Sorten, um den dortigen 
Handelsgewohnheiten Rechnung zu tragen. 

Die Interventionspreise sind für jede Sorte der 
Gemeinschaftserzeugung und für eine Bezugsqualität 
festzusetzen, die der Durchschnittsqualität der Ta- 
bakballen entspricht, die durch erste Bearbeitung 
und durch Aufbereitung von Tabakblättern der für 
den Zielpreis maßgebenden Bezugsqualität der glei- 
chen Sorte hergestellt wurden. 

Zu diesem Zweck müssen die Bezugsqualitäten so 
festgelegt werden, daß sie eine möglichst sachliche 
Bewertung der Qualität der Tabakballen erlauben; 
es empfiehlt sich, nach Anpassung an die besonde- 
ren Merkmale der Tabakballen die entsprechenden 
Bezugsqualitäten für Tabakblätter zugrunde zu 

legen, die in der Verordnung (EWG) Nr /73 

des Rates vom 1973 zur Festsetzung der Ziel- 

preise und Interventionspreise sowie der Bezugs- 
qualitäten für Tabakblätter der Ernte 1973 “*) fest- 
gelegt sind; Tabakballen, die den auf diese Weise 
bestimmten Merkmalen entsprechen, können als 


repräsentativ für die Durchschnittsqualität der Ta- 
bakballen betrachtet werden, die durch erste Bear- 
beitung und durch Aufbereitung von Tabakblättern 
der entsprechenden Bezugsqualität hergestellt wur- 
den. 

Nach Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 727/70 entspricht der abgeleitete Interventions- 
preis für eine bestimmte Sorte dem nach Artikel 2 
der genannten Verordnung für Tabakblätter der 
gleichen Sorte festgesetzten Interventionspreis zu- 
züglich der Kosten der ersten Bearbeitung und der 
Aufbereitung von Tabakblättern aus der Gemein- 
schaftserzeugung zu Tabakballen; die pauschale 
Schätzung dieser Kosten sollte auf gleiche Weise 
wie bei der letzten Festsetzung der abgeleiteten 
Interventionspreise erfolgen, da diese Schätzung als 
weiterhin angemessen angesehen werden kann - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe c der Verord- 
nung (EWG) Nr. 727/70 genannten Bezugsqualitäten 
für die einzelnen Sorten von Tabakballen aus der 
Gemeinschaftserzeugung, für die ein abgeleiteter 
Interventionspreis festgelegt wird, werden im An- 
hang I festgesetzt. 


Artikel 2 

Die in Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 
genannten abgeleiteten Interventionspreise für Ta- 
bakballen werden für die Ernte 1973 im Anhang II 
festgesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom . . . 1973, S 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom . . . 1973, S. . . . 
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Tabakballen: Sorten und deren Bezugsqualitäten 


Anhang I 


Lfd. 

Nr. 

Sorte 


Bezugsqualität 

”1 ! 

a) Badischer 
Geudertheimer 

b) Forchheimer 
Havanna II c 

„Hauptgut" (Leaves) der Klasse 1 

Klasse 1 ; Reife, gesunde, unbeschädigte Blätter von me- 

lierter bis dunkelbrauner Farbe; ausgeglichene 
Blattgröße; normal fermentiert 



Aufmachung: 

In Ballen oder Kisten von etwa 75 bis 175 kg 
oder in Fässern von etwa 225 bis 450 kg 



Feuchtigkeit: 

16 v. H. 

2 

Badischer Burley E 

„Hauptgut" (Leaves) der Klasse 1 



Klasse 1 : 

Reife, gesunde, unbeschädigte, schnittfeste 
Blätter von hellbrauner, rötlichbrauner bis 
dunkelbrauner Farbe; ausgeglichene Blatt- 
größe; normal fermentiert 



Aufmachung: 

In Ballen oder Kisten von etwa 75 bis 175 kg 
oder in Fässern von etwa 225 bis 450 kg 



Feuchtigkeit: 

15v. H. 

3 

Virgin SCR 

Blätter der Klasse 1 




Klasse 1 : 

Reife, gesunde, unbeschädigte Blätter von gel- 
ber, gelb-roter bis gelb-bräunlicher Farbe; nor- 
mal fermentiert 



Aufmachung: 

In Ballen oder Kisten von etwa 75 bis 175 kg 
oder in Fässern von etwa 225 bis 450 kg 


1 

Feuchtigkeit: 

13 V. H. 

10 1 

Bright 

Blätter der Klasse A 



i 

1 

Klasse A: 

Blätter genügender Reife, sorgfältig bearbei- 
tet, mit offener Textur und nicht zu auffälligen 
Rippen und Adern, gesund, von gelber Fär- 
bung in verschiedenen Tönen 



Aufmachung: 

In Fässern von etwa 330 bis 350 kg 


L_ 

[ Feuchtigkeit: 

13 v. H. 

11 a) 

j Burley I 

Blätter der Klasse A 




Klasse A: 

Blätter genügender Reife, sorgfältig bearbei- 
tet, mit offener Textur, auch fest, mit nicht zu 
auffälligen Rippen und Adern, gesund, von 
mehr oder weniger lebhafter nußbrauner Fär- 
bung 



Aufmachung: 

In Fässern von etwa 330 bis 350 kg 


i . 

; Feuchtigkeit: 

13 V. H. 

11 b) 

1 Maryland 

i Blätter der Klasse A 



i 

1 

i 

' Klasse A: 

Blätter genügender Reife, mit einigen leichten 
Bearbeitungsfehlern, auch leicht meliert, mit 
einem Blattgewebe von mittlerer Textur und 
nicht zu auffälligen Rippen und Adern, ge- 
sung von mehr oder weniger rötlich-brauner 
Farbe 


1 

Aufmachung: 

In Fässern von etwa 330 bis 350 kg 



Feuchtigkeit: 

13 v. H. 
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Lfd. 

Nr. 


Sorte 


12 a) Kentucky und 

Hybriden 

b) Moro di Cori 

c) Salento 


13 


a) Nostrano del 
Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 


14 Beneventano 


15 Xanti-Yaka 

16 Perustitza 

17 Erzegovina und 
Hybriden 


18 a) Round Tip 

b) Scafati 

c) Sumatra I 


Bezugsqualität 


Blätter der Klasse B 

Klasse B: Vollreife Blätter mit festem Blattgewebe, sorg- 

fältig bearbeitet und erhalten, von brauner 
Färbung, mit einigen Beschädigungen 

Aufmachung: In Fässern von etwa 350 kg 

Feuchtigkeit: 16 v. H. 

Blätter der Klasse B 

Klasse B; Blätter mit festem oder leichtem Blattgewebe, 

gesund, sorgfältig bearbeitet und fermentiert, 
von brauner oder auch dunkelbrauner Fär- 
bung, mit unbedeutenden Beschädigungen 

Aufmachung: In Ballen von etwa 170 bis 180 kg 

Feuchtigkeit: 18 v. H. 


Blätter der Klasse B 

Klasse B: Blätter genügender Reife, mit festem Blatt- 

gewebe oder auch grob oder mager, mit un- 
wesentlichen Bearbeitungs-, Fermentierungs- 
fehlern und Beschädigungen 

Aufmachung: ln Ballen von etwa 120 kg oder in Fässern von 

etwa 330 kg 

Feuchtigkeit: 16 v. H. 

Blätter der Klasse B 

Klasse B: Genügend gesunde und reife Blätter mit eini- 

gen leichten Bearbeitungsfehlern, mit meist 
leichtem Blattgewebe, von gelber bis brauner 
Färbung, mit auffallenden Beschädigungen, 
aber gut erhalten, auch von unteren Blättern 

Aufmachung: Kleine Ballen von etwa 18 bis 21 kg 

Feuchtigkeit: 13 v. H. 

Blätter der Klasse B 


Klasse B: 


Aufmachung: 

Feuchtigkeit: 


Nach ihrer Länge mit folgendem Verhältnis 
sortierte mittlere untere Blätter: 
erste Länge (38 cm und mehr) : 60 v. H. 
zweite Länge (32 cm bis unter 38 cm): 35 v. H. 
dritte Länge (25 cm bis unter 32 cm): 5 v. H. 
Gut proportionierte Blätter, vollreif und ein- 
heitlich gefärbt, gesund, ohne Beschädigun- 
gen, von feinem Blattgewebe, elastisch und 
widerstandsfähig, ohne herausragende Rippen 
und Adern, voll fermentiert und gut erhalten, 
von guter Brennfähigkeit, mit typischem Ge- 
schmack und Aroma, als Zigarrendeckblatt ge- 
eignet, mit etwa 25 v. H. gebrochenen Blättern 

In Ballen von etwa 80 bis 90 kg 
16 V. H. 
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Anhang II 


Abgeleitete Interventionspreise für Tabakballen 


Lfd. 

Nr. 

Sorte 

Abgeleitete Inter- 
ventionspreise RE/kg 

1 

a) Badischer Geudertheimer 

b) Forchheimer Havanna II c 

2,710 

2 

Badischer Burley E 

3,053 

3 

Virgin SCR 

2,518 

10 

Bright 

2,347 

11 a) 

Burley I 

1,993 

11 b) 

Maryland 

2,124 

12 

Kentucky und Hybriden 

b) Moro di Cori 

c) Salento 

1,910 

13 

a) Nostrano del Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 1 

2,004 

1 

14 

Beneventano 

1 

1,526 

i 

15 

Xanti-Yaka 

1 3,151 

1 

16 

Perustitza 

1 2,734 

17 

Erzegovina und Hybriden 

1 2,462 

18 

a) Round Tip 

b) Scafati ! 

c) Sumatra I 

13,344 
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XIV. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung der Prämien für Käufer von Tabakblättern der Ernte 1973 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, gestützt auf die 
Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des Rates vom 21. 
April 1970 über die Errichtung einer gemeinsamen 
Marktorganisation für Rohtabak ^), zuletzt geändert 
durch die Akte über die Beitrittsbedingungen und 
die Anpassungen der Verträge-), insbesondere auf 
Artikel 4 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die den Käufern der einzelnen Sorten von Tabak- 
blättern gewährte Prämie soll die Verwirklichung 
des Zielpreises und den Absatz des in der Gemein- 
schaft erzeugten Tabaks gewährleisten. 

Zu diesem Zweck muß die Prämie auf einen Betrag 
festgesetzt werden, der für jede Sorte aus zwei Teil- 
beträgen besteht: aus einem Teilbetrag, bei dessen 
Festsetzung die Absatzmöglichkeiten auf dem Markt 
der Gemeinschaft und gegebenenfalls der Einfluß 
der Preisentwicklung bei eingeführtem Tabak be- 
rücksichtigt werden, der mit dem in der Gemein- 
schaft erzeugten Tabak als Austauscherzeugnis in 
Wettbewerb steht, sowie aus einem pauschalen Teil- 
betrag zur Sicherstellung der Verwirklichung der 
Preis- und Einkommensgarantie und der Absatzmög- 
lichkeiten des in der Gemeinschaft erzeugten Ta- 
baks. 

Bei der Festsetzung des Prämienbetrags für Tabak- 
blätter sind die Absatzmöglichkeiten für Tabakbal- 
len zu ermitteln; zu diesem Zweck sind die Kosten 
der ersten Bearbeitung und der Aufbereitung bei 
jeder Sorte zu berücksichtigen; diese Kosten müssen 
den Kosten gut geführter, in der Gemeinschaft an- 
sässiger Unternehmen entsprechen; es empfiehlt 
sich, auch die durchschnittlichen Gewichtsverluste 
je Sorte bei der ersten Bearbeitung und der Auf- 
bereitung zu berücksichtigen. 

Der Prämienbetrag, der grundsätzlich für die ge- 
samte Tabakerzeugung der betreffenden Sorte gilt, 
muß je Kilogramm Tabakblätter, die keine erste 
Bearbeitung oder Aufbereitung erfahren haben, für 
jede Sorte der Gemeinschaftserzeugung und für die 
entsprechende Bezugsqualität festgesetzt werden. 

Die Anwendung dieser Regeln und Maßstäbe auf 
die Marktlage bei Rohtabak führt dazu, daß bei der 


Festsetzung der Prämie von den Preisen der Tabak- 
ballen ausgegangen wird; dieser Tabak ist ja Ge- 
genstand des Welthandels; daher ist der Preis für 
Tabakballen aus dritten Ländern und aus der Ge- 
meinschaft zu berücksichtigen; dieser Preis kann für 
den in der Gemeinschaft erzeugten Tabak an Hand 
des für jede Sorte Tabakblätter festgesetzten Ziel- 
preises berechnet werden, indem dieser mit einem 
Koeffizienten für Gewichtsverluste bei der ersten 
Bearbeitung und der Aufbereitung multipliziert 
wird und ein Betrag hinzugerechnet wird, der den 
Kosten dieser ersten Bearbeitung und dieser Aufbe- 
reitung entspricht. 

Der so berechnete Selbstkostenpreis für in der Ge- 
meinschaft erzeugte Tabakballen liegt über einem 
Preis dieses Tabaks, der diesen mit den Preisen des 
als Aastauscherzeugnis eingeführten Tabaks wett- 
bewerbsfähig machen würde; die Prämie, die den 
Käufern von in der Gemeinschaft erzeugtem Tabak 
gewährt wird, soll es diesen ermöglichen, den Erzeu- 
gern von Tabakblättern einen auf der Höhe des Ziel- 
preises liegenden Preis zu zahlen. 

Der Betrag des Unterschieds zwischen dem berech- 
neten Preis und dem Selbstkostenpreis ist für Tabak- 
ballen berechnet worden; durch eine der oben be- 
schriebenen Umrechnung entgegengesetzte Berech- 
nung ist dieser Betrag für Tabakblätter zu ermitteln. 

Seitdem die durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2483/72 des Rates vom 29. November 1972^) die 
Prämien für die Ernte 1972 festgesetzt worden sind, 
rechtfertigt die Entwicklung der Preise auf dem 
Welttabakmarkt keine Änderung des Preisniveaus 
auf dem Gemeinschaftsmarkt; auch ist es angezeigt, 
die pauschale Schätzung der Kosten für die erste 
Bearbeitung und die Aufbereitung, wie sie bei der 
letzten Festsetzung der Prämie vorgenommen wurde, 
beizubehalten, da diese Schätzung als weiterhin an- 
gemessen angesehen werden kann; daher wird man 
sich für die Ernte 1973 darauf beschränken, den 
Prämienbetrag der Erhöhung des Zielpreises anzu- 
passen. 

Gemäß Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 727/70 kann die Prämie aus- 
nahmsweise auf einen Betrag festgesetzt werden, 
der über oder unter dem Betrag liegt, der normaler- 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom .... 1973, S. . . . 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 269 
vom 30. November 1972, S. 1 
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weise auf die gesamte Erzeugung einer bestimmten 
Tabaksorte angewendet wird; von dieser Möglich- 
keit sollte bei der geringeren Qualität der Sorte 
Virgin SCR Gebrauch gemacht werden, deren Wert 
wesentlich geringer ist als der Wert der Bezugs- 
qualität. 

Bei den gesamten bei der Berechnung der Prämie 
zugrunde gelegten Beurteilungsfaktoren sind Fak- 
toren enthalten, die es ermöglichen sollen, die in 
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EWG) Nr. 727/70 genannten Ziele zu erreichen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Die in den Artikeln 3 und 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 727/70 genannten Prämien, die den Käufern von 
Tabakblättern gewährt werden, werden für die ein- 
zelnen Sorten für die Ernte 1973 im Anhang festge- 
setzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Lfd. 

Nr. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 a) 

11 b) 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

1) Ausgenommen 


Prämienbetrag pro Kilogramm Tabakblätter 

Sorten 

a) Badischer Geudertheimer 

b) Forchheimer Havanna II c 

Badischer Burley E 
Virgin SCR 

a) Paraguay und Hybriden 

b) Dragon vert und Hybriden 

Nijkerk 

Burley (Burley x Bel) 

a) Misionero und Hybriden 

b) Rio Grande und Hybriden 

a) Philippin 

b) Petit Grammont (Flobecq) 

c) Burley (Ergo x 6410 und Ergo x Bursana) 

a) Semois 

b) Appelterre 

Bright 
Burley I 
Maryland 

a) Kentucky und Hybriden 

b) Moro di Cori 

c) Salento 

a) Nostrano del Brenta 

b) Resistente 142 

c) Gojano 

Beneventano 

Xanti’Yakä 

Perustitza 

Erzegovina und Hybriden 

a) Round Tip 

b) Scafati 

c) Sumatra I 

a) Brasile Selvaggio 

b) andere Sorten 

die geringere Qualität (Klasse III), für welche die Prämie 0,624 RE/kg beträgt 


Anhang 

Betrag RE/kg 
1,371 

1,375 

1 , 2161 ) 

1,065 

1,147 

0,948 

1,025 

0,716 

0,899 

1,151 

0,688 

0,876 

0,572 

1,141 

0,793 

1,435 

1,328 

1,184 

5,824 

0,243 
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XV. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 

zur Festsetzung der Grundpreise und der Ankaufspreise für Obst und Gemüse 
für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere Ar- 
tikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 
des Rates vom 18. Mai 1972 über eine gemeinsame 
Marktorganisation für Obst und Gemüse^), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2745/72 2), 
insbesondere auf Artikel 16 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1035/72 sind für die einzelnen in Anhang II die- 
ser Verordnung aufgeführten Erzeugnisse für jedes 
Wirtschaftsjahr ein Grundpreis und ein Ankaufs- 
preis festzusetzen. Die Vermarktung der betreffen- 
den, während eines bestimmten Produktionsjahres 
geernteten Erzeugnisse findet in folgenden Zeiträu- 
men statt: 

— Blumenkohl: von Mai bis April des folgenden 
Jahres, 

— Tomaten: von Januar bis Dezember, 

— Pfirsiche: von Mai bis Oktober, 

— Zitronen: von Juni bis Mai des folgenden Jahres, 
■ — ■ Birnen: von Juni bis Mai des folgenden Jahres, 

— Tafeltrauben: von Mai bis April des folgenden 
Jahres, 

■ — Äpfel: von Juli bis Juni des folgenden Jahres, 

— Mandarinen: von November bis März des folgen- 
den Jahres. 

— für Apfelsinen: von Oktober bis Juni des folgen- 
den Jahres. 

Jedoch ist gemäß Artikel 16 Absatz 1 letzter Un- 
terabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 wäh- 
rend der Zeiträume mit schwacher Vermarktung zu 
Beginn und am Ende des Wirtschaftsjahres kein 
Grund- oder Ankaufspreis festzusetzen. 

Bei der Festsetzung der Grundpreise und der An- 
kaufspreise für Obst und Gemüse sind sowohl die 
Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik als auch der 


Beitrag zu berücksichtigen, den die Gemeinschaft zur 
harmonischen Entwicklung des Welthandels zu lei- 
sten beabsichtigt. Die gemeinsame Agrarpolitik hat 
vor allem zum Ziel, der Agrarbevölkerung einen an- 
gemessenen Lebensstandard zu sichern, die Versor- 
gungssicherheit zu garantieren und vernünftige Prei- 
se bei den Lieferungen an die Verbraucher zu ge- 
währleisten. 

Die Grundpreise müssen auf der Grundlage der 
Entwicklung des Mittels der Notierungen festgesetzt 
werden, die in den letzten drei Jahren auf den re- 
präsentativen Produktionsmärkten der Gemein- 
schaft für ein Erzeugnis mit genau festgelegten Han- 
delseigenschaften wie Sorte oder Art, Güteklasse, 
Größensortierung und Verpackung festgestellt wur- 
den. Die Ankaufspreise müssen im Verhältnis zum 
Grundpreis entsprechend Artikel 16 Absatz 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 festgesetzt werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Für die Zeit vom 1. Mai 1973 bis zum 30. April 
1974 werden der Grundpreis und der Ankaufs- 
preis für Blumenkohl, ausgedrückt in Rechnungs- 
einheiten je 100 kg Eigengewicht wie folgt fest- 
gesetzt: 



Grundpreis 

Ankaufsp 

Mai 

8,1 

3,5 

Juni 

10,5 

4,4 

Juli 

8- 

3,5 

August 

8,2 

3,5 

September 

9,2 

3,8 

Oktober 

10,6 

4,3 

November 

7,2 

3,1 

Dezember 

6,9 

3,1 

Januar 

6,8 

3,- 

Februar 

6,1 

2,5 

März 

7,1 

3,- 

April 

6,5 

3,- 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 
vom 20. Mai 1972, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 291 
vom 28. Dezember 1972, S. 147 
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2, Die in Absatz 1 genannten Preise beziehen sich 
auf: 

— Blumenkohl mit Blättern, Güteklasse I, wäh- 
rend der Monate Mai, November, Dezember, 
Januar, Februar, März und April, 

— Blumenkohl gestutzt, Güteklasse I, während 
der Monate Juni, Juli, August, September und 
Oktober, 

in Verpackung. 

Artikel 2 

1. Für die Zeit vom 1. Juni zum 30. November 1973 
werden der Grundpreis und der Ankaufspreis für 
Tomaten, ausgedrückt in Rechnungseinheiten je 
100 kg Eigengewicht, wie folgt festgesetzt: 


Juni erste Dekade 

Grundpreis 

Ankaufspreis 

zweite Dekade 

1 13,6 

5,4 

dritte Dekade 

11,3 

4,8 

Juli 

9,6 

3,8 

August 

7,3 

3,3 

September 

8,3 

3,6 

Oktober 

12,- 

4,8 

November 

13,5 

5,9 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise beziehen sich 
auf verpackte Tomaten des Typs „rund" und 
„gerippt" der Güteklasse I, Größe 57/67 mm, und 
des Typs „länglich" der Güteklasse I, Größe 40/47 
mm. 

Artikel 3 


— Pfirsiche der Sorten Red Haven und Fair Hä- 
ven der Güteklasse I, Größe 61/67 mm im 
August; 

— Pfirsiche der Sorte J. H. Haie der Güteklasse I, 
Größe 61/67 mm im September, in einer Ver- 
packung. 


Artikel 4 

1. Für die Zeit vom 1. Juni 1973 bis zum 31, Mai 
1974 werden der Grundpreis und der Ankaufs- 
preis für Zitronen, ausgedrückt in Rechnungsein- 
heiten je 100 kg Eigengewicht, wie folgt fest- 
gesetzt: 



Grundpreis 

Ankaufspreis 

Juni 

20,5 

11,3 

Juli 

21,3 

11,5 

August 

21,2 

12,- 

September 

17,5 

11,1 

Oktober 

15,8 

11 - 

November 

15,- 

8,1 

Dezember 

14,5 

7,6 

Januar 

15,3 

7,5 

Februar 

14,3 

7,6 

März 

15,4 

7,5 

April 

16,7 

8,5 

Mai 

17,4 

9,3 

Die in Absatz 

1 genannten Preise 

beziehen sich 


auf Zitronen der Güteklasse I Größe 53/62 mm 
in einer Verpackung. 


1. Für die Zeit vom 1. Juni bis 30. September 1973 
werden der Grundpreis und der Ankaufspreis für 
Pfirsiche (außer Brugnolen und Nektarinen), aus- 
gedrückt in Rechnungseinheiten je 100 kg Eigen- 


gewicht, wie folgt festgesetzt: 

Grundpreis 

Ankaufspreis 

Juni 

19,4 

11,6 

Juli 

17,1 

10,7 

August 

17,6 

9,8 

September 

18,1 

10,4 

Die in Absatz 1 
auf: 

genannten Preise 

beziehen sich 

— Pfirsiche der 

Sorte Fior di 

Maggio (May 


Flower) der Güteklasse I, Größe 51/61 mm im 
Juni; 

— Pfirsiche der Sorten Amsden, Charles Ingouf 
und Sant'Anna der Güteklasse I, Größe 61/67 
mm im Juli; 


Artikel 5 


Für die Zeit vom 1. Juli 1973 bis zum 30. April 
1974 werden der Grundpreis und der Ankaufs- 
preis für Birnen (außer Mostbirnen), ausgedrückt 
in Rechnungseinheiten in 100 kg Eigengewicht, 
wie folgt festgesetzt: 



Grundpreis 

Ankaufsp 

Juli 

13,4 

6,7 

August 

11,3 

6,2 

September 

10,4 

5,7 

Oktober 

11,2 

5,8 

November 

11,2 

6,- 

Dezember 

11,5 

6,3 

Januar 

11,9 

6,5 

Februar bis 
einschließlich April 

12,4 

6,8 
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2. Die i nAbsatz 1 genannten Preise beziehen sich 
auf folgende verpackte Erzeugnisse: 

a) Juli: 

Birnen der Sorte Dr. Jules Guyot, Güteklas- 
se I, Größenklasse 60 mm und darüber 

b) August: 

Birnen der Sorten Dr. Jules Guyot, Clapp's 
favourite und Bon chretien Williams, Güte- 
klasse I, Größenklasse 60 mm und darüber 

c) September und Oktober: 

Birnen der Sorten Bon chretien Williams und 
Conference, Güteklasse I, Größenklasse 60 
mm und darüber 

d) November: 

— Birnen der Sorten Conference und Alexan- 
drine Douillard, Güteklasse I, Größenklas- 
se 60 mm und darüber 

— Birnen der Sorte passe-crassane, Güteklas- 
se I, Größenklasse 70 mm und darüber 

c) Dezember bis April: 

— Birnen der Sorte Conference, Güteklasse I, 
Größenklasse 60 mm und darüber 

— Birnen der Sorte passe-crassane, Güteklas- 
se I, Größenklasse 60 mm und darüber 

Artikel 6 

1. Für die Zeit vom 1. August bis zum 31. Oktober 
1973 werden der Grundpreis und der Einkaufs- 
preis für Tafeltrauben, ausgedrückt in Rech- 
nungseinheiten je 100 kg Eigengewicht, wie folgt 


festgesetzt: 

Grundpreis 

Ankaufspreis 

August 

14,7 

9.8 

September 

11,6 

.6,9 

Oktober 

12,- 

7,1 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise beziehen sich 
auf verpackte Tafeltrauben der Sorten Regina dei 
Vigneti und Regina (mannavacca bianca) der Gü- 
teklasse I. 

Artikel 7 

1. Für die Zeit vom 1. August 1973 bis zum 31. Mai 
1974 werden der Grundpreis und der Einkaufs- 
preis für Äpfel (außer Mostäpfel), ausgedrückt in 
Rechnungseinheiten je 100 kg Eigengewicht, wie 
folgt festgesetzt: 

Grundpreis Ankaufspreis 
August 10,1 5,3 


September 

10,2 ' 

5,4 

Oktober 

10,2 

5,5 

November 

10,4 

5,6 

Dezember 

11,2 

6,-- 

Januar 

12,6 

6,8 

Februar 

13,7 

7,2 

März 

14,6 

7,7 

April und Mai 

16,3 

8,5 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise beziehen sich 
auf folgende verpackte Erzeugnisse: 

a) August: 

— Äpfel der Sorten James Grieve, Güteklas- 
se I, Größenklasse 70 mm und darüber 

b) September: 

- — Äpfel der Sorten James Grieve und Gül- 
den Delicious, Güteklasse J, Größenklas- 
se 70 mm und darüber 

— Äpfel der Sorte Reine des reinettes, Güte- 
klasse I, Größenklasse 65 mm und darüber 

c) Oktober bis Mai: 

— Apfel der Sorte Golden Delicious, Güte- 
klasse I, Größenklasse 70 mm und darüber. 

Artikel 8 

1. Für die Zeit vom 16. November 1973 bis zum 
28. Februar 1974 werden der Grundpreis und der 
Einkaufspreis für Mandarinen, ausgedrückt in 
Rechnungseinheiten je 100 kg Eigengewicht, wie 


folgt festgesetzt: 

Grundpreis 

Ankaufspreis 

November 
(16. bis 30.) 

19,1 

12,4 

Dezember 

18,8 

12,- 

Januar 

18,4 

11,- 

Februar 

16,3 

10,3 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten für ver- 
packte Mandarinen der Güteklasse I, Größenklas- 
se 54/64 mm. 

Artikel 9 

1. Für die Zeit vom 1. Dezember 1973 bis zum 30. 
April 1974 werden der Grundpreis und der An- 
kaufspreis für Süßorangen, ausgedrückt in Rech- 
nungseinheiten je 100 kg Eigengewicht, wie folgt 


festgesetzt: 

Grundpreis 

Ankaufspreis 

Dezember 

16,5 

11,1 
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Januar 

13,9 

9,5 

Februar 

14,1 

9,7 

März 

15,6 

9,9 

April 

16,2 

10,1 


2. Die in Absatz 1 genannten Preise gelten: 

— im Dezember für verpackte Orangen der Sorte 
Moro, Güteklasse I, Größenklasse 67/80 mm 

— in den Monaten Januar bis einschließlich April 
für verpackte Orangen der Sorte Sanguinello, 
Güteklasse I, Größenklasse 67/80 mm. 

Artikel 10 

In den in Artikel 1 bis 9 genannten Preisen ist der 
Wert der Verpackung, in der das Erzeugnis ange- 
boten wird, nicht inbegriffen. 


Artikel 11 

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind 
lieh und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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XVI. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates 

zur Festsetzung des Richtpreises für Milch sowie der interventionspreise 
für Butter, Magermilchpulver, Grana Padano und Parmigiano Reggiano 
für das Milchwirtschaftsjahr 1973/1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des 
Rates vom 27, Juni 1968 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Milch und Milcherzeugnisse, zu- 
letzt geändert durch die Akte über die Beitrittsbe- 
dingungen und die Anpassungen der Verträge, im 
folgenden „Akte" genannt^), insbesondere auf Arti- 
kel 3 Absatz 4 und Artikel 5 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Richtpreises für Milch ist 
sowohl den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik 
als auch dem Beitrag Rechnung zu tragen, den die 
Gemeinschaft zur harmonischen Entwicklung des 
Welthandels leisten will. Die gemeinsame Agrar- 
politik zielt insbesondere darauf ab, der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung eine angemessene Lebens- 
haltung zu gewährleisten, die Versorgung sicherzu- 
stellen und die Belieferung der Verbraucher zu an- 
gemessenen Preisen zu gewährleisten. 

Daher ist es angebracht, der Bedeutung Rechnung 
zu tragen, die die Milch für die Landwirtschaft der 
Gemeinschaft und damit für das Einkommen der 
Landwirte hat. Zwischen dem Richtpreis für Milch 
und den Preisen der übrigen landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse, insbesondere dem Preis für Rindfleisch, 
muß ferner ein ausgewogenes Verhältnis bestehen, 
das der gewünschten Ausrichtung auf dem Gebiet 
der Rinderzucht entspricht. 

Weiterhin müssen bei der Festsetzung des Richt- 
preises die Bemühungen der Gemeinschaft beachtet 
werden, langfristig gesehen unter Berücksichtigung 
des Außenhandels mit Milch und Milcherzeugnissen 
ein Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage 
auf dem Milchmarkt herzustellen. 

Die Interventionspreise für Butter und Mager- 
milchpulver sollen zur Verwirklichung des Richt- 
preises für Milch beitragen. Bei ihrer Festsetzung 
muß sowohl der allgemeinen Angebots- und Nach- 
fragelage auf dem Milchmarkt als auch den Mög- 


lichkeiten Rechnung getragen werden, Butter und 
Magermilchpulver auf dem Markt der Gemeinschaft 
und auf dem Weltmarkt abzusetzen. 

Die Interventionspreise für Grana Padano und 
Parmigiano Reggiano müssen auf einer Höhe fest- 
gesetzt werden, die geeignet ist, den Milcherzeugern 
der Gebiete der Gemeinschaft, in denen diese Käse- 
sorten hergestellt werden und damit einen Anspruch 
auf die Ursprungbezeichnung haben, hinsichtlich des 
Erzeugerpreises für Milch die gleichen dauerhaften 
Sicherheiten zu geben, die die Interventionsmaßnah- 
men bei Magermilch und Butter bieten. 

Angesichts der Lage auf dem Milchmarkt ist es 
zweckmäßig, die vorgesehene Änderung des Richt- 
preises für Milch in zwei Stufen vorzunehmen und 
die zusätzliche Anpassung nur auf den Interven- 
tionspreis für Magermilchpulver rückwirken zu las- 
sen. Daraus ergibt sich auch für Grana Padano und 
Parmigiano eine stufenweise Anpassung. 

Da die in den neuen Mitgliedstaaten geltenden 
Interventionspreise für Magermilchpulver schon im 
Wirtschaftsjahr 1972/1973 mit den gemeinsamen 
Preisen übereinstimmten, braucht nur der in den 
neuen Mitgliedstaaten geltende Interventionspreis 
für Butter im Wirtschaftsjahr 1973/1974 gemäß Arti- 
kel 52 Absatz 2 Buchstabe a der Akte an den gemein- 
samen Preis angeglichen zu werden. Im Falle Däne- 
marks würde sich der Futterpreis bei Anwendung 
dieser Vorschriften derart erhöhen, daß er über dem 
gemeinsamen Preis läge. 

Es empfiehlt sich daher, in diesem neuen Mitglied- 
staat den gemeinsamen Interventionspreis ab dem 
Milchwirtschaftsjahr 1973/1974 anzuwenden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Für das Milchwirtschaftsjahr 1973/1974 werden 
der Richtpreis für Milch und die Interventions- 
preise für Milcherzeugnisse wie folgt festgesetzt: 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom .... 1973, S. . . . 
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a) Richtpreis für Milch 

b) Interventionspreise: 

Butter 

— im Vereinigten Königreich 

— in Irland 

— in den übrigen Mitgliedstaaten 
Magermilchpulver 

Grana Padano 

— mit einem Alter von 30 bis 60 Tagen 

— in Warenpartien mit einem Alter von durch- 
schnittlich 6 Monaten 

Parmigiano Reggiano in Warenpartien 

mit einem Alter von durchschnittlich 6 Monaten 


Rechnungseinheiten je 100 kg 


vom 1. Mai bis 
15. September 

12.09 

' 91,05 

j 156,92 

166,— 

67.10 

155,25 

181,15 


195,55 


ab 16. September 


12,33 

91,05 

156,92 

166,— 

69,75 

158,70 

184,80 


199,20 


Eine Warenpartie ist die Erzeugung eines Herstel- 
lers in der Zeit vom 1. April bis zum 11. November 
eines Wirtschaftsjahres. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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XVII. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung der Im Milchwirtschaftsjahr 1973/1974 gültigen Beihilfen 
für Magermilch und Magermllchpulver, die für Futterzwecke verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse ^), 
zuletzt geändert durch die Akte über die Beitrittsbe- 
dingungen und die Anpassungen der Verträge-), 
insbesondere auf Artikel 10 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 10 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 804/68 werden jährlich für das 
folgende Milchwirtschaftsjahr die Beihilfen festge- 
setzt, welche für Magermilch und Magermilchpulver 
gewährt werden, die in der Gemeinschaft erzeugt 
und für Futterzwecke verwendet werden. 


Für Futterzwecke können statt Magermilch und 
Magermilchpulver andere Eiweißstoffe verwendet 
werden; in der Gemeinschaft sind diese im allge- 
meinen billiger als Magermilch; die in Artikel 10 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 vorgesehenen Bei- 
hilfen müssen daher so festgesetzt werden, daß Ma- 
germilch und Magermilchpulver für Futterzwecke 
verwendet werden können. 

Die stufenweise Anpassung des Interventions- 
preises für Magermilchpulver erfordert eine entspre- 
chende Festsetzung der Beihilfen für Magermilch 
und Magermilchpulver — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Für das Milchwirtschaftsjahr 1973/1974 werden die 
Beihilfen wie folgt festgesetzt: 


Rechnungseinheiten je 100 kg 

vom 1. Mai bis ab 16. September 

15. September 


Magermilch 

Magermilchpulver 


2,20 2,32 

24,17 25,50 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 
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XVIII. 


Entwurf einer Verordnung (EWG) Nr. . . ./73 des Rates vom . . . 
zur Festsetzung der Schwellenpreise für bestimmte Milcherzeugnisse 
für das Milchwirtschaftsjahr 1973/1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Milch und Milcherzeugnisse *), 
zuletzt geändert durch die Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassungen der Verträge-), 
insbesondere auf Artikel 4, 


Verhältnisses zwischen dem Wert des Milchfetts 
einerseits und der Magermilch andererseits sowie 
einheitlicher Ausbeute- und Kostensätze für die be- 
treffenden Milcherzeugnisse festzusetzen; außerdem 
ist ein pauschaler Betrag zu berücksichtigen, der 
einen ausreichenden Schutz der milchverarbeitenden 
Industrie in der Gemeinschaft sichern soll. 


Die stufenweise Änderung des Milchrichtpreises 
j macht eine entsprechende Anpassung bei bestimm- 
I ten Schwellenpreisen notwendig. 


auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Schwellenpreise müssen unter Berücksichti- 
gung des für die verarbeitende Industrie der Ge- 
meinschaft notwendigen Schutzes so festgesetzt wer- 
den, daß die Preise der eingeführten Milcherzeug- 
nisse auf einer Höhe liegen, die dem Richtpreis für 
Milch entspricht: es ist deshalb angebracht, die 
Schwellenpreise auf der Grundlage des Richtpreises 
für Milch unter Berücksichtigung des anzustrebenden 


j Es ist erforderlich, die Schwellenpreise für die 
I Handelsstufe festzusetzen, auf der die eingeführten 
i Milcherzeugnisse mit den in der Gemeinschaft her- 
■ gestellten Milcherzeugnissen erstmals in Wettbe- 
werb treten, d. h. für die Stufe „frei GroßhandeP' - 

I HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

I 1. Für das Milchwirtschaftsjahr 1973/1974 werden 
die Schwellenpreise wie folgt festgesetzt: 


Rechnungseinheiten je 100 kg 


Leiterzeugnis der 
Erzeugnisgruppe 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
9 

10 

11 

12 


vom 1. Mai bis 
15. September 

21,50 

80,10 

120,50 

50,15 

67,20 

181.15 

176.15 
150,25 
238,30 
160,00 
145,40 

43,00 


vom 16. September 

21,50 

82,75 

122,60 

50,70 

67,90 

181,15 

179,20 

152,55 

242,25 

162,60 

148,05 

43,00 


2. Die in Absatz 1 genannten Leiterzeugnisse sind 
diejenigen, die in dem Anhang I der Verordnung 
(EW^G) Nr. 823/68 des Rates vom 28. Juni 1968 
zur Festlegung der Erzeugnisgruppen und der 
besonderen Vorschriften für die Berechnung der 
Abschöpfungen für Milch und Milcherzeugnisse 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr ^), bestimmt sind. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1973 in Kraft. 


Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom 30. Juni 1968, S. 3 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom . . ., S. . . . 

, 3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
: vom 30. Juni 1968, S. 3 

1 ^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 

! vom . . ., S. . . . 
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XIX. 

Vorsdilag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung der Orientierungspreise für Kälber und ausgewachsene Rinder 
für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Rindfleisch ^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 187/73 2), insbesondere 
auf Artikel 3 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ®), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung der Orientierungspreise für 
Kälber und ausgewachsene Rinder ist den Zielen der 
gemeinsamen Agrarpolitik wie auch dem Beitrag 
Rechnung zu tragen, den die Gemeinschaft zur har- 
monischen Entwicklung des Welthandels leisten will. 
Die gemeinsame Agrarpolitik zielt insbesondere dar- 
auf ab, der landwirtschaftlichen Bevölkerung eine 
angemessene Lebenshaltung zu gewährleisten, die 
Versorgung zu sichern und die Belieferung der Ver- 


I braucher zu angemessenen Preisen zu gewährlei- 
sten. 

Die Orientierungspreise sind nach den Kriterien 
des Artikels 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
805/68 festzusetzen. 

In Anbetracht der Lage auf dem Rindfleischmarkt 
sowie auf dem Markt für Milch und Milcherzeug- 
nisse muß ein Anreiz zur Steigerung der Rindfleisch- 
1 Produktion geschaffen werden; zu diesem Zweck 
I sind die Orientierungspreise für das Wirtschafts- 
jahr 1973/1974 auf einem erheblich höheren Niveau 
! festzusetzen als für das vergangene Wirtschaftsjahr. 

Artikel 52 Absatz 2 der Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassungen der Verträge^), 
nachstehend „Akte" genannt, bestimmt, daß die Prei- 
se in den neuen Mitgliedstaaten jährlich zu Beginn 
des Wirtschaftsjahres angenähert werden. Im Rind- 
fleischsektor finden diese Bestimmungen aufgrund 
von Artikel 90 der Akte auf die Orientierungspreise 
für Kälber und ausgewachsene Rinder Anwendung — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Orientierungspreise für das Wirtschaftsjahr 
1973/1974 werden wie folgt festgesetzt; 


Rechnungseinheiten je 100 kg Lebendgewicht 

Irland und Vereinigtes Königreich übrige Mitgliedstaaten 
Großbritannien und Nordirland 

Kälber 83,00 102,00 

Ausgewachsene Rinder 70,20 86,40 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 30. April 1973 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 25 
vom 30. Januar 1973, S. 23 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 
vom . . ., S. . . . 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. April 1972, S. 14 
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XX. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr. . . ./73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung des Grundpreises und der Standardqualität für geschlachtete 

Schweine für die Zeit vom 1. November 1973 bis 31. Oktober 1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 121/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Schweinefleisch^), zuletzt geändert 
durch die Akte über die Beitrittsbedingungen und die 
Anpassung der Verträge nachstehend „Akte" ge- 
nannt, insbesondere auf Artikel 4 Absatz 4 , auf Vor- 
schlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Festsetzung des Grundpreises für ge- 
schlachtete Schweine ist den Zielen der gemeinsa- 
men Agrarpolitik wie auch dem Beitrag Rechnung 
zu tragen, den die Gemeinschaft zur harmonischen 
Entwicklung des Welthandels leisten will; die ge- 
meinsame Agrarpolitik zielt insbesondere darauf ab, 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung eine angemes- 
sene Lebenshaltung zu gewährleisten, die Versor- 
gung zu sichern und die Belieferung der Verbraucher 
zu angemessenen Preisen zu gewährleisten. 

Der Grundpreis muß gemäß den Kriterien des 
Artikels 4 Absatz 1 der Verordnung Nr. 121/67/EWG 
- zuletzt geändert durch die Akte - für eine Stan- 
dardqualität festgesetzt werden, die gemäß der Ver- 
ordnung (EWG) Nr, 2108/70 des Rates vom 20. Okto- 
ber 1970 zur Bestimmung des gemeinschaftlichen 
Handelsklassenschemas für Schweinehälften^) fest- 
gelegt ist. 


Es ist angebracht, als Standardqualität die reprä- 
sentativsten Handels- und Gewichtsklassen der ge- 
meinschaftlichen Erzeugung heranzuziehen. 

Die Anwendung dieser Kriterien führt dazu, den 
Grundpreis höher festzusetzen, als für den vorher- 
gehenden Zeitraum — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der Grundpreis für geschlachtete Schweine der Stan- 
dardqualität wird für die Zeit vom 1. November 1973 
bis zum 31. Oktober 1974 auf 88,00 RE je 100 kg fest- 
gesetzt. 

Artikel 2 

Als Standardqualität gelten Schweinehälften der 
Handelsklasse II des in der Verordnung (EWG) Nr. 
2108/70 festgelegten gemeinschaftlichen Handels- 
klassenschemas für Schweinehälften, mit Ausnahme 
derjenigen mit einem Zweihälftengewicht von we- 
niger als 60 kg oder von 160 kg und mehr. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 17 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom . . . 1973, S. 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 234 
vom 23. Oktober 1970, S. 1 
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XXI. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festsetzung der Höhe der Beihilfe für Seidenraupen 
für das Zuchtjahr 1973/1974 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 845/72 des 
Rates vom 24. April 1972 über Sondermaßnahmen 
zur Förderung der Seidenraupenzucht^), insbeson- 
dere auf Artikel 2 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 845/ 
72 wird die Beihilfe für in der Gemeinschaft gezüch- 
tete Seidenraupen jährlich so festgesetzt, daß den 
Züchtern unter Berüdcsichtigung der Marktlage bei 


Kokons und Grege, deren voraussichtlicher Entwick- 
lung und der Einfuhrpolitik ein angemessenes Ein- 
kommen gewährleistet wird — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Einziger Artikel 

Die Höhe der in Artikel 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 845/72 genannten Beihilfe für Seidenraupen wird 
für das Zuchtjahr 1973/1974 auf 30 Rechnungsein- 
heiten je in Betrieb genommene Samenschachtel fest- 
gesetzt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 100 
vom 27. April 1972, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 
vom . . . 1973, S. . . . 
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XXII. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Einführung einer Prämienregelung zur Umstellung von Milchviehbeständen 
auf Bestände zur Erzeugung von Fleisch (gemäß Artikel 149 Absatz 2 
des EWG-Vertrags von der Kommission dem Rat vorgelegt am . . .) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 
des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch^), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 187/73 2), ins- 
besondere auf Artikel 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die gegenwärtige Lage im Rindfleischsektor ist 
durch ein hohes Defizit gekennzeichnet. 

Bei einigen Gruppen von Rindern in der Gemein- 
schaft besteht jedoch die Möglichkeit, deren Fleisch- 
erzeugung zu steigern. 

Diese Tendenz wird derzeit durch die günstige 
Entwicklung der Marktpreise für Rindfleisch geför- 
dert. Die Höhe der .für das Wirtschaftsjahr 1973/1974 
festgesetzten Orientierungspreise reicht aus, den 
Tierhaltern einen Anreiz zu bieten, ihr Produktions- 
potential wesentlich zu steigern. 

Die derzeitige Lage bei Milch und Milcherzeug- 
nissen ist durch hohe und wachsende Überschüsse 
gekennzeichnet, und es ist deshalb gerechtfertigt, 
die Prämie zur Umstellung der Milchviehbestände 
auf Bestände zur Erzeugung von Fleisch denjenigen 
Betriebsinhabern zu gewähren, die, ohne die Rinder- 
haltung aufzugeben, vier Jahre lang ganz auf die 
Vermarktung von Milch- und Milcherzeugnissen ver- 
zichten. 

Es ist notwendig, diese Prämie nur den Inhabern 
landwirtschaftlicher Betriebe zu zahlen, deren Pro- 
duktionsstruktur bei Beginn des Vorhabens aus- 
reicht, um zu gewährleisten, daß die Umstellung auf 
Fleischerzeugung nicht zu spürbaren Einkommens- 
verlusten der Begünstigten führt. Es ist jedoch 
zweckmäßig, in Erzeugervereinigungen zusammen- 
geschlossenen Landwirten, die einzeln nicht über die 
erforderlichen Produktionsstrukturen verfügen, die 
Möglichkeit zu geben, in den Genuß der Prämie zu 
gelangen, sofern die Produktionsstrukturen der ge- 
samten Vereinigung im Durchschnitt den erforder- 
lichen Umfang erreichen. 


Die Höhe der Prämie ist so festzulegen, daß sie als 
Ausgleich für den zeitweiligen Verlust der Einkünfte 
aus der Vermarktung der genannten Erzeugnisse be- 
trachtet werden kann. 

Für den Fall jedoch, daß in einem oder in mehre- 
ren Gebieten eines Mitgliedstaates der dem Erzeu- 
ger gezahlte Milchpreis erheblich über dem Richt- 
preis liegt, kann es sich als zweckmäßig erweisen, 
diesen Mitgliedstaat zu ermächtigen, diese Verord- 
nung in den betreffenden Gebieten nicht anzuwen- 
den. 

Es empfiehlt sich, daß die Hälfte der durch die 
Prämien entstehenden Aufwendungen von der Ge- 
meinschaft finanziert wird. 

Den geplanten Maßnahmen kommt insgesamt eine 
gemeinschaftliche Bedeutung zu. Sie dienen dazu, die 
Ziele des Artikels 39 Absatz 1 Buchstabe a des Ver- 
trages einschließlich der für das ordnungsgemäße 
Funktionieren des gemeinsamen Marktes erforder- 
lichen Strukturänderungen zu verwirklichen, und 
stellen daher eine gemeinsame Maßnahme im Sinne 
von Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik ^) dar, zuletzt geändert 
durch die Akte über die Beitrittsbedingungen und 
die Anpassungen der Verträge "’) — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

Prämien zur Umstellung von Milchviehbeständen 
auf Bestände zur Erzeugung von Fleisch 

Artikel 1 

Zur Umstellung von Milchviehbeständen auf Bestän- 
de zur Erzeugung von Fleisch kann den Erzeugern 
auf ihren Antrag oder auf den von einer Erzeuger- 
vereinigung im Namen ihrer Mitglieder gestellten 
Antrag eine Prämie gewährt werden. 

Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 25 
vom 30. Januar 1973, S. 23 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr 

vom . . . 1973, S. . . . 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 29. April 1970, S. 13 

•j) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. April 1972, S. 14 
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Artikel 2 

Je nachdem, ob der Antrag von einem Erzeuger oder 

einer Erzeugervereinigung gestellt wird, muß, um 

die Prämie zu erhalten, 

a) jeder Erzeuger der zuständigen Stelle glaubhaft 
nachweisen, daß er zu einem von jedem Mitglied- 
staat festgelegten Bezugszeitpunkt mindestens 15 
Milchkühe und trächtige Färsen zum Ersatz der 
Milchkühe gehalten hat; 

b) jede Erzeugervereinigung der zuständigen Stelle 
glaubhaft nachweisen, daß die Zahl der zum 
Bezugszeitpunkt von allen Erzeugern, die die Prä- 
mie durch ihre Vermittlung beantragen, gehalte- 
nen Milchkühe nicht kleiner ist als das Zehnfache 
der Zahl dieser Erzeuger. 

Artikel 3 

1. Die Gewährung der Prämie ist unter anderem da- 
von abhängig, daß der Empfänger sich schriftlich 
verpflichtet, 

a) vier Jahre lang in vollem Umfang darauf zu 
verzichten, Milch- und Milcherzeugnisse aus 
dem von ihm zum Zeitpunkt der Antragsstel- 
lung geführten Betrieb zu verkaufen, wobei 
dieser Zeitraum spätestens am Ende des sech- 
sten Monats nach dem Tage der Genehmigung 
des Antrags durch die zuständigen Stellen be- 
ginnt; 

b) während des unter a) genannten Zeitraums 
eine Anzahl Großvieheinheiten zu halten, die 
der Zahl der zum Bezugszeitpunkt gehalte- 
nen Großvieheinheiten entspricht oder höher 
ist. 

2. Für den Fall, daß der Erzeuger jedoch Milchkühe 
behält, muß er, um in den Genuß der Prämie zu 
gelangen, der zuständigen Stelle glaubhaft nach- 
weisen, daß er seinen Viehbestand so ausgerich- 
tet hat, daß spätestens am Ende des dritten Jah- 
res nach dem Tage der Genehmigung des Antrags 
mindestens 80 v. H. der in dem unter Absatz 1 
Buchstabe b genannten Betrieb gehaltenen Milch- 
kühe oder trächtige Färsen entweder aus Kühen 
bestehen, die die Merkmale einer der anerkann- 
ten Fleischrassen aufweisen, oder aus Kühen, die 
aus der Kreuzung mit einem im Herdbuch einge- 
tragenen Bullen einer dieser Rassen hervorgegan- 
gen sind, oder andernfalls ausreichende Garan- 
tien dafür bieten, daß sie die wesentlichen Merk- 
male einer solchen Rasse vererben können. 


Artikel 4 

Die Prämie beträgt 7,5 Rechnungseinheiten für jede 
Teilmenge von 100 Liter Milch oder auf Milchgleich- 
wertigkeiten umgerechnete Milcherzeugnisse, die der 
Erzeuger während der zwölf Monate vor dem Be- 
zugszeitpunkt verkauft hat. 


TITEL II 

Allgemeine und finanzielle Bestimmungen 

Artikel 5 

Im Sinne dieser Verordnung 

1. gilt als Erzeuger: 

a) ein landwirtschaftlicher Betriebsinhaber, na- 
türliche oder juristische Person, dessen Betrieb 
auf dem Hoheitsgebiet der Gemeinschaft liegt 
und der sich mit der Aufzucht von Rindern be- 
faßt; 

b) eine Gemeinschaft natürlicher oder juristi- 
scher Personen, welche landwirtschaftliche Be- 
triebsmittel gemeinschaftlich nutzt, um die 
gemeinschaftliche Zucht von Rindern auf dem 
Hoheitsgebiet der Gemeinschaft zu ermög- 
lichen; 

2. gilt als Erzeugervereinigung; 

eine Vereinigung von Erzeugern im Sinne von 
Absatz 1, die auf dem Hoheitsgebiet eines Mit- 
gliedstaats gegründet wurde und zum Ziel hat, 
für die von diesen Erzeugern gezüchteten Rinder 
gemeinsame Vermarktungsregeln anzuwenden. 

3. Als Betrieb im Sinne dieser Verordnung gilt die 
Gesamtheit der von dem Erzeuger geführten Pro- 
duktionseinheiten, die auf dem Hoheitsgebiet 
desselben Mitgliedstaats liegen. 

Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten sind unter den nachstehend 
festgelegten Bedingungen ermächtigt, die Bürg- 
schaft für den Begünstigten der in dieser Verord- 
nung festgelegten Prämienregelung und auf sei- 
nen Wunsch für das Darlehen zu übernehmen, 
das ihm von einem zu diesem Zweck von den 
zuständigen Stellen zugelassenen Bankinstitut 
gewährt wird. 

2. Das Darlehen soll gewährt werden, um die Erfül- 
lung der in Artikel 3 genannten Verpflichtungen 
zu erleichtern. 

Artikel 7 

1. Gehört ein Erzeuger, der Anspruch auf die in 
dieser Verordnung genannten Prämien hat, einer 
Erzeugervereinigung an und beantragt diese die 
Prämie, so verringert sich der dieser Vereinigung 
gemäß dieser Verordnung zu gewährende Betrag 
um den Betrag, der dem begünstigten Erzeu- 
ger bereits gewährt wurde. 

2. Wurden einer Erzeugervereinigung Prämien 
nach dieser Verordnung zugesprochen, so sind 
die Anträge nicht zulässig, die einzeln von Mit- 
gliedern der Vereinigung zu dem Zeitpunkt ein- 
gereicht wurden, zu dem diese ihren Prämien- 
antrag gestellt hat. 
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Artikel 8 

Jeder Betriebsnachfolger kann sich schriftlich ver- 
pflichten, die von seinem Vorgänger eingegangenen 
Verpflichtungen weiterhin zu erfüllen. In diesem 
Fall behält der Letztgenannte die bereits gezahlten 
Beträge, und der Restbetrag wird an den Nachfolger 
gezahlt. 


Artikel 9 

Wird festgestellt, daß in einem oder in mehreren Ge- 
bieten eines Mitgliedstaates der den Erzeugern im 
Wirtschaftsjahr 1972/73 gezahlte durchschnittliche 
Milchpreis mehr als 125 v.H. des für das gleiche Wirt- 
schaftsjahr festgesetzten Richtpreises für Milch be- 
trägt, kann dieser Mitgliedstaat ermächtigt werden, 
die Vorschriften dieser Verordnung in den betreffen- 
den Gebieten nicht anzuwenden. 


Artikel 10 

Nach dem Verfahren des Artikels 27 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 805/68 wird folgendes festgelegt: 

a) die Frist für die Einreichung der Prämienanträge, 

b) der Zeitraum, in dem die in Artikel 2 genannten 
Bezugszeitpunkte liegen müssen, 

c) die Voraussetzungen für die Anerkennung der 
in Artikel 3 Absatz 2 genannten Rassen, 

d) die Bestimmungen in bezug auf die Kontrolle 
der Einhaltung der Verpflichtungen und in bezug 
auf die Zahlung der Prämie, 

e) die Bestimmung der für die Berechnung der 
Großrindereinheiten zu bildenden Gleichwertig- 
keiten, 

f) die Voraussetzungen für die Erhaltung des Prä- 
mienanspruchs in außergewöhnlichen Fällen, ins- 
besondere, wenn der Begünstigte seinen Beruf 
als Landwirt aufgibt, 

g) die Einzelheiten der Gewährung des in Artikel 6 
genannten Darlehens, 

h) die Festlegung der in Artikel 9 genannten Ge- 
biete, 

i) die übrigen Durchführungsbestimmungen zu den 
vorstehenden Artikeln. 


Artikel 11 

Die Gesamtheit der in dieser Verordnung vorge- 
sehenen Maßnahmen mit Ausnahme derjenigen nach 
Artikel 6 stellt eine gemeinsame Maßnahme im 
Sinne von Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 1970 über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik dar. 


Artikel 12 

1. Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL be- 
tragen 60 Millionen Rechnungseinheiten. 

2. Die voraussichtliche Dauer der Abwicklung der 
in Absatz 1 genannten Maßnahme ist bis 31. De- 
zember 1974 begrenzt. 


Artikel 13 

1. Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahmen gemäß dieser Verordnung getätig- 
ten Ausgaben kommen für eine Finanzierung 
durch den EAGFL, Abteilung Ausrichtung, in Be- 
tracht. 

2. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet den 
Mitgliedstaaten 50 v. H. der erstattungsfähigen 
Ausgaben. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 2 
werden nach dem Verfahren des Artikels 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 


Artikel 14 

1. Die Anträge auf Rückvergütung beziehen sich 
auf die von den Mitgliedstaaten im Laufe des 
Kalenderjahres getätigten Ausgaben und sind 
der Kommission bis zum 1. Juli des darauffolgen- 
den Jahres einzureichen. 

2. Die Kommission entscheidet einmal oder mehr- 
mals über diese Anträge nach dem Verfahren 
des Artikels 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70. 


Artikel 15 

1. Unbeschadet des Artikels 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 treffen die Mitgliedstaaten in 
Übereinstimmung mit den nationalen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften die erforderlichen Maß- 
nahmen, um bereits gezahlte Beträge wieder ein- 
zutreiben, wenn unter Vorbehalt der Bestim- 
mungen des Artikels 10 Buchstabe b die in Arti- 
kel 3 bezeichneten Verpflichtungen nicht einge- 
halten werden. 

Sie teilen der Kommission die getroffenen Maß- 
nahmen mit und berichten ihr regelmäßig insbe- 
sondere über den Stand der diesbezüglichen Ver- 
waltungs- oder Gerichtsverfahren. 

2. Die zurückgeforderten Beträge fließen den Zahl- 
stellen zu und werden von diesen von den vom 
Fonds finanzierten Ausgaben entsprechend dem 
Anteil der gemeinschaftlichen Finanzierung in 
Abzug gebracht. 
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3. Die finanziellen Folgen einer erfolglosen Rück- 
forderung der gezahlten Beträge werden von der 
Gemeinschaft und von den Mitgliedstaaten ent- 
sprechend ihrem Anteil an der Finanzierung ge- 
tragen. 

4. Die wiedereinzutreibenden Beträge können um 
die Zinsen erhöht werden. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 13 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 


Artikel 16 

1. Die Kommission übermittelt dem Rat vor dem 
31. Oktober jeden Jahres anhand der ihr von den 
Mitgliedstaaten gelieferten Angaben einen Be- 
richt über die Anwendung der durch die vorlie- 
gende Verordnung eingeführten Prämienrege- 
lung. 

2. Nach Prüfung dieses Berichts kann der Rat auf 
Vorschlag der Kommission nach dem Abstim- 
mungsverfahren gemäß Artikel 43 Absatz 2 des 
Vertrages vor dem 31. Dezember des laufenden 
Jahres unter Berücksichtigung der gesammelten 
Erfahrungen und der Entwicklung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse in diesem Sektor die Beibe- 
haltung oder Änderung der durch die vorliegende 
Verordnung geschaffenen Prämienregelung be- 
schließen. 


Artikel 17 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

r 
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XXIII. 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates betreffend die Anwendung der Artikel 8 und 14 
der Richtlinie Nr. 72/159/EWG des Rates vom 17. April 1972 im Milchsektor 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie Nr. 72/159/EWG des 
Rates vom 17, April 1972 über die Modernisierung 
der landwirtschaftlichen Betriebe^), insbesondere 
auf Artikel 22 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Lage auf dem Milchmarkt ist in der Gemein- 
schaft derzeit durch einen erheblichen Angebots- 
überhang gekennzeichnet. Für die weitere Verfol- 
gung der Produktionsziele der Gemeinschaft ist es 
erforderlich, sich um ein besseres Gleichgewicht auf 
dem Milchmarkt zu bemühen. 

Zur Wiederherstellung dieses Gleichgewichts emp- 
fiehlt es sich, in diesem Sektor die Durchführung 
derjenigen in der Richtlinie Nr. 72/159/EWG fest- 
geiegten Maßnahmen im Rahmen des Systems zur 
Förderung der Modernisierung, durch die der Kauf 
von zusätzlichen Milchkühen gefördert wird, auszu- 
setzen. Aus dem gleichen Grund empfiehlt es sich 
außerdem, ergänzend zu den Bestimmungen in Arti- 
kel 14 dieser Richtlinie die Gewährung von Beihilfen 
für den Kauf von Milchkühen an solche Betriebe 
zu untersagen, die durch dieses System nicht be- 
günstigt sind - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 
Artikel 1 

Die in Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe b und in Arti- 
kel 14 Absatz 2 der Richtlinie Nr. 72/159/EWG des 
Rates vom 17. April 1972 über die Modernisierung 
der landwirtschaftlichen Betriebe vorgesehenen Bei- 
hilfen werden für Ausgaben, die dem Ankauf von 
Milchkühen dienen, nicht gewährt. 

Artikel 2 

„Milchkuh" ist im Sinne dieser Richtlinie das weib- 
liche Tier der Hausrinderrasse, das sich für die Erzeu- 
gung von zur Vermarktung bestimmter Milch eignet 
und bis zum Zeitpunkt des Kaufs mindestens einmal 
gekalbt hat. Als Milchkuh gilt auch die zum Zeit- 
punkt des Kaufs seit mindestens sechs Monaten 
trächtige Färse. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um den Bestimmungen dieser Richtlinie 
innerhalb der für das Inkrafttreten der Richtlinie 
Nr. 72/159/EWG des Rates vom 17. April 1972 über 
die Modernisierung der landwirtschaftlichen Be- 
triebe vorgesehenen Frist nachzukommen. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 
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XXIV. 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /73 des Rates vom . . . 

zur Festlegung der Grundregeln für die Gewährung einer Verbraucherhilfe für Butter 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 


gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Lage auf dem Buttermarkt ist nach wie vor 
durch erhebliche Überschüsse gekennzeichnet, des- 
halb ist mit allen geeigneten Mitteln der Butter- 
verbrauch zu steigern. 

Das kann am wirksamsten durch Senkung der 
Endverbraucherpreise erreicht werden. Es ist des- 
halb angebracht, eine Beihilfe zu diesem Zweck vor- 
zusehen, durch die der Butterpreis um die durch- 
schnittliche Mehrwertsteuerbelastung gesenkt wird. 

Es empfiehlt sich, eine Beteiligung des 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft an den entsprechenden Ausga- 
ben vorzusehen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten gewähren zugunsten der priva- 
ten Endverbraucher vom 1. Mai 1973 bis zum 31. 
März 1975 eine Beihilfe für Butter in Höhe von IQ 
Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Maß- 
nahmen, um zu gewährleisten, 

a) daß die Beihilfe nur für Butter gewährt wird, 
die zum privaten Verbrauch gekauft wird; 

b) daß die Beihilfe über den Endverkaufspreis an 
die Endverbraucher abgeführt wird. 

Artikel 3 

Im Rahmen der Regelung nach Artikel 3 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 
1970 über die Finanzierung der gemeinsamen Agrar- 
politik^), zuletzt geändert durch die Akte, finan- 
zierte der EAGFL, Abteilung Garantie, 50 v. H. der 
Beihilfen, die für die zum privaten Verbrauch ge- 
kauften Buttermengen gewährt werden. 
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